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(Beginn um 9.00 Uhr.)

Präsident Johann Hatzl: Die 6. Sitzung des Wiener Landtags ist eröffnet. Ich darf Sie recht herzlich begrüßen.

Entschuldigt sind die Abgen Fuchs, Kenesei, Ringler und Schöfnagel.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/00441/2002/0001-KFP/LM) wurde von Herrn Abg Dr Helmut GÜNTHER gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Wien hat in den letzten Jahren in den Hauptstädten der EU-Beitrittskandidatenländer Auslandsbüros eingerichtet, um dort Wiener Interessen zu vertreten. Welche Erfolge für Wien und die Wiener Wirtschaft wurden im Zuge der Vorbereitung auf die Osterweiterung von diesen Büros erreicht? 

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!
Wie - jedenfalls uns beiden - bekannt ist, ist die Wiener Wirtschaft in den EU-Beitrittskandidatenländern äußerst erfolgreich. Es wäre natürlich unseriös, diese Erfolge allein den Wiener Verbindungsbüros in den Hauptstädten der EU-Beitrittskandidatenländer zuzuschreiben, allerdings, denn die Basis für diese erfreuliche Entwicklung sind selbstverständlich die Leistungen der Wiener Unternehmen und der Wiener Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

Die Büros leisten allerdings auf vielfältige Weise einen wichtigen Beitrag der Unterstützung. Dies reicht von der Bereitstellung von Informationen über wirtschaftliche und politische Entwicklung in den Beitrittskandidatenländern bis zur Vermittlung wichtiger Kontakte. Eine Reihe von wirtschaftlichen Indikatoren untermauern die erfolgreiche Strategie Wiens im Hinblick auf die Beitrittskandidaten. Während Wien im Bereich des Außenhandels grundsätzlich Nettoimporteur ist, ist die Handelsbilanz mit den EU-Beitrittskandidatenländern nicht nur klar positiv, sondern es gab in der Vergangenheit auch ein mehr als beeindruckendes Exportwachstum, das weiter anhält. 

So wurden im Jahre 2000 Waren im Wert von 30,6 Milliarden S in die mittel- und osteuropäischen Länder exportiert und deutlich mehr als ein Fünftel aller Exporte Wiens gingen damit in diese Märkte. Wiens Anteil an den Exporten Gesamtösterreichs in diese Staaten betrug im Jahre 2000 21,1 Prozent, während der Anteil an den Gesamtexporten mit 15,1 Prozent deutlich darunter liegt. Auch diese Differenz dokumentiert die Vorreiterstellung, die Wien in diesen Märkten einnimmt. Dass also im Gegenzug dazu auch die Importe ansteigen, ist selbstverständlich und im Sinne der zunehmenden Integration der Wirtschaftsräume auch zu begrüßen. 

Trotzdem beweist die deutliche Differenz - im Jahr 2000 gab es Importe im Wert von 21,7 Milliarden S - den Erfolg der wirtschaftlichen Aktivitäten von Wien und in Wien. Neben diesen Exportzahlen zeigt auch eine kontinuierlich steigende Zahl von Kooperationen von Wiener Unternehmen mit Partnern aus den EU-Beitrittsländern die Kompetenz der Wiener Wirtschaft in diesen Märkten. So liegt die Kooperationsquote der Wiener Unternehmen bei 31 Prozent, österreichweit sind es nur 20 Prozent. Auch hierbei sind die Wiener Büros ein wichtiger Unterstützungsfaktor.

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur ersten Zusatzfrage. Sie stellt Herr Abg Dr GÜNTHER.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Sie, wie ich, können sich erinnern: Anfänglich hat es starke mediale Kritik an den Büros gegeben. Das ist ruhiger geworden, man sieht, es funktioniert dort die Arbeit, denn sonst wäre die Kritik aufrecht geblieben.

Eine Frage: Sie erzählen - und auch Herr StR Rieder -, dass viele amerikanische Unternehmen durchaus in Wien auch versuchen, ihre Headquarters einzurichten. Sind auch diese Unternehmen in Kontakt mit den Außenbüros der Stadt Wien?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Nein, denn diese Außenbüros sind in den Hauptstädten der Beitrittskandidatenländer eingerichtet. Warum ich jetzt kurz gezögert habe, begründet sich damit, dass wir zurzeit auch überlegen, etwa in Polen neben dem Büro in Warschau auch eines in Krakau zu errichten - was im Wesentlichen wirtschaftliche Argumente hat, die dem zu Grunde liegen, allerdings auch Argumente, die im kulturellen Kooperationsbereich liegen - und dann natürlich auch in Ländern, die man zurzeit nicht als Beitrittskandidatenländer bezeichnen kann, einschließlich jetzt auch auf Grund der Ergebnisse der Helsinki-Konferenz, wie etwa in Sophia oder anderen vergleichbaren Ländern. 

Wir konzentrieren uns bei diesen Büros in allererster Linie darauf, Osteuropa hier im besonderen Ausmaß zu betreuen, die Unternehmer zu betreuen, aber natürlich auch im voraus zu hören, welche Veränderungen es dort gibt, sodass diese wirtschaftlichen Entscheidungen, die getroffen werden, entsprechend nutzbar gemacht werden.

Die Bereiche Übersee, hier insbesondere der japanische Bereich, aber auf der anderen Seite auch der amerikanische Bereich, werden nicht unmittelbar von diesen Büros betreut. Die Kontakte mit den insbesondere amerikanischen Unternehmen, die sich in den vergangenen drei Jahren außerordentlich erfolgreich entwickelt haben, laufen entweder über Direktkontakte oder über beauftragte Unternehmen. 

Präsident Johann Hatzl: Die zweite Zusatzfrage stellt Frau Abg Dr Vana.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Die Grundlage der Tätigkeit der Auslandsbüros sind ja unter anderem die stadtaußenpolitischen Leitlinien der Magistratsdirektion-Auslandsbeziehungen, die erst kürzlich wieder verlängert wurden. Sie beinhalten Ziele und Schwerpunktsetzungen, auch Schwerpunktregionen. Da ja Stadtaußenpolitik immer wichtiger wird, nicht nur im Zuge der EU-Erweiterung, sondern insgesamt für Österreich und Wien als EU-Mitglied, sind wir der Meinung, dass stadtaußenpolitische Schwerpunktsetzungen breiter diskutiert werden sollten und nicht nur per Erlass einer Magistratsdirektion. 

Ich möchte Sie daher fragen, ob Sie sich dafür einsetzen werden, dass stadtaußenpolitische Schwerpunktsetzungen künftig sowohl in der Gemeinderätlichen Europakommission, als auch im Gemeinderat diskutiert und dort beschlossen werden?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, aus meiner Sicht heraus gesehen - Verzeihung, aber wie jeder anständige Wiener bin ich zurzeit verkühlt - spricht selbstverständlich überhaupt nichts dagegen, auch die außenpolitischen Richtlinien im Wiener Landtag oder auch im Wiener Gemeinderat zu diskutieren. 

Aber ich bemühe mich ohnehin immer wieder, auch stadtaußenpolitische Fragen hier einzubringen. In wenigen Stunden werden wir das neuerlich tun können, denn die Frage der Daseinsvorsorge ist, haarscharf genau, ein für Kommunen entscheidender Punkt der Europapolitik und daher gehe ich davon aus, dass dies neben den wirtschaftlichen Aspekten, die dabei zu diskutieren sind, den kulturpolitischen Aspekten, die dabei zu diskutieren sind, selbstverständlich auch diese politischen Grundlegungen für die Rahmenbedingungen unserer Stadtaußenpolitik diskutiert werden können. Ich habe selbstverständlich nicht nur nichts dagegen, sondern ich bin sehr dafür.

Präsident Johann Hatzl: Die dritte Zusatzfrage: Herr Abg Prochaska.

Abg Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Sie haben zu Beginn auf die Notwendigkeit der Osterweiterung - eigentlich eine Westerweiterung nach dem Osten hin - für Wien als Wirtschaftsstandort hingewiesen.

Ist daran gedacht, in einer Aufklärungs- und Propagierungswelle für diese Erweiterung Sympathien zu schaffen, auch in Richtung der eher zögerlichen Arbeitnehmerorganisationen, wie AK und ÖGB?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also, ich habe nicht den Eindruck, dass die beiden Arbeitnehmervertretungen hier besonders zögerlich sind, sondern ich habe eigentlich bei den internen wie externen Diskussionen in Erinnerung, dass man auf einen Umstand hinweist, der im besonderen Ausmaß natürlich für das Funktionieren des Erweiterungsprozesses von Bedeutung ist, nämlich die Lage auf dem Arbeitsmarkt. 

Das halte ich für legitim, so wie ich es für legitim halte, dass etwa andere Interessenvertretungen, wie die Wirtschaftskammer, darauf hinweisen, dass in der Frage der Niederlassungsfreiheit natürlich auch entsprechende Sorgen bestehen und man mit Übergangsfristen hier natürlich auch Lösungen herbeiführen kann. 

Also, ich denke, dass hier die Funktion von Interessenvertretungen in einem solchen Entwicklungsprozess durchaus auch eine wichtige ist, denn was wir ganz sicher gemeinsam wollen, ist nicht nur die Erweiterung an sich, sondern dass dieser Erweiterungsprozess auch funktioniert und zu einem positiven Ergebnis für die europäischen Unionsbürger, für die Österreicher, aber natürlich auch für die Beitrittsländer führt und dieses Funktionieren, und auch im Bewusstsein verankertes Funktionieren, wird dann erfolgreich sein, wenn man die Bedenken, die vorhanden sind, die Sorgen, die es auch dabei gibt, entsprechend ernst nimmt, sich mit ihnen auseinander setzt und dafür Lösungsvorschläge unterbreitet. Und da bin ich auch über die Zusammenarbeit sowohl mit der Wirtschafskammer, mit der Industriellenvereinigung, aber auch mit der Arbeiterkammer und mit der Gewerkschaft, sehr dankbar und sehr froh und eigentlich auch sehr zuversichtlich.

Präsident Johann Hatzl: Die letzte Zusatzfrage: Herr Abg Dr GÜNTHER.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Vor einigen Jahren hat der damalige VBgm Görg die Gegend rund um Wien Vienna-Region genannt und hat gesagt, man sollte es ausdehnen bis Pressburg, bis Brünn, bis St Pölten, und das ist ein großer Wirtschaftsraum. Und auch die damalige Finanzstadträtin Ederer hat gemeinsam mit Präsidenten Nettig in einer Pressekonferenz gesagt, hier sei ein wichtiger Bereich. Und jetzt haben wir in Pressburg ein Büro. 

Jetzt ist gedacht, wie Sie gesagt haben, in Polen ein zweites zu eröffnen. Ist vielleicht auch daran zu denken, in Brünn, das ja in diesem Bereich durchaus dazugehört, ein Büro zu eröffnen, und hier Interreg-Mittel einzusetzen, die bisher eher in Kleinprojekten eingesetzt wurden? Diese könnten hier grenzüberschreitend und im stärkeren Ausmaß eingesetzt werden, um diesen großen Wirtschaftsraum ein bisschen zu einen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also, um das hier möglichst kurz zu beantworten: Selbstverständlich bin ich auch weiterhin ein Anhänger dieser politischen Grundsatzentscheidung einer europäischen Regionalpolitik und stehe absolut zu dem, was wir seinerzeit hier auch als Ergebnis einer Diskussion hervorgebracht haben: hier zu einer Regionalentwicklung zu kommen, die sich aus ökonomischen, aber ich würde auch sagen, in gewissem Ausmaß auch aus kulturellen Gründen ergibt und die nach dem Fall des Eisernen Vorhangs, eines der bedeutendsten und größten Ereignisse dieses abgelaufenen Jahrhunderts, nunmehr auch noch die EU-Außengrenze überwindet, sodass es hier zu einer tatsächlich regionalen Entwicklung kommt. Denn ich will gar nicht verhehlen, dass ich in der Konzeption der Befürwortung des Europas der Regionen wahrscheinlich mit Herrn Dr Görg mehr übereinstimme, als ich unter Umständen mit Kollegin Ederer übereingestimmt habe, die durchaus auch legitime andere Europakonzeptionen vertreten hat. 

Ich halte das für grundsätzlich sehr wichtig, hier beginnend nun auch mit Interreg-Projekten, aber natürlich auch mit jenen Projekten, die in großer Vielfalt in der Region selbst schon funktionieren, die von symbolischen Handlungen, wie die Unterstützung beim Ankauf der Kirchenglocken des Doms von Bratislava bis hin zu Wirtschaftskooperationen in einem sehr hohen Ausmaß reichen, und wo es Wünsche und auch konkrete Verhandlungen geben wird - die Kooperation der beiden Donauhäfen oder die Kooperation der beiden Flughäfen ist auch eine sehr wichtige Grundsatzentscheidung -, die natürlich alle ökonomisch andere Berechnungen haben werden, wenn diese EU-Außengrenze gefallen ist und der freie Waren- und Personenverkehr zwischen den Häfen, auch Flughäfen oder Donauhafen, entsprechend möglich ist. 

Also, ich denke, dass es hier sehr positiv zu beurteilende Entwicklungen gibt und dass auch dieses Zusammenwachsen der Region zu sehen ist - mit all den Folgeproblemen, die wir dann wieder zu bewältigen haben werden, die in Richtung Verkehr gehen, die aber auch in Richtung Wien gehen, in die Ausweitung von Betriebsansiedlungsgebieten, Kompatibilität mit dem Nationalpark oder noch nicht Nationalpark, wenn ich etwa an die March denke. 

Also, wir haben hier sicherlich ein Developing im weitesten Sinn, ein ökologisch verträgliches Developing zu machen, was dabei auch eine ganz spannende Zukunftsaufgabe sein wird. 

Wenn wir dazu zusätzliche Büros in Györ oder in Brünn brauchen sollten, dann werden wir dies tun, vorläufig sehe ich allerdings die Notwendigkeit nicht, weil sich diese Aktivitäten mit dem Büro von Wien aus, aber auch mit dem Büro in Bratislava bewerkstelligen lassen. 

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Damit ist die 1. Anfrage abgeschlossen. 

Die 2. Anfrage (FSP/00440/2002/0001-KSP/LM) wurde von Frau Abg Marianne Klicka gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Welche Auswirkungen wird das in Ausarbeitung befindliche Abfallwirtschaftsgesetz 2002 auf landesrechtliche Regelungen des Wiener Abfallwirtschaftsgesetzes haben?

Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete! 

Welche Auswirkungen wird das in Ausarbeitung befindliche AWG 2002 auf die landesrechtlichen Regelungen im Wiener AWG haben? 

Dazu möchte ich vorausschicken, das Abfallwirtschaftsgesetz des Bundes 2002 hat erst kürzlich den Ministerrat passiert, daher ist damit zu rechnen, dass noch einige Textpassagen geändert werden könnten und noch gewisse inhaltliche Veränderungen durchgeführt werden können. Es ist daher aus heutiger Sicht noch nicht vorhersehbar, mit welchem genauen Inhalt dieses neue Abfallwirtschaftsgesetz 2002 im Nationalrat beschlossen werden wird. 

Folglich können sich die Ausführungen in weiterer Folge natürlich nur auf den Entwurf des Abfallwirtschaftsgesetzes des Bundes beziehen und daher erst nach Beschlussfassung im Nationalrat einer detaillierten Prüfung unterzogen und die tatsächlichen Auswirkungen erst nach Vorliegen dieser Fassung getroffen werden. 

Welche Regelungen im Wiener Landesabfallwirtschaftsgesetz werden voraussichtlich betroffen sein? - Die Begriffsbestimmungen. Der Bundesgesetzgeber definiert im AWG 2002 im Entwurf zahlreiche Neubegriffe, die bundeseinheitlich geregelt werden, wie etwa Abfall, Siedlungsabfall, Abfallbehandler. 

Dadurch werden anders lautende Bestimmungen, Definitionen im Wiener AWG natürlich ungültig, weil Bundesrecht in diesem Fall Landesrecht bricht. Neue Begriffsbestimmungen werden natürlich auch im Wiener AWG homogen einzuführen sein. Das heißt, es ist damit zu rechnen, dass der Neubegriff im Bundes-AWG 2002 über Siedlungsabfälle entsprechend auch im Wiener AWG formal neu eingeführt werden muss. 

Im Wiener Landes-AWG spricht man derzeit vom Müll unter Einbeziehung der Liegenschaften in die öffentliche Müllabfuhr. Das heißt, dieser Begriff Siedlungsabfall, der nun erstmalig auf Bundesebene einheitlich geregelt werden wird, muss auch in das Wiener Landes-AWG Eingang finden. Auch die Ziele und Grundsätze im AWG 2002 haben sich verändert und wurden neu definiert. 

Zu den Verordnungsermächtigungen: Das neue AWG im Entwurf, wie es derzeit vorliegt, enthält zahlreiche Regelungen, wie etwa die Aufzeichnungspflichten und die Pflichten für die Abfallbesitzer, ein wichtiges Instrument zur Kontrolle, ein wichtiges Instrument zur abfallwirtschaftlichen Planung. 

Aber dieses AWG im Entwurf enthält natürlich nur einen Torso, die Verordnungen müssen erst in nächster Folge erarbeitet werden. Aus unserer Sicht ist es daher sehr bedauerlich, dass diese Verordnungen noch nicht bekannt sind. Das heißt, es kann aus heutiger Sicht noch nicht beurteilt werden, inwieweit diese künftigen Regelungen in den Verordnungen auf das Wiener AWG Auswirkung zeigen werden. Daher ist es ganz besonders hervorzuheben, dass es notwendig wäre, ein ganzheitliches Regelungspaket mit dem AWG 2002 auf Bundesebene zu schnüren. 

Das heißt, damit kann eine Rechtsordnung, eine Rechtssicherheit geschaffen werden in der Abfallwirtschaft, ein AWG neu mit entsprechenden Verordnungen, anstatt die zusammengehörigen Regelungen zeitlich und faktisch zerstückelt vorzulegen. Eine weitere Verordnungsermächtigung des Bundesministers soll vorsehen, dass die Einhebung eines Pfandbeitrags festgelegt werden kann. 

Das ist aus meiner Sicht abzulehnen. Hier müsste eine Pfandbeitragsregelung zwingend vorgeschrieben werden. Wir haben auch selbst vom Bundesminister für Umwelt die Information erhalten, dass in den skandinavischen Ländern die Pfandregelung sehr erfolgreich läuft. Eine Rücklaufquote bei Einwegverpackungen von über 80 Prozent konnte mit einer verpflichtenden Pfandregelung erreicht werden. 

Im neuen AWG 2002 bleibt es nun zu hoffen, dass diese Pfandregelung, diese Pfandbeitragsregelung verpflichtend für Einweg- und Mehrwegverpackungen eingeführt werden wird. 

Ein wichtiger Punkt, Sammler und Behandler nicht gefährlicher Abfälle: Hier hat das Wiener Landes-AWG Beispiel gegeben für eine bundeseinheitliche Regelung über die Aufzeichnungspflichten von Sammlern und Behandlern von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen. In Wien gilt ja schon seit 1994, dass eine Jahresbilanz von den Abfallsammlern an die Behörde abgegeben wird und diese plant daraufhin abfallwirtschaftliche Notwendigkeiten und führt entsprechende Kontrollen durch. Es bleibt daher zu erwarten, dass dieses Wiener Modell der Abfallwirtschaft, dieses Wiener Modell der Jahresbilanzen, auch auf Bundesebene einheitlich eingeführt werden wird, das heißt, dass man dann auch in Gesamtösterreich weiß, mit welchen Abfallströmen wir in Zukunft zu rechnen haben. 

Diese Absicht, ein bundeseinheitliches Register einzuführen - im AWG ist ein elektronisches Register vorgesehen -, ist vorhanden, es ist jedoch aus heutiger Sicht noch nicht abzusehen, in welcher Form dieses Register auch eingeführt werden wird. 

Wir lehnen ein ausuferndes und überbordendes System ab, hier geht es darum, einfache, übersichtliche und effektive Regelungen zu schaffen. Die nützen der Wirtschaft, die nützen aber selbstverständlich auch der Behörde und dies dient auch dem Umweltschutz, weil entsprechende Mittel, die in ein elektronisches Register einfließen müssten, das überbordend ist, könnten sehr viel sinnvoller investiert werden in tatsächliche effektive Umweltschutztechnologie-Maßnahmen. 

Das heißt, ich werde mich dafür einsetzen, dass auch auf Bundesebene ein Wiener System eingeführt werden wird, mit einer Jahresmeldung der nicht gefährlichen Abfälle für Abfallsammler und –behandler. 

Der nächste Punkt: die Anlagengenehmigungen. Auch da können wir das Wiener Landes-AWG als Vorbild für das Bundes-AWG nehmen. Wir hatten schon seit dem Jahr 1994 einen Anlagengenehmigungstatbestand für mobile Behandlungsanlagen. Das wird jetzt endlich auch auf Bundesebene eingeführt werden und hier wird das Wiener Modell auch wieder zum Vorbild genommen. 

Generell ist zu sagen, dass durch das Bundes-AWG - im Entwurf, wie es derzeit vorliegt - auch sichergestellt werden soll, dass eine Anlagengenehmigungskonzentration auf Bundesebene erfolgt. Das heißt, im Interesse des Umweltschutzes und einer österreichweiten einheitlichen Regelung des Anlagenrechts, wird man über diesen Verlust im Wiener Regelungsinhalt sicherlich hinwegkommen.

Grundsätzlich ist noch einmal vorauszuschicken: Bundesrecht bricht Landesrecht, daher werden die im Widerspruch zum Bundes-AWG geltenden Bestimmungen des Wiener Landes-AWG nicht novelliert werden müssen, sie gelten einfach nicht mehr. Was wir jedoch in weiterer Folge sicherlich durchzuführen haben, sind, um dementsprechend das AWG auch zu entrümpeln, diese Bestimmungen auch herauszunehmen. Der positive Aspekt dieses neuen Bundes-AWG für uns ist jedenfalls eine Deregulierung des Landesrechts. Es wird ein schlankes Wiener AWG geben und ein hoffentlich starkes Bundes-AWG, für einen wertvollen Beitrag, für eine sinnvolle und nachhaltige Abfallwirtschaft.

Präsident Johann Hatzl: Die erste Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Danke schön für die Ausführungen. Im "Standard" gab es eine fünfteilige Serie, wo vor allem die Wiener Abfallwirtschaft erklärt und abgefeiert wurde. 

Uns liegt eine Studie des technischen Büros Hauer vor, die besagt, dass die Systemmüllzusammensetzung nach österreichischen Bundesländern für Wien ganz anders aussieht, als Sie es in den Medien mitteilen. Und zwar ist es so, wenn wir den Pro-Kopf-Anfall in Kilogramm pro Einwohner vergleichen, ist der Pro-Kopf-Anteil in Vorarlberg 25 Prozent des Pro-Kopf-Anteiles in Wien und selbst in Niederösterreich nur etwas weniger als der Hälfte des Pro-Kopf-Anteiles an Systemmüll vergleichbar mit den Wienern. 

Wie erklären Sie den Unterschied, dass offensichtlich ein Wiener/eine Wienerin weitaus mehr Müll produziert, als ein Vorarlberger oder sonstige Menschen in Österreich?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Selbstverständlich hat jedes Bundesland seine eigene Systemmüllabfuhr, hat eigene Regelungen zur getrennten Sammlung. Sicher ist es, dass in einer Großstadt eine andere Familienkultur auftritt als auf dem Land. Wir wissen es alle, zum Glück arbeiten in der Stadt sehr viel mehr Frauen als auf dem Land, damit ergibt sich natürlich auch die Notwendigkeit eines anderen Einkaufens, eines anderen Lebensverhaltens, eines anderen Kochens. Auch ein wesentlicher Punkt im Lebenszusammenhalt in einer Stadt ist normal die Situation, dass wir sehr viele Singlehaushalte aufweisen, dass wir sehr viele Vereinzelungen, Vereinsamungen natürlich auch, beobachten müssen. Und das ist auch damit verbunden, dass hier selbstverständlich ein anderes Verhalten, ein anderes Konsumverhalten auftritt. 

Selbstverständlich werden wir alles daransetzen, in weiterer Folge im Bereich der Abfallvermeidung weitere Schritte zu setzen, um hier die Abfallmengen zu reduzieren. 

Was aber nicht sein kann, ist, unter dem Deckmantel der stofflichen Verwertung, neue Altlasten zu schaffen, unter dem Aspekt weniger Abfälle zu erzeugen, hier insgesamt die Umwelt zu belasten. Dafür kann ich mich nicht einsetzen.

Ich werde mich persönlich für ein Pfandsystem einsetzen und für Einweg- und Mehrweg und gar nicht mehr darüber diskutieren, in welcher Form dieser ARA-Beitrag dann zu entrichten sein wird. Dann geht es darum, hier ein ARA-System neu einzuführen, dann geht es darum, hier Mehrwegsystem zu forcieren und zwingend einzuführen.

Präsident Johann Hatzl: Zweite Zusatzfrage: Herr Abg Klucsarits.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Inwieweit ist es vorgesehen, bei der im Rahmen des Abfallwirtschaftsplans geplanten Biogasanlage auf Material aus der Biotonnensammelaktion zurückzugreifen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Es ist Ihnen sicherlich bekannt, dass die EU eine neue Richtlinie in Erarbeitung hat. Gemäß der neuen Vorlage der EU-Hygienerichtlinie wird es nicht mehr möglich sein, bestimmte Abfälle in der getrennten Kompostsammlung zu erfassen. Hier wird ein Überdenken der heutigen Biomüll-, der heutigen Biokompostsammlung notwendig sein. Biogasmaterial wird sicherlich neu organisiert werden, das heißt, wir planen heute schon die Errichtung einer neuen Biogasanlage mit der Sammlung von entsprechenden Abfällen aus dem Küchenabfall, das heißt, ich stelle mir vor, eine Art Küchentonne im innerstädtischen Bereich und eine Gartenabfalltonne für den außerstädtischen Bereich. 

Die Gartenabfalltonne soll dazu führen, dass wir hier sauberen Kompost haben, sauberen Kompost für unsere biologische Landwirtschaft. Und selbstverständlich sollen Küchenabfälle dafür genutzt werden, Kyoto-Ziele einzuhalten, die sollen dazu genutzt werden, Öko-Strom zu erzeugen und hier ist daher auch eine entsprechende Mengenreduktion im Kompostbereich zu erwarten.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die nächste Zusatzfrage stellt Frau Abg Mag Schmalenberg.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Beim Entwurf für das Abfallwirtschaftsgesetz 2002 geht es, glaube ich, nicht nur um die neue Definition von Begriffen, sondern es geht in erster Linie um eine Zusammenfassung von Bundes- und Landesvorschriften durch ein bundeseinheitliches Abfallrecht. Ich glaube, dass eine einheitliche Abfalldokumentation statt zehn getrennter Abfallaufzeichnungen oder der Wegfall separater Anlagenbewilligungen nach diversen Landes-Abfallgesetzen durchaus Vorteile und Positiva für die Wirtschaft bringen könnte. Die Abfallwirtschaftsgesetz-Konzepte der Länder bleiben ja nach wie vor in Kraft. 

Meine Frage ist daher - Sie haben schon einige Veränderungen jetzt in Ihrer Beantwortung angedeutet -, welche Veränderungen werden Sie vornehmen, bezüglich etwa der Trennvorschriften, bezüglich der Sammel-, Verwertungs- beziehungsweise Behandlungssysteme, aber auch was die Entsorgungsanlagen und die Einzugsgebiete betrifft, um das Landesabfallwirtschaftskonzept mehr in Richtung Müllvermeidung zu orientieren, und werden Sie diese Ideen und Konzepte den Mitgliedern des Umweltausschusses zeitgerecht präsentieren?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete!

Das Bundes-AWG 2002, wie es im Entwurf vorliegt, wird selbstverständlich, und darüber sind wir sehr froh, entsprechende Bundesvorschriften über die Abfalldokumentation für nicht gefährliche Abfälle zu erläutern und zu erfassen haben.

Darüber sind wir besonders froh, dass hier endlich einheitliche Regelungen geschaffen werden. Ich hoffe, auch Sie setzen sich in Ihrer Bundesregierung dafür ein, dass hier ein effektives, ein einfaches Abfalldokumentationssystem eingeführt werden wird, damit hier entsprechende abfallwirtschaftliche Planungen durchgeführt werden können. 

Ich warte darauf, dass aufbauend auf diesen neuen Daten auf Bundesebene ein sehr konkreter Bundesabfallwirtschaftsplan vorgelegt werden wird und aufbauend auf diesen Bundesabfallwirtschaftsplan wird selbstverständlich die Landesabfallwirtschafsplanung aufzusetzen sein. Hier geht es darum, selbstverständlich verstärkt in die Trennung einzusteigen, verstärkt in eine sinnvolle Trennung, in eine ökologisch sinnvolle Trennung, in eine ökologisch sinnvolle Verwertung und selbstverständlich sehe ich keine Notwendigkeit, auf Grund des Bundes-AWG Einzugsgebiete zu ändern.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die letzte Zusatzfrage stellt Frau Abg Klicka.

Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben angedeutet, dass auch im Bereich der Ziele und Grundsätze Veränderungen in dieser Vorlage erfolgen. Welche neuen Ziele werden es sein?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Landtagsabgeordnete! Sehr geehrter Herr Präsident!

Das neue Bundes-AWG führt neue abfallwirtschaftliche Ziele ein und hier geht es im Wesentlichen darum, die nachhaltige Nutzung von Ressourcen zu definieren. Das ist im Wiener AWG bis jetzt noch nicht enthalten, das werden wir selbstverständlich auch im Wiener AWG einführen. 

Was jedoch neu ist, diese Definition der Grundsätze der Abfallwirtschaft im Bundes-AWG, nämlich der Kette der Vermeidung, Verwertung und Beseitigung, stimmt aus heutiger Sicht nicht mit dem Wiener AWG überein. Im Wiener AWG steht die stoffliche Verwertung über der thermischen Verwertung, das wird auf Grund der neuen Vorschriften im Bundes-AWG neu zu gestalten sein, denn hier wird vorzusehen zu sein, dass die thermische Verwertung der stofflichen Verwertung als gleichrangig anerkannt wird.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Damit ist die 2. Anfrage beantwortet. 

Die 3. Anfrage (FSP/00446/2002/0001-KGR/LM) wurde von Frau Abg Susanne Jerusalem gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport gerichtet: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass wesentliche Erkenntnisse aus dem Wiener Teil der PISA-Studie, die im Interesse der Schülerinnen und Schüler sind, im Wiener Schulwesen Berücksichtigung finden werden? 

Sie ist für heute entschuldigt, in ihrer Vertretung wird Herr LhptmSt Dr Sepp Rieder die Frage beantworten. Ich bitte ihn darum.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Präsident! Frau Abgeordnete!

Sie werden verstehen, dass ich schon aus verschiedensten Gründen meine Kollegin Grete Laska hier nicht wirklich voll ersetzen kann, aber ich werde mein bestes Bemühen einbringen. 

Die Frage, die Sie an mich gerichtet haben, betreffend die Umsetzung dieser Studie bis herunter gebrochen auf Wien - bekannt geworden ist ja diese Studie durch die durchaus erfreulichen Ergebnisse für Österreich im Ranking, so wurde das zunächst einmal medial verstanden, der verschiedenen Länder. Immerhin ist es eine beachtliche Leistung, dass Österreich im deutschsprachigen Raum das beste Land im Schulsystem ist, was den Kernbereich der PISA-Studie betrifft, nämlich die Beurteilung der Lesefähigkeit. Natürlich hat das auch in unserem Nachbarland weniger Freude gemacht, dass die Bundesrepublik Deutschland deutlich schlechter abgeschnitten hat.

Wenn man es vertieft - und darauf zielt Ihre Frage ab -, dann merkt man, dass in dieser PISA-Studie viel mehr drinnen steckt. Ein Bench-Marking, wo man 265 000 SchülerInnen einer Altersstufe - 15- bis 16‑Jährige - in 31 Ländern befragt und damit zugleich auch die Schulstrukturen abcheckt, ist ein wertvolles Potenzial und die Tatsache, dass das kein einmaliger Kraftakt sein soll, sondern alle drei Jahre durchgeführt wird, ist schon international eine beachtliche Sache und mit Recht sind die Initiatoren und die Beteiligten auf das Ergebnis dieser Studie sehr stolz.

Wenn man sieht, dass auch für Österreich, das immerhin 6 000 Schülerinnen und Schüler aus unterschiedlichen Schultypen, wie gesagt, einer Altersstufe, hier abgefragt worden sind und 235 Schulen daran beteiligt sind, dann ist es auch für die innerstaatliche Beurteilung ein beachtliches Kapital und ich denke, dass das Vorhaben des Bildungsministeriums, das - so wie es eigentlich der Studie entspricht - zu einer Vertiefung der Ergebnisse zu nützen, eine wichtige Sache ist.

Die Geschäftsführende Präsidentin des Wiener Stadtschulrats hat sich bereits im Auftrag der Kollegin Laska an den Verantwortlichen, der vom Bildungsministerium als Projektmanager beauftragt worden ist, gewandt, um sozusagen die weitere Vorgangsweise zu besprechen. Bisher liegen ja eigentlich nur diese so genannten spektakulären Daten vor, was da alles drinnen steckt, muss man erst in Arbeitsgruppen erarbeiten.

Präsident Johann Hatzl: Erste Zusatzfrage: Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Sie haben ohnehin mein ganzes Mitleid, dass Sie da jetzt hier stehen und ich werde jegliche Form von Glatteisfragen jetzt natürlich unterlassen. (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Bei der warmen Temperatur ist das ohnedies nicht so leicht!) 
Die Ergebnisse zeigen auch, dass rund 12 Prozent der Wiener Schülerinnen und Schüler sich in einer bildungsmäßigen Verfassung befinden, wo man sagt, so kommen die nicht in den Arbeitsmarkt hinein. Das ist eine Risikogruppe von 12 Prozent, die zu wenig kann und zu wenig Fähigkeiten erworben hat.

Auf die bezieht sich jetzt meine Frage: Können Sie sich vorstellen, dass Wien sich dieser Gruppe im Spe-
ziellen annimmt und vielleicht auch Schulversuche initiiert, um diesen 12 Prozent zu helfen und sie zu fördern?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Ich teile jetzt Ihre prinzipielle Einschätzung, dass es nicht genügt, sich nur der positiven Ergebnisse und internationalen Vergleichsdaten zu rühmen und sich allein auf diese Studie zu beschränken, sondern dass man sich in diesen Arbeitsgruppen mit den weniger erfreulichen Daten auseinander setzen muss. 

Wobei ich sage, da ist wahrscheinlich diese Studie mit ihrer internationalen Dimension noch nicht genau genug, wenn ich denke, dass Sie ein Thema angesprochen haben, nämlich das über die Frage - man muss vorausschicken, die PISA-Studie setzt ja darauf ab - des lebenslangen Lernens. Das halte ich für einen ganz wichtigen Ansatz dieser internationalen Studie. Und da steckt ja drinnen, dass quasi die Schule nicht das einzige Instrument der Ausbildung und Weiterbildung ist, sondern ein Kettenprozess angedacht ist und das halte ich für einen wesentlichen Faktor, den man berücksichtigen muss, bei allen bildungspolitischen Konzepten, dass nicht die Schule alles für alle Zeiten präsentieren kann, sondern dass sie Grundfähigkeiten vermitteln soll. Dazu zählt eben auch der Umgang mit dem Lesen im engeren Sinn, gemeint aber natürlich im größeren Sinn. 

Aber ich glaube, dass Sie einen wichtigen Punkt angesprochen haben, der uns alle beschäftigt, die wir uns mit dem Problem Arbeitsmarkt befassen, nämlich die sehr rasche Veränderung der Anforderungen, die der Arbeitsmarkt an Schulabsolventen stellt, sozusagen mit dem Konzept, hier soll schon bereits der fertige, auf den Betrieb absolut ausgerichtete Mitarbeiter produziert werden. 

Und ich denke, dass dieser Aspekt nicht richtig ist, sondern dass dieses Prinzip dieser dualen Ausbildung und Weiterbildung über die Schule hinaus zu berück-sichtigen ist und dass es in der Tat - und da schätze ich wirklich die PISA-Studie als eine wirkliche, wichtige internationale Richtschnur - auf die Vermittlung der Grundfähigkeiten und nicht auf die Wissensvermittlung allein ankommt, und dass daher bei allen Konzepten in der Schulstruktur dieses Element zu hinterfragen ist. 

Ob jetzt der Prozentsatz dieser oder jener ist, kann ich Ihnen weder bestätigen noch Ihnen widersprechen, ob das jetzt sozusagen das Ergebnis ist. Im glaube, im Grundprinzip soll es in diese Richtung gehen.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr Abg Strobl.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! 

Die PISA-Studie zeigt ja nicht nur sozusagen, dass wir gut liegen, sondern sie zeigt auch, dass wir in einzelnen Bereichen im Vergleich zu anderen Ländern sogar noch besser werden könnten.

Diese Studie hat sich diesmal mit den 15- bis 16‑Jährigen befasst, und ich stelle daher die Frage: Können Sie sich vorstellen, dass wir, um auch jene Spitze zu erreichen, die in der PISA-Studie sehr deutlich gezeigt wird, dass das möglich ist, die Begabungsförderung im Bereich der Pflichtschule ausbauen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, bitte.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Abgeordneter! 

Ich sage noch einmal: Man soll sich sowohl der positiven Ergebnisse der PISA-Studie durchaus bewusst sein und sich dessen rühmen. Auch umgekehrt, sich an das halten, was die EU-Kommissarin für Bildung und Kultur oder Kunst - ich bin mir jetzt nicht sicher, wie die offizielle Bezeichnung lautet -, die hier in Österreich war und auch zu dem Studienergebnis Stellung genommen hat, dass man dazu auch steht, nämlich dass es auch darum geht, sich an jenen Schulsystemen zu orientieren, die in anderen Bereichen vielleicht besser sind. 

Besonders gut hat ja Finnland abgeschnitten. Ich weiß nicht, wie weit das finnische Schulsystem jetzt wirklich in allem und jedem ein Vorbild sein kann. Es gibt auch die Kritik, dass manches in der PISA-Studie sich zu sehr am angloamerikanischen Schulsystem orientiert. Auch das ist ein Thema, mit dem man sich vertieft auseinander setzen muss, aber ich glaube, dass natürlich der Aspekt, die Frage Pflichtschule und sozusagen freiwillige Schule zu entkoppeln oder umgekehrt gesprochen zu verfügen, dass Begabtenförderung nur in den höheren Schulbereichen stattfindet, nicht richtig ist, sondern dass natürlich gerade unter dem Aspekt der heutigen Annahme beziehungsweise Stellung der Pflichtschule natürlich auch das ein wichtiger Aspekt ist. 

Ich kann jetzt wirklich auch bei allem Bemühen um Vertretung meiner Kollegin nicht sagen, zu welchen konkreten Maßnahmen das führen muss, aber im Prinzip glaube ich, sind solche Grundgedanken Allgemeingut und unbestritten.

Präsident Johann Hatzl: Die dritte Zusatzfrage: Herr Abg Ing RUDOLPH.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! 

Ich stimme Ihrer Analyse hinsichtlich der PISA-Studie zu, die Sie auf Grund ihres internationalen Aspekts als "nicht genau genug" bezeichnet haben, wie Sie wörtlich gesagt haben, um daraus direkt Ableitungen für Wien zu treffen und Sie haben gesagt, die PISA-Studie sei eine Richtschnur.

Ich halte das für sehr richtig und bin auch durchaus gespannt, was die Auswertungen etwa auf Bundesebene ergeben werden, die bis Ende Juni für Österreich vorliegen sollen, das ist zumindest die Zielvorgabe des Unterrichtsministeriums, so weit sie mir bekannt ist. 

Ich meine aber, dass diese PISA-Studie eben auch als Impuls, ich sage nicht Richtschnur, ich sage, als Impuls verstanden werden könnte, auch für die Länder, daher auch für Wien, sich mit der Ausbildungsqualität in den eigenen Pflichtschulen verstärkt auseinander zu setzen.

Ich frage Sie daher nicht, ob Sie sich etwas vorstellen können, sondern ganz konkret, ob Sie auch bereit sind, für eine derartige qualitätsfeststellende, qualitätssichernde Maßnahme, die auch Geld kosten wird, entsprechende Budgetmittel Ihrer Kollegin StRin Laska zur Verfügung zu stellen, damit wir hier, etwa in Wien, speziell auf den Pflichtschulbereich, von der PISA-Studie herunter gebrochen eine Untersuchung nach etwa diesen Kriterien machen können, wie sie in der PISA-Studie zu Grunde gelegt worden sind?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Abgeordneter!

Es ist im Zusammenhang mit dieser Studie auch eine internationale Diskussion über zwei Dinge ausgebrochen. Das eine, wie weit Strukturen und Organisationsformen in der Schule, Klassenzahl und Ähnliches, Einfluss auf die Qualität haben. Auch das ist sozusagen ein Evaluierungsthema geworden, was ich für richtig halte. Also, es gibt kein Tabu in der Beurteilung auch von Themen und daher denke ich, dass man sehr konkret auch über die Frage der Zusammenhänge von organisatorischen Maßnahmen, ist gleich finanzielle Ausstattung, sprechen muss. 

Und zweitens das große Thema, das die von mir schon zitierte EU-Kommissarin auch angesprochen hat, wie steht es mit den Bildungsbudgets der Mitgliedsstaaten, und ich habe nie ein Hehl daraus gemacht, dass eine gemeinsame Vorgangsweise mit dem Bund in Fragen der Bildungs-, Forschungs- und Wissenschaftsbudgets durchaus eine Sache ist, zu der Wien steht. Ich würde das auch auf die von Ihnen angesprochene, konkrete Frage nicht beschränken, sondern aus meiner Sicht, sozusagen für die Entwicklung auch auf der finanziellen Seite verantwortlich, steht meine Zusage, dass es hier für gemeinsame Projekte durchaus eine Beteiligung der Stadt geben wird.

Präsident Johann Hatzl: Die vierte Zusatzfrage hat Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Die Gesamtschulen haben besonders gut abgeschnitten bei dieser PISA-Studie, das war einer der auffallenden Aspekte. 

Sind Sie für die Gesamtschule?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter, bitte.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Also, ich muss jetzt unterscheiden zwischen meinem prinzipiellen Ja und der Beurteilung der Aussagekraft in den konkreten Zusammenhängen. Nachdem die Studie von den unterschiedlichen Schultypen, ich sage noch einmal 235 Schulen in Österreich, ich weiß aber jetzt nicht, wie viele Schulen es in Wien waren, die daran beteiligt waren, wie weit jetzt tatsächlich eine statistisch plausible Aussagekraft existiert. 

Im Prinzip heißt ja die Gesamtschule, ein System zu entwickeln, das genau diese Elemente beinhaltet, auf die die Pisa-Studie besonders zugeschnitten ist, nämlich Fähigkeiten zu fördern. 

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Damit ist die 3. Anfrage beantwortet. 

Die 4. Anfrage (FSP/00442/2002/0002-KVP/LM) wurde von Frau Abg Ingrid Korosec gestellt: Wie stehen Sie zu Überlegungen, bundesweit die Sozialhilfesysteme zu vereinheitlichen? Sie ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport gerichtet. Auch hier wird in ihrer Vertretung Herr LhptmSt Dr Sepp Rieder die Frage beantworten. 

Ich ersuche um die Beantwortung.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Frau Abgeordnete!

Sie haben mich gefragt, wie stehen Sie zu Überlegungen, bundesweit die Sozialhilfesysteme zu vereinheitlichen? - PrinzipiellJa. Es gibt ja auch auf dem Gebiet eine Reihe von Bemühungen bereits, in die Richtung zu gehen. Also, sowohl auf der Ebene der Landesreferentenkonferenzen, als auch in Arbeitsgruppen, als auch im Kontakt mit dem Bund gibt es Bestrebungen in der Richtung. 

Und ich erinnere daran, dass auch schon in der Vergangenheit auf bestimmten Teilgebieten, etwa im Zusammenhang mit dem Pflegegeld, solche 15a-Vereinbarungen zur Vereinheitlichung zu Stande gekommen sind. Also, punktuell ist es auf jeden Fall. Es gibt aus meiner Sicht natürlich zwei selbstverständliche Anmerkungen dazu zu machen. 

Es kann nicht sein, dass eine österreichweite Vereinheitlichung nur dazu führt, dass man nach unten nivelliert und zweitens, es kann nicht sein, dass dabei nur die Landesregelungen abgeglichen werden, sondern dann ist auch der Bund mit einzubeziehen und ich denke, dass ein solches Konzept auch bei aller Wahrung der regionalen Unterschiede, die es geben muss, doch einen großen Sprung nach vorne im Sozialsystem bringen wird und ich sehe, dass das ja auch ein Aspekt ist, der in dem Sozialstaat-Volksbegehren, das jetzt vorliegen wird, auch eine wichtige Rolle spielt.

Präsident Johann Hatzl: Die erste Zusatzfrage stellt Frau Abg Korosec.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann-Stellvertreter!

Ich bin sehr froh über Ihre Antwort, dass ein 15a-Vertrag durchaus möglich wäre. Ich bin auch Ihrer Meinung, dass es hier sicher regionale Unterschiede geben wird. Und auch da stehe ich auf Ihrer Seite, dass das vereinheitlicht werden muss im Bund und in den Ländern. 

Können Sie sich jetzt vorstellen, dass man in Wien zum Beispiel eine Anlaufstelle schafft, wo die Unterstützungssuchenden mit ihren Anliegen hinkommen, wo sie kompetent beraten werden, wo alles gebündelt wird, weil wir ja heute das Problem haben, dass, wenn Menschen an verschiedene Stellen kommen müssen, sehr oft manche gar nicht wissen, dass das möglich ist und andere oft sowohl Bundes- als auch Landesunterstützungen bekommen? Das heißt, ein Rechtsanspruch ist ja nur dann sinnvoll, wenn auch Rechtssicherheit da ist. 

Daher noch einmal meine Frage: Können Sie sich so eine Anlaufstelle, eine kompetente Anlaufstelle in Wien vorstellen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Ja. Ich kann es mir nicht nur vorstellen, sondern ich glaube, Frau Abgeordnete, dass wir auf dem Weg dorthin, das umzusetzen, als Grundprinzip in Wien schon sehr, sehr weit vorangekommen sind. Dies sowohl mit der Einrichtung der Bezirksanlaufstellen, die ja in einzelnen Bezirken eingerichtet worden sind, aber auch im Zusammenhang mit der Dezentralisierung und Neuorganisation der Sozialeinrichtungen der Stadt, wo ja dezentrale Zentren geschaffen worden sind. Das ist ein bisschen ein Widerspruch im Begriff, aber an sich durchaus in dieser Linie und ich denke, dass bei all den organisatorischen, von der Rechtslage her gegebenen Stolpersteinen, diese Entwicklung, die ja nahe liegend ist und die ja auch, wie gesagt, einen Teil unserer Verwaltungsreform der Stadt generell darstellt, dass das gerade im Sozialbereich eine besondere wichtige Rolle spielt, weil ich ja hier mit Menschen rechnen muss, - typischerweise rechnen muss -, die nicht mit Rechtsberatern ausgestattet ihre Anliegen durchsetzen. Und sie haben daher auch, und da stimme ich mit Ihnen überein, den Aspekt der Rechtssicherheit und des Rechtsanspruchs gerade in diesem Zusammenhang in den Vordergrund gestellt. 

Präsident Johann Hatzl: Eine weitere Zusatzfrage hat der Herr Dritte Präsident, Abg Römer.

Abg Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann-Stellvertreter!

Die subsidiäre Sozialhilfe tritt ja nur dann ein, wenn kein anderes Einkommen vorhanden ist und es trifft ja hier besonders den Personenkreis, der eben keine Pension hat und da ist auch die Parallele zu ziehen, weil ja hier mit den Ausgleichszulagen-Richtsätzen ja schon ein Wert vorliegt, der in ganz Österreich gültig ist und nur jene, die nicht darunter fallen, fallen dann der Sozialhilfe anheim, jetzt von dieser Personengruppe einmal gesprochen. 

Daher für mich die Frage, wenn viele Politiker in den letzten Jahren immer wieder gefordert haben, eine Vereinheitlichung der Sozialhilfe für alle neun Bundesländer durchzuführen, so könnte ja eine Möglichkeit darin bestehen, die Sozialhilfe auch an die Ausgleichszulage anzugleichen und hier hätte man auch die verschiedenen Anrechnungsvorschriften durchzuführen, die dann auch Unterschiede in der Leistung je nach Bedarf des Lebensunterhalts eben mit sich bringen würden. 

Die Frage in diesem Zusammenhang: Können Sie sich vorstellen, einer solchen Regelung, die dann in einer Vereinbarung münden würde, zuzustimmen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Abgeordneter!

Ich glaube, dass es bei der Frage der Vereinheitlichung um mehr geht, als um eine punktuelle Angleichung in diesem Zusammenhang. Es geht insbesondere auch etwa um die Fragen des Verfahrensrechts, der Rechtsstellung, der Durchsetzung, der Frage, wer quasi anspruchsberechtigt ist und Ähnliches mehr. 

Und die Bemühungen um die Vereinheitlichung, die jetzt angelaufen sind, wie gesagt, das ist jetzt nicht erst ein Zukunftsszenario, sondern hier werden bereits Arbeiten geleistet, beziehen sich vor allem auch im Einvernehmen zwischen Bund und den Bundesländern auf diese verfahrensrechtlichen Aspekte. 

Im Übrigen würde ich nicht der Meinung sein, dass es sozusagen darum geht, jetzt linear ein einheitliches Formsystem der Sozialhilfe zu schaffen, sondern Sie wissen ja auch, dass es sehr unterschiedliche materielle Ansätze gibt, warum einem Menschen, der in Not geraten ist, Hilfe zu leisten ist und dass man über diese Differenzierungen damit dann auch in der Höhe sich nicht einfach hinwegsetzen kann.

Präsident Johann Hatzl: Die dritte Zusatzfrage stellt Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Eine bundesweite Aufstellung und Gegenüberstellung der Sozialhilferichtsätze zeigt, dass Wien die zweitniedrigsten Richtsätze nach dem Burgenland hat. Das sind zwei SP-regierte Länder, was doch etwas überraschend ist. 

Meine Frage lautet daher: Denken Sie daran, diese Richtsätze auch anzuheben?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Also, meiner Erinnerung nach sind ja vor nicht allzu langer Zeit die Richtsätze in Wien um 2,9 Prozent angehoben worden. Aber ich denke, dass man natürlich auch sehen muss, wie diese Richtsätze bundesweit unterschiedlich gehandelt werden. 

Also, wenn sie zum Beispiel zwar höher sind, aber nur als Richtschnur gelten wie in Niederösterreich, dann ist mir ein stabiler Satz, der vielleicht etwas niederer ist, aber dafür einen "Rechtsanspruch", unter Anführungszeichen gesprochen, gewährleistet, lieber. Also, die generelle Entwicklung nach oben ist selbstverständlich unser gemeinsames Anliegen. Ich halte nur das Argument nicht für ganz fair, uns vorzuhalten, wie es anderswo ist, ohne dazuzusagen, Entschuldigung, das ist jetzt sozusagen nicht eine persönliche Unterstellung, ohne dazuzusagen, dass das dort eine andere Bedeutung hat. 

Präsident Johann Hatzl: Die letzte Zusatzfrage hat Frau Abg Korosec.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann-Stellvertreter! 

Ich komme noch einmal zu den Anlaufstellen und meine Frage lautet: Sind Sie bereit, bei den Anlaufstellen auch die Entscheidungskompetenz, weil darum geht es ja, nicht nur die Information, sondern auch die Entscheidungskompetenz, zu erhöhen? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann-Stellvertreter.

LhptmSt Dr Sepp Rieder: Ich sage ja, ich möchte es noch einmal wiederholen mit denselben Worten, wie ich es gesagt habe: Wir sind auf dieser Entwicklung, auch zu Entscheidungskompetenzen vor Ort an einer Stelle, flächendeckend für alle Bereiche zu entwickeln, ein gutes Stück vorangekommen, auch in dem besonderen Bereich der Sozialzentren. Und ich denke, dass das ein wesentliches Element, das ja auch propagiert worden ist im Zusammenhang mit der Übertragung verschiedener Aufgaben an die Bezirkshauptmannschaften im Rahmen der Verwaltungsreform, und durchaus eine moderne Idee ist und ich sage noch einmal dazu, nicht dass ich behaupten würde, wir sind bereits sozusagen überall generell der Weltmeister auf dem Gebiet, aber wir haben auf dem Gebiet ein gutes Stück vorangebracht und ich glaube, dass daher da kein Widerspruch existiert. 

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Damit ist auch diese Anfrage abgeschlossen. 

Die 5. Anfrage (FSP/00441/2002/0003-KFP/LM) wurde von Herrn Abg Ing Herbert RUDOLPH gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: In der Fragestunde des Wiener Landtags am 4. Oktober 2001 erklärten Sie dem Sinne nach, die wirtschaftliche Autonomie von Pflichtschulen sei grundsätzlich überlegenswert. Welche Schritte zur Konkretisierung der wirtschaftlichen Autonomie der Wiener Pflichtschulen wurden von Ihnen seither gesetzt?

Ich bitte um Beantwortung. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter! 

Wie Sie wissen, ist uns die Autonomie an den Wiener Pflichtschulen generell seit Jahren ein großes Anliegen. Wie Sie ebenso wissen, haben wir bereits im Jahr 1994 im Wiener Schulgesetz die pädagogische Autonomie beschlossen, sodass die Schulen im Rahmen der vorhandenen Ressourcen pädagogische Schwerpunkte eigenständig setzen können. Diese Schwerpunkte betreffen insbesondere die alternativen Pflichtgegenstände, Freigegenstände, unverbindliche Übungen und den Förderunterricht. 

Ich kann Ihnen an dieser Stelle mitteilen, dass dieses Modell pädagogische Autonomie ein Riesenerfolg und einer der Gründe dafür ist, dass wir an den Wiener Pflichtschulen ein so breites und vielfältiges Angebot haben, um das uns andere Bundesländer, aber auch Länder in Europa nur beneiden. 

Wenn ich nun einen Schritt weitergehe und hoffe, dass Sie mich dabei begleiten, kommen wir zum Bereich der Verbindung von pädagogischer und finanzieller Autonomie. Auch hier konnte Wien mit dem Modell Warenkorb einen Meilenstein setzen, denn durch diesen Warenkorb haben seit einigen Jahren alle Schulen die Möglichkeit, Unterrichtsmaterialien vom Schulerhalter aus einer Warenliste selbst zu bestellen oder autonom zu beschaffen. Damit können je nach Schulstandort die zur Verfügung gestellten Finanzmittel sinnvoll unter entsprechenden bestehenden pädagogischen Schwerpunkten eingesetzt werden. 

Weiters können auch Inventargegenstände bis zum Wert von 375 EUR autonom beschafft werden. 

Überdies möchte ich daran erinnern, und ich sage erinnern, weil ich hoffe, dass ich Ihnen nichts Neues damit sage, dass die Schulen die Möglichkeit haben und auch nutzen, im Rahmen des Sponsorings zusätzliche Einnahmen oder sonstige Sachleistungen zu lukrieren. Wenn wir aber noch einen Schritt weitergehen und von der von Ihnen gesprochenen wirtschaftlichen Autonomie, wie es sie in den Bundesschulen gibt, sprechen, bewegen wir uns auf einem widersprüchlichen Terrain. Denn auf der einen Seite - ich habe mich schon mehrfach dazu geäußert - ist es Wien ein zentrales Anliegen, den Schulen größtmögliche Autonomie und somit Entscheidungsfreiheit zu geben, dazu stehen wir, nur gibt es eben auch eine andere Seite, wobei ich hier nicht einmal von der rechtlichen und verwaltungstechnischen Problematik, Stichwort Teilrechtsfähigkeit und erhöhter Verwaltungs- und Personalaufwand, sprechen möchte. 

Das Problem, das sich aus meiner Sicht stellt, wenn wir von wirtschaftlicher Autonomie oder dem Beispiel der Bundesschulen sprechen, ist ein Folgendes: Wirtschaftliche Autonomie zu Ende gedacht, ist nichts anderes, als ein Synonym dafür, dass die Schulen mit ihrer Selbständigkeit alleine gelassen werden. Und ich verspreche Ihnen, dass wir dies nicht tun wollen. Schauen wir uns diese wirtschaftliche Autonomie doch einmal im Detail an und nehmen wir das Beispiel der Schulraumverwertung heraus. Hier zeigt sich eindeutig, dass der Wiener Weg verantwortungsbewusst, sozial und ausgewogen ist, denn die Stadt Wien bekennt sich zum Beispiel dazu, Schulraum nicht nur nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu verwerten, sondern etwa auch zur Förderung des Breitensports, diversen Sportvereinen zu günstigen Preisen zu überlassen. Das Gleiche gilt für Zwecke der Volksbildung oder der außerschulischen Jugendbetreuung. Sie mögen einwenden, dass sich bei der Vorgangsweise wie beim Bund mehr Geld herausholen ließe, und Sie haben Recht. 

Bloß, wenn wir in Wien von Schulraumverwertung sprechen, so geht es uns darum, diesen Wert zu erhalten und ihn einem größtmöglichen Teil der Bevölkerung zu Gute kommen zu lassen. Dies erscheint mir auch der Unterschied zum Bund zu sein.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die erste Zusatzfrage hat Herr Abg Ing RUDOLPH. 

Abg Ing Herbert Rudolph (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 

Nachdem ich, seit ich hier dem hohen Haus angehöre, mich immer wieder davon überzeugen kann, dass Ihnen gerade Schulfragen ein besonderes Herzensanliegen sind - und Ihre jetzige Anfragebeantwortung hat das auch wieder so lebhaft demonstriert -, freue ich mich natürlich immer wieder, mit Ihnen diese Fragen erörtern zu können. Und ich glaube, wir kommen daher auch wirklich gut voran, denn Sie haben mit Recht das Thema der Teilrechtsfähigkeit angesprochen und ich glaube, dass auch das Überlassen von Rechten zu dem zählt, was man unter der großen Überschrift Autonomie aufzählen kann. 

Und ich meine daher, und weil wir hier im Wiener Landtag sind, würde es mich interessieren, Herr Landeshauptmann, sind Sie bereit, etwa dem Wiener Landtag einen Entwurf vorzulegen, in dem das Wiener Schulgesetz dahingehend novelliert wird, dass jenen Wiener Schulen, die das wollen, keine Zwangsverpflichtung, niemand soll sich alleine gelassen fühlen, wie Sie völlig richtig sagen, ich glaube, es fühlt sich niemand alleine gelassen, also jenen Schulen, die das wollen, die Möglichkeit geben, von einer Teilrechtsfähigkeit Gebrauch zu machen? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich werde das sicherlich so lange nicht tun, als nicht wesentliche Punkte dazu auch ausdiskutiert sind. Denn Sie mögen das noch so ironisch betrachten, diese Sorgen, die hier in den Schulen vorhanden sind, ich darf Ihnen versichern, sie sind vorhanden und sie sind ein echtes Problem. Sie sind es ja nicht nur hier, sie sind es ja auch bei den Museen, sie sind es etwa auch bei den Universitäten, weil es genau haarscharf darum geht, dass sich die Personen, die tätig sind in diesen Einrichtungen, in den verschiedensten Funktionen, als Schüler, als Lehrer, aber natürlich auch als Eltern, natürlich alleine gelassen fühlen, weil sie davon ausgehen, dass bei einer solchen Vorgangsweise etwa Grundfinanzierungen nicht mehr sichergestellt sind. Und ich nehme diese Sorgen ernst. Wenn diese Diskussionen durchgeführt werden, dann kann man natürlich auch über die organisatorischen Folgerungen reden, vorher mit Sicherheit nicht. 

Es gibt ja eine Reihe von Elementen, die man dabei zu berücksichtigen und zu diskutieren hat, Sie werden das sicherlich auch in Ihrer eigenen Partei kennen. Denn wenn man etwa mit Sportvereinen Gespräche führt, die sich Sorgen machen, ob sie sich in Zukunft die Turnhallen noch leisten können, wenn man mit Jugendorganisationen spricht, ob sie sich in Zukunft die Nutzung entsprechender Räumlichkeiten auch noch leisten können, dann kann man ganz konkret und abseits von rechtstheoretischen und organisationstheoretischen Überlegungen natürlich auch sehen, dass dies konkrete Auswirkungen auf Menschen hat, und diese Diskussionen muss man führen. Wenn alle Sorgen ausgeräumt sind, kann man sicherlich auch über solche organisatorische Maßnahmen reden. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Jerusalem hat die zweite Zusatzfrage.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Konkret geht es ja darum, dass an Bundesschulen Werbung erlaubt ist, Sponsoring erlaubt ist und die eben auch Räume vermieten können und so eigene Einnahmen lukrieren. 

Das hat ja bereits zu großen Problemen geführt, denn, wie Sie ganz richtig sagen, sind die Sporthallen teurer geworden und die Räume teurer geworden und zum Beispiel hat der Bund dadurch Gelder selbst lukriert, dass zum Beispiel die Heizung in einigen Schulen runtergedreht wurde und die Kinder dort im Mantel gesessen sind. Und der Bund hat gemeint, ja, zahlt das halt aus euren privaten Einnahmen. 

Das sind ja Zustände, die wir in Wien sicher nicht haben wollen und daher bin ich 100‑prozentig gegen das, was sich da so schön wirtschaftliche Autonomie nennt. Ich bin 100‑prozentig dagegen und möchte von Ihnen jetzt auch dazu etwas hören und deswegen lautet meine Frage: Werden Sie sich als Landeshauptmann und als Präsident des Stadtschulrats auch dafür einsetzen, dass ganz sicher auf diese Art und Weise keine Kosten in den privaten Bereich übergewälzt werden, was schrittweise zu einer Privatisierung der Schule führen kann? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Landtagsabgeordnete!

So, wie Sie die Frage formuliert haben, kann ich Ihnen ein uneingeschränktes Ja sagen. Ich werde mich ganz sicher dafür einsetzen, dass auf diese Art und Weise eine Finanzierung von Kosten, die aus dem Schulunterricht entstehen, nicht auf allfällige Einnahmen überwälzt werden. Das sei von meiner Seite her unmissverständlich gesagt. Nicht, dass ich der Auffassung wäre, dass Schulen nicht auch über Einnahmen verfügen sollen, aber die sollen zweifelsfrei so sein, dass die Qualität des Unterrichts nicht beeinträchtigt ist, dass der Ablauf des Schulunterrichts nicht gefährdet ist und dass es hier nicht zu Verteuerungen kommt, die etwa Jugendgruppen oder Sportvereine entsprechend schädigen.

Präsident Johann Hatzl: Die dritte Zusatzfrage, Herr Abg Walter Strobl.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Wie Sie wahrscheinlich wissen, ist die derzeitige Situation an den Wiener Pflichtschulen so, dass eine halbe Stunde nach Unterrichtsschluss der Schulwart das Recht hat, die Schule zuzusperren und die Lehrer eigentlich die Schule verlassen müssen. Das ist nicht in allen Schulen so. In den Privatschulen ist es so, dass jeder Lehrer einen Schlüssel der Schule hat und daher so lange in der Schule bleiben kann, wie es seinen Dienstobliegenheiten nützlich und förderlich ist. Ich könnte mir daher vorstellen, dass das ein Teil einer Autonomieüberlegung ist, die heute in dieser Anfrage gestellt und als Grundproblem dargestellt wurde. 

Ich frage Sie daher: Können Sie sich vorstellen, dass Sie sich dafür einsetzen, dass es eine Arbeitsgruppe in Wien gibt, die sich mit Fragen der Autonomiemöglichkeiten unter allen bereits heute genannten Aspekten beschäftigt und diesem Landtag dann ein entsprechendes Ergebnis vorlegt?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Ja, selbstverständlich kann ich mir das vorstellen, denn ich würde das in erster Linie als ein durchaus taugliches Instrument sehen, dass man diese Fragen entsprechend breiter diskutiert. Denn mir geht es überhaupt nicht darum, jetzt apodiktisch Dinge zu erklären. Ich bringe auf konkrete Fragen auch meine Meinung dazu ein. 

Aber es ist vor allem die Möglichkeit, über diese Sorgen, die mit den Fragen wirtschaftlicher Autonomie verbunden sind, eine noch breitere Diskussion als bisher zu führen, denn bisher ist diese Diskussion sicherlich zwischen den Schulpartnern, in der breiteren politischen Öffentlichkeit in erster Linie zwischen den politischen Fachleuten in Schulfragen - ich meine das in keiner Form abwertend, sondern im Gegenteil aufwertend -, geführt worden, aber sicherlich nicht darüber hinaus. Daher halte ich das durchaus für ganz gut. 

Ich werde die Frau Vizebürgermeisterin bitten, eine solche Arbeitsgruppe, wo diese Dinge diskutiert werden können, einzurichten. Vielleicht ergibt sich dann die Lösung einer wichtigen Frage, wie etwa ein Schlüssel für einen Lehrer, sodass er dann die Schule verlassen kann, wenn er es für richtig findet. Ich bin davon überzeugt, dass sich in dieser bedeutenden Frage auch ein Einklang mit der Schulwartegewerkschaft finden lässt.

Präsident Johann Hatzl: Die letzte Zusatzfrage, Herr Abg Ing RUDOLPH.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ja, Ihr letztes Wort in Gottes Ohr!

Herr Landeshauptmann!

Sie haben von Sorgen gesprochen. Ich bin dafür, dass man Sorgen, Ängste sehr ernst nimmt, dass man sich mit ihnen auseinander setzt und sie nicht negiert, aber ich bin auch dagegen, dass man Behauptungen, die Angst machend sind, wiederholt, wie zum Beispiel wenn man sagt, dass man die Heizkosten dann aus den privaten Einnahmen bedecken muss. Das ist schlicht und einfach nicht richtig!

Ich würde daher meinen, es wäre gut, wenn man all die - auch die Ihnen bekannt gewordenen - Sorgen in diesem Zusammenhang mit wirtschaftlicher Autonomieteilrechtsfähigkeit einmal konkret erhebt, um sich mit ihnen auseinander setzen zu können und zu sagen, was berechtigt ist, worauf man reagieren muss und wo möglicherweise irrende Annahmen sind, um hier Aufklärung zu schaffen.

Ich frage Sie daher: Sind Sie bereit, dafür Sorge zu tragen, dass genau diese Sorgen, von denen Sie gesprochen haben, die erhoben werden, damit dann auf der Ebene der Verwaltung, der Schulverwaltung und der Schulen über diese Sorgen diskutiert werden kann, um daran anschließend die weiteren Schritte für wirtschaftliche Autonomie, für die Einführung der Teilrechtsfähigkeit setzen zu können?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter! 

Ich weiß nicht, ob wir im Hinblick auf eine Auseinandersetzung oder Zusammenarbeit mit der Schulwartegewerkschaft schon Gott bemühen sollten. Wir sollten es zunächst einmal vielleicht selbst versuchen, denn mir scheint das Herantragen einer solchen Geschichte doch eine Spur übertrieben zu sein. 

Was Ihre eigentliche Frage betrifft, so ist sie in einem gewissen Zusammenhang mit dem zu sehen, was Herr Abg Strobl hier auch gefragt hat. Ich halte es für selbstverständlich, dass, bevor man eine Diskussion - sei es in einer Arbeitsgruppe, sei es über die Arbeitsgruppe hinaus, in den Schulgemeinschaftsausschüssen, bei den Schulpartnern - macht, diese auch entsprechend vorbereitet. Selbstverständlich hat man zunächst einmal all die Dinge zu erheben, die ich hier nur wie Überschriften erwähnt habe und sich mit diesen Dingen auseinander zu setzen. Was also die Vorbereitung einer derartigen Diskussion betrifft, kann ich Ihnen gerne ein Ja sagen. Was dann am Ende des Tages nach dieser Diskussion steht, weiß ich zur Stunde nicht. Das wird sich letztendlich aus den vorherigen Diskussionen ergeben.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Damit ist die Fragestunde abgeschlossen.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde (AST/00495/2002/0002-KFP/AL).

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Die neue Wiener Belastungswelle rollt an - Die Sozial- und Wirtschaftspolitik des Landes Wien auf Crash-Kurs" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte nunmehr den Erstunterzeichner, Herrn Abg Dr GÜNTHER, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. Er hat das Wort.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Anlässlich des Gemeinderatswahlkampfs 2001 hat die Wiener SPÖ unter ihrem Vorsitzenden Lhptm Häupl den Wienerinnen und Wienern Unwahrheiten erzählt, dass sich die Balken nur so gebogen haben!

Da hat es auf einer Visitenkarte geheißen: "Wir schaffen Tausende neue Arbeitsplätze." - Zu diesen Tausenden neuen Arbeitsplätzen kann man nur sagen, vorige Woche waren in Wien 86 000 arbeitslos. - "Wir machen eine Bildungsoffensive. Und wir machen überhaupt das Gegenmodell zum Bund." Dann ist man auf den Bund losgegangen, hat gesagt, beim Bund ist die soziale Kälte eingekehrt beziehungsweise die Bundesregierung spart Wien zu Tode oder es ist ein Schaden für Wien als Wirtschaftsstandort, als Tourismusstandort. All das hat man den Wienerinnen und Wienern erklärt. Die Wienerinnen und Wiener haben es durchaus auch geglaubt und haben die SPÖ bei der Wahl unterstützt. Auf Grund des Wahlrechts ist es ihr gelungen, die absolute Mehrheit in Wien wieder zu erreichen. 

Aber was ist dann auf einmal passiert? - Knapp nach dem Wahlerfolg, wo am Abend der Wahl noch der Lan-
deshauptmann gesagt hat, er wird diesen Wahlerfolg mit Demut wahrnehmen und für die Wienerinnen und Wiener eintreten, sind die ersten Belastungen schon gekommen.

Der erste große Bereich war die neue Stromsteuer. Da beruft sich der Herr Landeshauptmann auf eine Verordnung, die er auf Grund einer bundesgesetzlichen Regelung durchführen muss und wo seine Berechnungen dazu führen, dass man in Wien das Kilowatt mit einem Zuschlag für die Kraft-Wärme-Kopplung von über 10 Groschen belastet. Diese Belastung durch die Strom-steuer führt dazu, dass - früher war das in Schilling gerechnet, jetzt ist es in Euro - der Strom zwischen 31 und 37 EUR pro Haushalt und Jahr teurer wird.

Meine Damen und Herren, die E‑Control, die durchaus für Berechnungen heranzuziehen ist und die Berechnungen aufgestellt hat, dass ungefähr 2 bis 4 Groschen pro Kilowatt ein Zuschlag wäre, der für die Stromsteuer gerechtfertigt wäre, hat das klar und deutlich sowohl im Begutachtungsverfahren als auch danach immer wieder gesagt. Was ist passiert? - Gar nichts! Die Verordnung ist in Kraft getreten und bringt dem Landesfinanzreferenten im Jahr zirka 1 Milliarde S an zusätzlichem Einkommen. 

Das Nächste war dann, weil von der sozialen Kälte gesprochen wurde, hat man das in Wien gleich sehr deutlich genommen und den Heizkostenzuschuss bis heute nicht ausbezahlt. (Abg Inge Zankl: Das ist nicht wahr!) In Wien hat man das anders gemacht. Wir haben schon im Vorjahr einen Antrag gestellt, aber passiert ist nichts. Man hat gewartet, bis es wärmer geworden ist und erwartet sich, dass ihn die Leute jetzt nicht mehr so notwendig brauchen als um die Weihnachtszeit herum, wo es intensiv kalt war und wo auch den Ärmsten der Armen durchaus ein Zuschuss zu den Heizkosten sehr gut getan hätte. Aber das ist die soziale Kälte der absolut regierenden Sozialisten in Wien!

Jetzt kommt das Nächste: Anlässlich der Budgetdebatte haben unser StR Schock und auch die anderen freiheitlichen Redner darauf hingewiesen, dass eine Belastungswelle auf Wien zukommt. Einen Aufschrei gab es in den Reihen der Sozialdemokraten, dass es hinten und vorne nicht stimmt und Schock sich das aus den Fingern zieht. Aber das Erste kommt jetzt schon, nämlich die Tariferhöhungen bei den Wiener Linien. 

Für die Wiener Linien wurde voriges Jahr der so genannte ÖPNV-Vertrag abgeschlossen. Dieser Vertrag führt dazu, dass im Gegensatz zu früher, wo den Wiener Linien der Abgang, der jährlich ungefähr zwischen 3,5 und 3,8 Milliarden S ausgemacht hat, abgegolten wurde, für die nächsten 7 oder 8 Jahre und dann verlängerbar auf 15 Jahre jährlich 4 Milliarden S zur Verfügung gestellt werden. Das heißt, das ist mehr, als normalerweise der Abgang ausgemacht hat. 

Was passiert jetzt? - Die Wiener Linien kommen, stellen einen Antrag auf Tariferhöhung und es gibt ein interessantes Spiel. Finanzstadtrat Rieder geht hinaus und sagt, das ist notwendig und die Berechnungen sind auch so, dass man dort eine Erhöhung durchführen muss. Und gestern ist im ORF die Meldung gekommen, dass der Landeshauptmann sagt, man muss das sehr genau prüfen, denn vielleicht ist es doch nicht notwendig, das in dieser Höhe durchzuführen. Das heißt, wir machen das Spiel "der Gute und der Böse", der böse Finanzstadtrat und der gute Herr Landeshauptmann, der auf seine Wienerinnen und Wiener schaut und versucht, das doch noch in einem Ausmaß zu gestalten, dass es für die Wienerinnen und Wiener nicht zu teuer wird. 

Er hat sich aber heute im "Kurier" zu einem interessanten Berechnungsmodus herabgelassen. Ich habe immer geglaubt, der Landeshauptmann ist Doktor phil, er ist aber nach diesen Modellen auch ein guter Rechner, denn er hat herausgefunden, dass die Erhöhungen bei den Wiener Linien nicht nur dazu führen müssten, dass man die Inflationsrate abgleicht, sondern dass die Wiener Linien eh nicht teurer geworden wären. Das entspricht zwar nicht ganz der Wahrheit, schaut aber im Aufriss im "Kurier" recht gut und recht interessant aus. 

Die Frage ist: War es wirklich notwendig, dass die Wiener Linien, knapp nachdem ihnen der ÖPNV-Vertrag einen sicheren 4‑Milliarden-Zuschuss jährlich bietet, kommen und sagen, sie brauchen jetzt eine Erhöhung der Tarife, um überhaupt über die Runden zu kommen. Die Begründung, dass die Wiener Linien so viel besser sind als alle anderen - die Wiener Linien sind gut, darüber gibt es überhaupt keine Diskussion -, aber dass knapp drei Monate, nachdem ihnen der ÖPNV-Vertrag die Möglichkeit bietet, klare Zuschüsse zu erhalten, ohne dass das in irgendeiner Form an den Warenabgängen mitzuberechnen ist, ist an sich unverschämt. Drei Monate, nachdem das gesichert ist, bringt man einen Erhöhungsantrag von immerhin 20 Cent ein. Das ist nicht so wenig, denn wenn ich von 1,30 EUR auf 1,50 EUR gehe, sind das 2,80 S. (Abg Godwin Schuster: Wo war denn Ihr Protest, wie die ÖBB für die Zone 100 21 S verlangt haben? Wo war denn da Ihr Protest? Wo war der Protest auf Bundesebene, wie die ÖBB 2 S mehr verlangt haben, als wir in Wien?) Herr Kollege Schuster, lassen Sie sich das erklären, vielleicht verstehen Sie es dann! 

Der Landeshauptmann hat vor einiger Zeit ein Interview in der "Presse" gegeben und dort einen interessanten Satz von sich gegeben, als er nach der Wirtschaftspolitik gefragt wurde. Er hat daraufhin gesagt, es gäbe einen europäischen Weg und es gäbe einen amerikanischen Weg und ihm gefalle der amerikanische Weg besser. (Abg Godwin Schuster: Wo haben Sie protestiert?) Na, das ist eine interessante Feststellung! Ich möchte nur einmal erklären, was ihm am amerikanischen Weg besser gefällt. (Abg Godwin Schuster: Ich frage Sie, wo Sie protestiert haben, dass in Niederösterreich die Zone 100 21 S kostet und in Wien 19 S? Wo haben Sie protestiert?) Herr Kollege Schuster, ich habe nur 10 Minuten Redezeit! Darum werde ich Ihnen keine Antwort auf Ihre Anfrage geben! 

Jedenfalls ist der amerikanische Weg, den der Bür

germeister möchte, wirtschaftspolitisch interessant. Ist ihm der Weg des Notenbankchefs, des Herrn Greenspan, der die Leitzinsen bisher elfmal gesenkt hat, lieber? Oder vertritt er die Linie des Herrn Duesenberg, der in der Europäischen Zentralbank die Leitzinsen nicht oder nur marginal gesenkt hat? Oder ist es ihm sozialpolitisch lieber, dass man - wie in den USA - drei Jobs ohne soziales Netz haben muss, um über die Runden zu kommen? (Abg Godwin Schuster: Ich frage Sie nur, wo Sie protestiert haben? Wo war Ihr Protest?) Ich weiß nicht, ob das wirklich der Sozialismus ist, den wir kennen, weil so habe ich ihn noch nicht gesehen! Aber das wäre der amerikanische Weg eines Wirtschaftswachstums.

Das wirklich Interessante ist: Wollen wir gerade jetzt dem amerikanischen Weg frönen, dem wir eigentlich verdanken, dass auch die Wirtschaft in Europa nachgegeben hat, weil natürlich die dort einsetzende Rezession dazu geführt hat, dass sich das auf den europäischen Markt durchgeschlagen hat und dass die Wirtschaftsdaten auch in Europa zurückgehen? - Es geht uns hier in Österreich noch etwas besser, als im rot-grün regierten Deutschland, wo die Arbeitslosenzahlen noch bedeutend über den österreichischen liegen. Aber Wien tut alles dazu, um auch in diese Höhe zu kommen. Es geht uns auch bei den Wirtschaftsdaten besser, als in Deutschland, aber wir leben nicht im Vergleich, sondern in Österreich. Darum sollte es uns grundsätzlich besser gehen. (Abg Franz Ekkamp: Wir sind schon bei den Schlusslichtern!) Ich glaube auch, dass in Österreich die Wirtschaft vielleicht schneller anspringt, als in den USA. (Abg Franz Ekkamp: Wir sind schon ganz unten!) Dass der Anschlag am 11. September 2001 dazu geführt hat, dass sich die Wirtschaft zum Teil im Sinkflug befindet und das auch auf Europa überschlägt, ist ganz selbstverständlich.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese Belastungen, von denen die Wiener SPÖ behauptet hat, sie werden durch den Bund an die Bürgerinnen und Bürger herangetragen, versucht Wien noch locker zu überbieten. Es ist wirklich so, dass das Gegenmodell zum Bund dazu führt. Der Bund hat zwei Jahre lang mit aller Kraft versucht, die Schulden, die rote Finanzminister nach 30 Jahren übergelassen haben, wieder in den Griff zu bekommen. Aber jetzt ist der Bund so weit, dass er Überlegungen nach dem strengen Sparen und nach der Mithilfe aller Österreicherinnen und Österreicher anstellt, weil Sparen kann man nur, wenn jeder mithilft und es hat jeder gemacht, auch die Länder haben mitgeholfen, durch dieses 30‑Milliarden-Länderpaket. Dazu beigetragen hat auch der Finanzstadtrat aus Wien, indem er dem Finanzausgleich zugestimmt und den Beitragsdienst geleistet hat. Das ist selbstverständlich nur in einer gemeinsamen Kraftanstrengung gegangen. 

Nur Wien versucht jetzt eigene Wege über Tariferhöhungen zu gehen, zum Beispiel bei der Müllabfuhr, die jetzt in Diskussion steht. StR Schock hat bei der Budgetdebatte gesagt, das Nächste werden die Wasser- und Kanalgebühren sein. Ich bin mir 100‑prozentig sicher, es wird zitzerlweise kommen. Das Nächste, was wir hören werden, ist eine Erhöhung bei den Wasser- und Kanalgebühren. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Herr Abgeordneter, Sie haben noch 30 Sekunden.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (fortsetzend): Der Herr Finanzstadtrat ist durchaus findig beim Erfinden neuer Möglichkeiten, zu Finanzmitteln zu kommen. Darum glaube ich, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Wienerinnen und Wiener werden sich sehr klar und deutlich anschauen, was sie dem verdanken, dem sie vor der Wiener Wahl geglaubt haben und werden sich beim nächsten Mal überlegen, ob sie ihr Vertrauen der SPÖ wieder so nachhaltig nachwerfen werden! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zu den weiteren Wortmeldungen. Ich darf in Erinnerung bringen, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist.

Als nächster Redner hat sich Herr Abg Dipl Ing Margulies gemeldet. Er hat das Wort.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben in Österreich die höchste Arbeitslosigkeit seit Jahren. Wir haben in Österreich die höchste Inflation seit Jahren. Und wir haben in Österreich die höchste Steuer- und Abgabenquote aller Zeiten. 

Meine sehr geehrten Damen, vor allem von den Freiheitlichen und der Österreichischen Volkspartei! Machen Sie Schluss mit dieser Scheinheiligkeit in Wien, mit dieser Art des Populismus! Setzen Sie sich bei Ihrer eigenen Fraktion und bei Ihrer eigenen Bundesregierung dafür ein, dass alle drei Punkte wieder Spitzenwerte in Österreich erreichen, nämlich wirkliche Spitzenwerte, dass die Arbeitslosigkeit sinkt, dass die Inflation sinkt und dass die Steuer- und Abgabenquote sinkt! Wenn Sie das tun, dann haben Sie das Recht, für die Wiener und Wienerinnen einzufordern, dass es ihnen wieder besser gehen soll! Denn das, was Sie auf Bundesebene machen, ist permanent das Gegenteil! (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren von den Sozialdemokraten! Sie klatschen zu früh! Sie kommen auch noch dran! (Abg Inge Zankl: Wenn Sie einmal etwas Richtiges sagen, können wir auch klatschen!) Denn was unterscheidet Sie in Ihrer Wirtschaftspolitik? - Kaum etwas! ÖVP, FPÖ und Sozialdemokratie sind die drei selben Parteien in der Wirtschaftspolitik! (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Sie haben ja keine Ahnung!) Sie haben genauso wie die Freiheitlichen und die ÖVP dem Stabilitätspakt zugestimmt, der diese kalte Nulldefizitpolitik dieser Bundesregierung rechtfertigt! Sie haben hier im Landtag dem Stabilitätspakt zugestimmt, der Wien dazu verpflichtet, 3 Prozent Überschuss zu machen! Wir brauchen in Wien nicht eine Nulldefizitpolitik, sondern wir brauchen durch Ihre Beschlussfassung jetzt eine Überschusspolitik, die sich - wie seitens der Bundesregierung auch in Wien - auf dem Rücken der Wienerinnen und Wiener niederschlägt! 

Sie erhöhen genauso wie die Bundesregierung auf Bundesebene die Tarife und die Gebühren in Wien! (Abg Godwin Schuster: Wo?) Bei den öffentlichen Verkehrsmitteln! (Abg Godwin Schuster: Und weiters?) Bei den Müllgebühren, das wird kommen! Die Kaffeesudleserei, die uns angeblich vorgehalten wird, wird jeden Tag aufs Neue Lügen gestraft! Wir haben in der letzten Landtagssitzung gegen diverse Erhöhungen gestimmt, die Sie beschlossen haben. (Abg Godwin Schuster: Sie machen wirklich eine Kaffeesudlesepolitik!) Sie wissen ganz genau, dass in der Bäderkommission darüber gesprochen wird, die Tarife zu erhöhen. Nichts wird daran vorbeiführen, solange Sie die Politik in Wien bestimmen. Also sagen Sie nicht, Sie sind so sehr anders! Das, was Sie gegenwärtig machen, ist, die Hoffnungen der Wienerinnen und Wiener zu enttäuschen, die sich sehr wohl in Wien eine andere Politik erwartet haben, nämlich eine, die diese Wirtschaftspolitik der Bundesregierung tatsächlich bekämpft! Doch das, was Sie in Wien jetzt vorexerzieren, lässt nichts Gutes zu, wenn man daran denkt, Sie würden auch auf Bundesebene wieder in der Bundesregierung sitzen! Es unterscheidet Sie - dass es da nicht zu einer falschen Lobhudelei dieser Bundesregierung kommt - im Menschenrechtsbereich glücklicherweise einiges von ÖVP und FPÖ. Auch im Bereich der Demokratie unterscheidet Sie einiges. Aber in der Wirtschaftspolitik machen Sie seit Jahren dasselbe! (Abg Mag Sonja Wehsely: Nein! Das stimmt doch nicht!) 

Genau das werfe ich Ihnen vor! Das ist Betrug an den Wählerinnen und Wählern, die Ihnen wie den GRÜNEN das Vertrauen geschenkt (Abg Mag Sonja Wehsely: Den Grünen aber schon ein bisschen weniger!) und den Parteien der Bundesregierung eine Abfuhr erteilt haben! 

Die Tariferhöhung, die jetzt bei den Wiener Linien ansteht, ist nicht nur unsozial, sie ist auch unökologisch. Ich erinnere Sie nur daran, rund 30 Prozent aller erwerbstätigen Wiener und Wienerinnen verdienen weniger als 10 000 EUR netto im Jahr. Das ist aus den statistischen Daten zu entnehmen.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch 30 Sekunden. 

Abg Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Das ist nicht viel. Was Sie jetzt machen, ist, den Belastungen der Bundesregierung zusätzliche Belastungen auf Wiener Ebene hinzuzufügen. Wie gesagt, das ist Betrug an den Wählerinnen und Wählern der Stadt Wien! - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Meine sehr geehrten Abgeordneten der Regierungsfraktion! Es ist für Sie heute die letzte Möglichkeit, Ihre eigenen Regierungsmitglieder wahrscheinlich noch einmal darauf aufmerksam zu machen, ob sie hier in Zukunft eine soziale Politik haben wollen oder ob Sie eine wahre Belastungslawine lostreten. Es wurde schon von meinem Vorredner angekündigt, dass die Versprechungen, die Sie in den letzten Monaten und Wochen hier getätigt haben, nicht dem entsprechen, was sich der Wähler von Ihnen erwartet hat. Sie haben uns, als wir vor einem Jahr einen Beschlussantrag auf Gebührenstopp gestellt haben, verhöhnt. Es gäbe dazu keine Veranlassung, es lägen keine aktuellen Anträge auf Erhöhung vor, hat der Finanzstadtrat im Mai 2001 erklärt.

Es gäbe keinen Antrag zum Thema "Gebührenerhöhung", haben Sie der Opposition gesagt, sie solle in Wien nicht ständig den Teufel an die Wand malen, was Gebühren- und Abgabenerhöhungen betrifft. Das war im Juni 2001. 

Aber dann sprachen Sie bereits einmal von einer wirtschaftlichen Notwendigkeit für höhere Fahrscheinpreise. Sie haben die Tarifgestaltung im Herbst oder im Sommer des vergangenen Jahres den Wiener Linien überlassen. Dazu erklärte der Herr Finanzstadtrat, das sei kein Freibrief für Tariferhöhungen. Herr Finanzstadtrat, Sie haben im "Kurier" am 28. September 2001 erklärt: "Abgaben und Gebühren sollen 2002 nicht erhöht werden." 

Wir haben, Herr Finanzstadtrat, von Ihnen in der Budgetrede im November des vergangenen Jahres hören müssen, dass dieser Budgetvoranschlag keine Gebührenerhöhungen oder Tarifsteigerungen voraussetzt und dass es einen klaren Auftrag des Bürgermeisters gäbe, trotz Steigerung der Inflationsrate, trotz Erhöhung der Personalausgaben, alle Möglichkeiten der Rationalisierung auszuschöpfen und nicht sozusagen automatisch Steuererhöhungen durchzuführen.

Heute klingt das anders. Ich nehme Sie beim Wort, führen Sie alle Rationalisierungen durch. Wir Mandatare haben alle dieses Buch "Die Verwaltung der Stadt Wien" von Ihnen, von der Gruppe Finanzverwaltung, bekommen. Über 300 Seiten beinhaltet es. Viele Beamte haben wahrscheinlich Tag und Nacht daran gearbeitet, um uns ganz wichtige Mitteilungen zu geben, zum Beispiel auf Seite 97: "Im Detail wurden auf den nachstehend angeführten Friedhöfen folgende größere Vorhaben ausgeführt: Umbau der WC-Anlage im 2. Stock, Friedhof Hütteldorf: Herstellung von 7 Grüften für 6 Särge, Simmeringer Feuerhalle: Unterofen des Ofens 3 wurde neu ausgemauert." Selbstverständlich ist das für die Einzelnen ein ganz wesentlicher Punkt, aber glauben Sie nicht, dass es hier Möglichkeiten der Einsparungen in der Gruppe Finanzverwaltung selbst gäbe? - Nein, Sie prüfen nämlich weiterhin die Erhöhungen, in denen es Ihnen darum geht, die Deckungen zu erhöhen. Sie sagen, es gibt so viele Bereiche in Wien, die nicht kostendeckend sind, und Sie sagen, Sie müssen das überprüfen. 

Nehmen wir sie uns her. Um welche handelt es sich? - Es handelt sich hier auf der einen Seite um die Elternbeiträge für Kindertagesheime - die haben Sie selbst im Finanzausschuss angeführt -, Deckungsgrad 14 Prozent, es handelt sich um Gebühren für Krankenbeförderung, 22 Prozent, es handelt sich um Gebühren für die Benützung von Sportplätzen, 7 Prozent, es handelt sich um Gebühren für städtische Büchereien, 3 Prozent. Wollen Sie das alles erhöhen? Wollen Sie das alles anheben? - Dazu haben Sie sich noch nicht genau geäußert. Aber Sie haben sich schon konkret geäußert, Sie haben einen KWK-Zuschlag eingeführt, der den Wienerinnen und Wienern 960 Millionen S oder 70 Millionen EUR kostet. Sie werden die Wiener Linien um rund 10 Prozent erhöhen. Das bedeutet 430 Millionen S oder 31 Millionen EUR. Für die Bäder liegen 25 Prozent Erhöhung im Raum, 28 Millionen S oder 2 Millionen EUR. Die Müllgebühren wollen Sie im Juni 2002 erhöhen, Fehlbetrag 404 Millionen S oder 29,3 Millionen EUR. Beim Abwasser beträgt der Fehlbetrag 101 Millionen S oder 7,3 Millionen EUR, bei den Friedhöfen 71 Millionen S oder 5 Millionen EUR, bei den Abschleppgebühren 33 Millionen S oder 2,3 Millionen EUR. 

Das bedeutet, Ihre Absichten lauten heute, Sie wollen die Wienerinnen und Wiener mit 2 Milliarden S oder 154 Millionen EUR zusätzlich belasten! Das bedeutet wiederum, den Tausender, den eine ehemalige Finanzstadträtin der österreichischen Bevölkerung einmal versprochen hat, werden Sie nun den Wienerinnen und Wienern, vom Kleinkind bis zum Alten, nämlich jedem, wegnehmen! Mehr als 1 000 S an Belastung bedeutet das pro Jahr! Das haben wir uns nicht verdient! (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch 30 Sekunden.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Meine Damen und Herren! Der Herr Finanzstadtrat hat einmal von einer Springflut von Steuer- und Abgabenerhöhungen gesprochen. Nein, das ist keine Springflut! Das ist ein Sunami, eine riesige Welle von unvergleichlicher Stärke, die hier auf die Wienerinnen und Wiener zukommt! Lassen Sie sich das ins Stammbuch schreiben! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Malyar. Ich erteile es ihr.

Abg Martina Malyar (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die FPÖ hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Die neue Wiener Belastungswelle rollt an" auf die Tagesordnung gesetzt. Ich habe mir überlegt, was dafür eigentlich der Grund sein könnte. Warum setzt die FPÖ - wieder einmal, würde ich dazusagen - dieses Tagesordnungsthema an? - Ich habe vier Möglichkeiten gefunden.

Erstens. Warum ist das eigentlich aktuell in einer Aktuellen Stunde? - Wenn man die Politik in den letzten Jahren verfolgt, so hat die Wiener Belastungswelle schon längst begonnen. Sie hat allerdings einen anderen Ursprung, nämlich in der blau-schwarzen Bundesregierung. Sie ist schon vor zwei Jahren angelaufen. Sie haben aber völlig Recht, seither läuft eine riesige Belastungslawine über uns Wienerinnen und Wiener! (StRin Karin Landauer: Der Ursprung liegt in der sozialistischen Politik! Da können Sie reden, so viel Sie wollen!) Man muss sagen, wem man das zu verdanken hat, nämlich der blau-schwarzen Bundesregierung und ihren Abgeordneten! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Mag Christoph Chorherr: Dem Bundes-Sunami!) 
Bewusst setzt nämlich die blau-schwarze Bundespolitik seit dem Beginn ihrer Regierungstätigkeit, also vor zwei Jahren, auf eine finanzielle Aushöhlung der Stadt und des Landes Wien, einerseits um das goldene Kalb Nulldefizit zu finanzieren und andererseits mit dem politischen Kalkül - auch das soll man offen und ehrlich sagen -, die in Ihren Augen letzte große rote Bastion Wien politisch zu Fall zu bringen. (Abg Mag Helmut Kowarik: Hätten Sie Ihre Hausaufgaben vorher gemacht, wäre es nicht so weit gekommen!)

Ich habe noch den 25. März des Vorjahres in sehr guter und schöner Erinnerung, wo wir von den Wählerinnen und Wählern den Auftrag bekommen haben, in dieser Stadt für sie weiterzuarbeiten, was für Sie eine totale Abfuhr war. Ihre Reaktion zeigt, dass Sie das bis heute noch nicht verkraftet haben. Aber das müssen Sie in einem anderen Rahmen bearbeiten und nicht hier! (Beifall bei der SPÖ. - StRin Karin Landauer: Demütig! Denken Sie daran, demütig zu sein!)
Das Gleiche muss ich sagen! Nachdem viele Vertreter der Bundespolitik sind, die in ihren jeweiligen bundespolitischen Parteien ÖVP und FPÖ auch entsprechend Einfluss haben, haben Sie vielleicht den Ort verwechselt. (StRin Karin Landauer: Sie haben von Demut gesprochen! Wissen Sie, was Demut ist?) Vielleicht wollten Sie diese Anfrage eigentlich ein paar 100 Meter weiter stellen. (StRin Karin Landauer: Nein, nein!) Herr Dr GÜNTHER, vielleicht war das auch die Parteitagsrede vom nächsten Bundesparteitag der FPÖ. Ich würde mich freuen, wenn Sie dort ebenfalls diese Meinung vertreten, aber in Richtung Bundespolitik. (StRin Karin Landauer: Absurd ist das!) Es ist zwar bald Ostern, aber das "mein Name ist Hase, ich weiß von all dem nichts"-Prinzip der blau-schwarzen Abgeordneten dieses hohen Hauses zieht bei den Wienerinnen und Wienern garantiert nicht. Das habe ich in den Gesprächen der letzten Tage Gott sei Dank erfahren. Spätestens seit dem vergangenen 25. März müssten Sie diese Botschaft eigentlich verstanden haben! (Beifall bei der SPÖ.)
Die zweite Möglichkeit, warum Sie diese Frage einbringen, hat mir einen Schock versetzt. Ich würde sagen, aus der Medizinersprache, ein anaphylaktischer Schock, nämlich ein allergischer Schock auf Grund einer Allergie. (StRin Karin Landauer: Sie schauen aber gar nicht so aus! Sie schauen doch ganz gesund aus!) - Das schaut so aus, Gott sei Dank! - Löst das vielleicht eine weitere bundespolitische Belastungswelle der ÖVP und FPÖ aus? - Aber nach der letzten Versöhnung zwischen der Frau Vizekanzlerin und der ÖVP befürchte ich, dass es eine Fortsetzung der sozialpolitischen Grauslichkeiten dieser blau-schwarzen Bundesregierung geben wird! Man muss jedoch immer das Schlimmste annehmen!

Noch einmal: Sie sind alle keine Hasen, Sie wissen alles und Sie tragen alle Maßnahmen voll mit, zum Beispiel Fall der Mietzinsbeihilfe des Bundes, Kürzung des Familienzuschlags bei der Arbeitslosenversicherung, Besteuerung der Unfallrenten, Ambulanzgebühr, Erhöhung der Rezeptgebühr, 5 000 S Studiengebühr. 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Frau Abgeordnete, Sie haben noch 30 Sekunden.

Abg Martina Malyar (fortsetzend): All das ist die Belastungswelle, die seit Jahren auf Wien zurollt. Sie können nicht sagen, Sie haben von all dem nichts gewusst. Die Wiener Sozialpolitik setzt konkrete Taten dagegen. In Wien fahren die Studenten frei. Es gibt Volldeckung mit Kindergartenplätzen. Es gibt Gratisschulhefte. Es gibt viele soziale Leistungen, auf die wir in Wien stolz sein können! (Beifall bei der SPÖ. - StRin Karin Landauer: Aber das ist Steuergeld!) 
Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Die Redezeit ist zu Ende.

Abg Martina Malyar (fortsetzend): Ganz zum Schluss sage ich, dass wir diesen Weg weitergehen werden. (StRin Karin Landauer: Ihre Zeit ist zu Ende!) Wir werden in diesem Zusammenhang das Sozialstaat-Volksbegehren vollinhaltlich unterstützen. (StRin Karin Landauer: Ihre Redezeit ist zu Ende!) Ich garantiere Ihnen, dass wir diesen Weg gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern, mit den Wienerinnen und Wienern gehen werden! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Jerusalem zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau Präsidentin!

Ganz abgesehen von allen Sunamis, Hasen und Kälbern möchte ich Ihnen gerne sagen, dass ich diese Diskussion für eine absolut scheinheilige Diskussion zwischen drei Parteien halte, die faktisch im Wettlauf im Bund und in Wien alles teurer machen, was man nur teurer machen kann. Dazu sagen die Wiener Grünen: Nein, wir wollen das nicht! Wir wollen ein soziales Wien! (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Ich denke, man darf diese Diskussion nicht führen, ohne zu schauen, was eigentlich die Wienerinnen und Wiener verdienen. Mir würden alle diese Tarife überhaupt keinen Grund zum Nachdenken geben, würden die Wienerinnen und Wiener so viel verdienen wie wir Landtagsabgeordnete. Aber ich darf Sie daran erinnern, wir gehören zu den 10 Prozent der am besten verdienenden Menschen dieser Stadt. Die anderen verdienen weniger und zum Großteil sehr viel weniger. Die Hälfte der Wienerinnen und Wiener, die erwerbstätig sind, verdienen weniger als 15 000 S. Für diese Menschen sind derartige Tariferhöhungen, wie sie jetzt geplant sind, viel, sogar sehr viel. Deswegen denke ich mir, die Diskussion ist noch nicht zu Ende. Ich bitte die Sozialdemokratie in Wien, sich das noch einmal zu überlegen, die Meinung zu revidieren und die Tarife an die Menschen, die in dieser Stadt leben und sehr viel weniger Geld als wir haben, anzupassen.

Weil meine Vorgängerin auch von den Kindergartenplätzen gesprochen hat: Frau Malyar, gerade die Kindergartenplätze sind in Wien viel zu teuer! Wir bräuchten eine Absenkung der Beiträge, die ungefähr auf die Hälfte hinuntergeht, damit sich die Menschen das leisten können. 

Ein Wort noch: Wer verdient denn am allerwenigsten in dieser Stadt? - Daher rufe ich auch zur Solidarität der Frauen für die anderen Frauen in dieser Stadt auf! Denn es sind die Frauen, die mit Abstand am wenigsten verdienen, die Alleinerzieherinnen, wo wir sagen müssen, wir schlagen eine andere Politik für Wien ein, eine andere Politik, die eine soziale Politik ist! (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Martina Malyar: Die Zahlen wissen Sie ganz genau! Die brauchen wir Ihnen doch nicht noch einmal zu sagen!) 
Weil man nur kurz Zeit hat, noch einmal zu den Tarifen für die öffentlichen Verkehrsmittel. Schauen wir uns einmal die Sache mit der Freifahrt für Obdachlose an, die seit langem gefordert wird! Das ist auch eine Freifahrt für alle, die sehr wenig Einkommen haben. Da möchte ich ganz klar deponieren, was wir Grüne wollen. (Abg Martina Malyar: Alles gratis!) Wir wollen, dass alle, die weniger Geld haben, als die Dauersozialhilfe oder die Mindestpension ausmachen, in dieser Stadt zum Nulltarif fahren können. Ich halte das für die einzig wirklich mögliche soziale Maßnahme, die wir setzen können. Weiters sind wir dafür, dass alle, die ungefähr das Eineinhalbfache davon haben, zum Halbpreis fahren können. Schließen Sie sich bitte meiner Meinung an!

Ich möchte Ihnen dazu etwas sagen, was mir die damalige StRin Brigitte Ederer geantwortet hat, als ich diesen Antrag schon einmal gestellt habe. Sie hat damals gesagt: "Ich möchte Sie davon informieren, dass sich in meinem Auftrag derzeit eine Arbeitsgruppe mit der Frage der Einführung eines einkommensabhängigen Begünstigtenausweises beschäftigt." Darunter fielen auch die in meinem Antrag angeführten Personengruppen, die ich jetzt ohnehin wieder genannt habe. - Aber was bitte ist das Ergebnis dieser Arbeitsgruppe? Ich wünsche mir, dass Herr Abg Strobl mir darauf eine Antwort gibt. Ich will wissen, was diese Arbeitsgruppe schlussendlich gesagt hat. Ich will wissen, ob es einen einkommensabhängigen Begünstigtenausweis geben wird, wann es ihn geben wird und wofür er gültig sein wird. Wir sind dafür, dass er nicht nur für die öffentlichen Verkehrsmittel, sondern für alle sozialen, kulturellen und sportlichen Einrichtungen, die diese Stadt hat, gültig sein wird, damit wir diese Menschen in die Gesellschaft hereinholen und sie nicht ausgrenzen. - Ich danke Ihnen schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Klucsarits zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geschätzten Damen und Herren!

Die berechtige Klage über die Arbeitsplatzsituation in Wien hat für mich einen ganz entscheidenden Landesaspekt, und zwar ist dieser Landesaspekt schon langjährig vorhanden und nicht erst jetzt durch die Bundesregierung gekommen, weil gerade in Wien ist die Arbeitslosenrate seit Jahren deutlich höher, als zum Beispiel in den anderen Bundesländern. 

Meine Damen und Herren! Die Wirtschaft in Wien hat gerade in den letzten Jahren immer wieder auf einen Konsenskurs gesetzt. Das hat dieser Stadt sehr gut getan. Ich möchte nicht verhehlen, auch der Wiener Wirtschaft hat dies gut getan. Das möchte ich einmal vorausschicken. In der Koalition hat sich dieses Instrument der Sozialpartnerschaft - da werden Sie mir Recht geben - besonders gut bewährt. 

Entscheidend für eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik sind aber Detailmaßnahmen, gerade in einem Land und gerade dann, wenn eine schlechte Konjunkturlage herrscht, so wie es derzeit der Fall ist, denn bei einer Hochkonjunktur ist es relativ einfach, Wirtschaftspolitik zu machen. Da muss ich Ihnen sagen, meine Damen und Herren von der roten Mehrheitsfraktion, Sie haben in den letzten Monaten ein eher schlechtes Bild abgegeben! Sie haben nicht rechtzeitig gegengesteuert, um Ihren Beitrag dafür zu leisten, dass der durch die internationale Krise ins Stottern gekommene Konjunkturmotor in Wien wiederum aus dem Stottern herauskommt!

Was Sie machen - das hat sich jetzt wieder ganz deutlich gezeigt - ist leicht auf einen Nenner gebracht: Sie beten die Landespolitik gesund und beten die Bundespolitik krank. Da muss ich Ihnen sagen, gerade das Wiener Gewerbe spürt dies. (Abg Godwin Schuster: Durch welche Maßnahmen?) Gerade das Wiener Gewerbe spürt Ihre Politik sehr stark. Dazu gibt es eine ganz neue Studie, die der Herr Vizepräsident sicher auch kennt. 39 Prozent der Wiener Gewerbebetriebe sind unzufrieden, ihre Geschäftslage ist mehr als schlecht. Nur mehr auf neun Wochen haben die Wiener Gewerbebetriebe einen Auftragsstand. Das ist viel zu wenig! 

Eines möchte ich hier noch betonen: Am Stillstand in der Wiener Kommunalpolitik und daran, dass der Wirtschaftsstandort Wien derzeit so schlecht dasteht, ist nicht die Bundesregierung schuld (Abg Franz Ekkamp: An der höchsten Steuerquote ist nicht Wien schuld!), weil die De-facto-Kosten - die können Sie nicht wegdiskutieren - sind für jeden Wiener Unternehmer um 5 bis 10 Prozent höher, als in jedem anderen Bundesland. Daran ist nicht der Bund schuld! Der Bund hat keine U‑Bahn-Steuer in Wien eingeführt, die die Wiener Unternehmer zahlen. Der Bund hat nicht diese hohen Gebühren, die jeder Wiener Unternehmer zahlt und die wesentlich höher sind als in anderen Bundesländern, eingeführt! Und der Bund hat Ihnen nicht den Auftrag gegeben, die KWK-Abgabe für die Wiener Unternehmer so in die Höhe zu schrauben! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich habe bereits in meiner Rede zum Budgetvoranschlag 2002 gesagt, das ist keine Wirtschaftspolitik. Ich nehme zum Beispiel nur ein Ressort heraus, nämlich das Umweltressort. Da kann man investieren, macht man der Umwelt etwas Gutes und belebt damit die Wirtschaft. Was haben Sie gemacht? - Sie haben die Investitionen um 10 Prozent heruntergenommen, aber die Personalkosten sind gestiegen, Herr Kollege! (Beifall bei der ÖVP.)
Wir haben gesagt, machen wir etwas für die Wiener Gewerbetreibenden. Sie alle wissen, die Heizkessel sind in Wien überaltert, sie sind über 30 Jahre alt. Wenn Sie heute ein 30 Jahre altes Auto fahren, dann hat es nicht diesen Standard für die Umwelt, wie es heute der Fall ist. Wir haben im September einen Antrag gestellt, es so wie alle anderen Bundesländer zu machen. Alle anderen Bundesländer haben eine Heizkesselförderung. Das kommt den kleinen Gewerbetreibenden, der Umwelt und dem einzelnen Betrieb zu Gute. Wissen Sie, was passiert ist? - Im September haben wir es gefordert, aber von StR Rieder habe ich erst vorige Woche eine Nachricht bekommen, dass er den Antrag prüfen wird! Das ist Ihre Wirtschaftspolitik! Mit der werden wir den ins Stottern gebrachten Motor der Wiener Gewerbetriebe nicht wiederum anwerfen können!

Oder ein weiteres Beispiel: Sie nehmen Investitionen zurück, aber was haben Sie gemacht? - Sie haben eine Klangwolke der Frösche zwischen den Museen veranstaltet, welche natürlich erst im Nachhinein im Umweltausschuss zur Genehmigung gekommen ist. Ich frage Sie, wer etwas von der Klangwolke der Frösche zwischen den Museen, die die Wiener Steuerzahler bezahlt haben, hat. Kein Mensch in Wien hat das bemerkt, außer dass er dafür zahlen darf! Kein Frosch in Wien lebt jetzt besser oder in Niederösterreich, weil wir eine Klangwolke der Frösche gemacht haben! (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Herr Abgeordneter, Sie haben noch 30 Sekunden.

Abg Rudolf Klucsarits (fortsetzend): Danke, ich bin gleich fertig. - Sehen Sie, meine Damen und Herren, gerade diese Leitlinie der Ideenlosigkeit und mangelnden Entscheidungskraft ist es, die wir an dieser Stadtregierung ablehnen und die auch dazu geführt hat, dass Sie auf die jüngsten Herausforderungen eines konjunkturbedingten Beschäftigungseinbruchs nicht entsprechend politisch reagiert haben. Ihre wirtschaftspolitische Krise mündet einzig und allein in Gebührenerhöhungen! Das lehnen wir ab! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Mag Schmalenberg zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Hoher Landtag!

Die Reaktion der SPÖ auf unsere heutige Aktuelle Stunde ist wirklich lustig und sie war auch vorauszusehen. Da wird einmal mehr auf die böse Bundesregierung losgegangen, die so böse ist und die Abgabenquote so stark erhöht hat. (Abg Johann Driemer: Das stimmt doch! Oder stimmt das etwa nicht?) Aber wer so etwas behauptet, muss sich den Vorwurf gefallen lassen, dass er über ein äußerst schwaches Kurzzeitgedächtnis verfügt! (Abg Johann Driemer: Das sagen ausgerechnet Sie!) Wer so wie Sie die Republik derart verschuldet hat - ich darf Ihrem Gedächtnis auf die Sprünge helfen, 2 300 Milliarden S Schulden haben Sie angehäuft -, der sollte eigentlich betreten schweigen, wenn er sieht, wie konsequent die Bundesregierung das Bundesbudget wieder auf den richtigen Kurs gebracht hat! (Beifall bei der FPÖ.)
Was Sie gerne vergessen, ist, dass Sie diese Schulden bei einer Abgabenquote, die ähnlich hoch war, angehäuft haben! Das ist Ihr Erbe, hohe Schulden und hohe Abgaben, mit anderen Worten ein politisches Armutszeugnis! (Abg Christian Oxonitsch: Sie erhöhen aber gerade den Schuldenstand!) Was Sie auch vergessen haben, sind die salbungsvollen Worte des Herrn Vizebürgermeisters, der im Zuge der Budgetdebatte davon gesprochen hat, dass es zu keinen Erhöhungen kommen wird. Jetzt schaut die Sache einfach ganz anders aus. Die Ausführungen Rieders haben sich als Märchen entlarvt! (Abg Christian Oxonitsch: Sie haben nicht zugehört!) Die Wienerinnen und Wiener werden jetzt zur Kasse gebeten. Es sei nur am Rande angemerkt, dass die Amtsführung des Herrn Vizebürgermeisters sogar von seiner Nachfolgerin kritisiert wurde und mittlerweile einer Sonderprüfung durch das Kontrollamt unterliegt. 

Es ist kein Wunder, denn die Sozialisten können nicht wirtschaften. Sie können nur verteilen und besonders vor der Wahl und nach der Wahl - so wie jetzt - müssen die Wienerinnen und Wiener schmerzhaft erleben, dass Sie abkassieren und kürzen, und das gleich an vielen Fronten. Die Fahrscheintarife werden auf ganzer Linie, zum Teil um 15 Prozent erhöht. Die Müllgebühren werden erhöht. Bei Essen auf Rädern wird gekürzt. Die Eintrittsgebühren für Bäder werden erhöht. Und ich bin mir ganz sicher, wir werden hier sicher noch vor Jahresende über die Erhöhung der Wasser- und Abwassergebühren debattieren. Aber das reicht Ihnen anscheinend nicht. (Abg Christian Oxonitsch: Das haben Sie hier voriges Jahr auch schon erzählt! Das zieht sich!) Als besonderes Schmankerl heben Sie jetzt auch von ambulanten Chemotherapiepatienten Tagsätze für Spitalsaufenthalte ein. (Abg Christian Oxonitsch: Sie sind mit Ihren Prognosen der Zeit schon weit voraus!) 

Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ! Das sind Patienten, die sogar von der Ambulanzgebühr ausgenommen sind! Das sind Patienten, die auf Grund der Therapie meist gar nichts essen können! Das ist ein indiskutables Vorgehen, das zeigt, wo die soziale Kälte in Österreich wohnt, nämlich im Roten Wien, nämlich hier im Rathaus, und nicht, wie Sie behauptet haben, im Parlament! (Beifall bei der FPÖ.)
Eine der lautesten Stimmen im Chor der Regierungskritiker ist der Herr Bürgermeister. "Die soziale Kälte", "das Reich des Bösen" und ähnliche Schlagworte richtet er ständig an die Bundesregierung, seit Neuestem "die hohen Abgaben". (Abg Rosemarie Polkorab: Das stimmt ja auch!) Dabei sollte er besser vor der eigenen Türe kehren und den eigenen Vizebürgermeister einbremsen. Aber wahrscheinlich geht das gar nicht so leicht, weil der Finanzstadtrat hat selbst Belastungen als sein Lieblingsinstrument in der Politik entdeckt. Die Schwierigkeit besteht wahrscheinlich darin, dass derjenige, der ihn einbremsen sollte - nämlich der Bürgermeister - selbst ein Wiederholungstäter mit seinen Belastungsplänen ist. (Abg Christian Oxonitsch: Im April 2001 haben Sie gesagt, vor dem Sommer werden Erhöhungen kommen!) Ich erinnere Sie, Herr Klubobmann, nur an die Pläne, die der Bürgermeister schon gewälzt hat. (Abg Christian Oxonitsch: Im September 2001 haben Sie gesagt, vor Weihnachten werden Erhöhungen kommen!) Die Höchstbemessungsgrundlage der Sozialversicherung wollte der Herr Bürgermeister gleich auf 80 000 S hinaufschrauben. Auch die Kapitalertragssteuer fällt dem Bürgermeister im Jahresabstand immer zu niedrig aus. Sehr geehrte Damen und Herren, mit diesen Versatzstücken aus der Mottenkiste des Klassenkampfes lässt sich kein Staat machen und wie man sieht auch keine Stadt regieren! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Johann Driemer: Das ist eine Erkenntnis!)
Ihre Ideen sind schon als gefährliche Drohung anzusehen, wenn Sie und Ihr Parteiobmann davon reden, dass Sie das Kindergeld wieder streichen wollen oder wenn der Bürgermeister jüngst in einem Interview davon gesprochen hat, dass die Sozialleistungen gekürzt werden sollen und er vom amerikanischen Weg träumt. Das ist einfach schlecht! Aus dieser Sackgasse sollten Sie wieder herauskommen! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das sind ja leere Floskeln, die Sie hier bringen!)
Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (fortsetzend): Sehr geehrte Damen und Herren, stoppen Sie die Belastung der Wiener! Die Wiener Bundesregierung zeigt Ihnen, wie es geht! Sie können aber auch gerne bei uns nachfragen und wir sagen Ihnen, wie der bessere Weg für Wien geht! (Beifall bei der FPÖ. - Heiterkeit bei der SPÖ. - Abg Godwin Schuster: Das war wirklich gut! Wir nehmen uns sicherlich kein Beispiel an der Bundesregierung! - Abg Heinz Hufnagl: Das war das Beste zum Schluss!)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Strobl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Selten habe ich es so bedauert, nur fünf Minuten Redezeit zur Verfügung zu haben, denn es gäbe natürlich einiges auf die Wortmeldungen meiner Vorrednerinnen und Vorredner anzumerken. Ich werde mich aber diesbezüglich recht kurz fassen, allein schon deshalb, weil es eben nur fünf Minuten sind. 

Ein paar Worte und ein paar Anmerkungen zum Kollegen Klucsarits, der über die Wiener Wirtschaft gesprochen und angemerkt hat, dass 39 Prozent der Wiener Gewerbebetriebe unzufrieden sind, es der Wiener Wirtschaft schlecht geht und das darauf zurückgeführt hat, dass es eine Rücknahme bei den Investitionen seitens der Wiener Stadtregierung gegeben hat: Kollege Klucsarits, es ist dir wohl entgangen, dass die Stadt Wien nach wie vor mehr an nachfragewirksamen Investitionen für die Wirtschaft zur Verfügung stellt als der gesamte Bund, und das, bei einem sechsmal so hohen Budget, das der Bund zur Verfügung hat! Diese Zahlen alleine sprechen für sich. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich verstehe, dass die Oppositionsparteien, vor allem aber natürlich die ÖVP und die Freiheitliche Partei, nervös sind, wenn man die jüngsten Umfragen kennt, die in Wien gemacht wurden. Was ich aber nicht verstehe, ist, dass Sie seit zirka zwei Jahren zum Beispiel versuchen, die durchaus auch in Wien nicht erfreuliche Situation am Arbeitsmarkt mit der Wiener Wirtschaftspolitik in Verbindung zu bringen, dass Sie die Belastungen durch die Stadt dafür verantwortlich machen, dass die Kaufkraft schwächer wird und jetzt als Gipfel auch noch die Tarifanpassungen mit den Erhöhungen und mit den neu eingeführten Tarifen auf Bundesebene vergleichen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese Ablenkungsmanöver von der Belastungspolitik nimmt Ihnen die Bevölkerung in Wien nicht ab! Sie können noch so viele Horrorszenarien in den Raum stellen, die Wiener Bevölkerung weiß, woher der raue Wind bläst und wer tatsächlich dafür verantwortlich ist, dass immer mehr Menschen in unserer Stadt ohne Arbeitsplatz sind beziehungsweise um ihren Arbeitsplatz zittern! Die Wienerinnen und Wiener wissen aber auch, wer etwas dagegen unternimmt! Deshalb nimmt die SPÖ in den Umfragen zu und Schwarz-Blau verliert! (Beifall bei der SPÖ. - StRin Karin Landauer: So kann man das nicht sehen!)
Wenn ich dann in einer Presseaussendung des Herrn Kabas lese, die Wiener FPÖ wird mit all ihren politisch und demokratisch zur Verfügung stehenden Mitteln die drohenden neuen Belastungen für die Wiener Bevölkerung zu verhindern versuchen, dann möchte ich schon ein paar Anmerkungen dazu machen: Erstens kommt die Aussage um mindestens zwei Jahre zu spät und zweitens ist der Adressat ganz sicher der Falsche, denn anstatt mit schwachen Argumenten die Wiener Stadtregierung zu kritisieren, hätten Sie die Belastungspolitik der Bundesregierung einbremsen sollen, Herr Klubomann Kabas! Aber dazu haben wir bis heute von Ihnen natürlich nichts gehört! 

Ich darf Sie nur kurz daran erinnern, dass noch nie irgendjemand in Österreich so hohe Steuern und Abgaben zu leisten hatte, wie unter der derzeitigen Bundesregierung! Wo ist da die Kritik der Wiener FPÖ? Was haben Sie hier für die Wiener Bevölkerung getan? - Wenn Kollege Günther herausgeht und laut über die zu vornehmenden Tarifanpassungen protestiert, dann frage ich Sie schon, wo Ihr Protest war, als im Bund, bei der ÖBB, der Tarif von 19 auf 21 S angehoben wurde? - Da habe ich nichts gehört von Ihnen! Dazu haben Sie sich ausgeschwiegen! Dazu hat es von Ihnen keine Anmerkungen gegeben. (Abg Johann Driemer: Das ist wahrscheinlich ein interner Klubzwang!)

Im Verein mit der Wiener ÖVP kündigen Sie ständig neue Belastungswellen an, versuchen mit unqualifizierten Angriffen die Schuld an der Misere vom Bund auf Wien abzuwälzen und haben dabei wirklich noch den Mut - man könnte das auch anders nennen -, von einem "Crash-Kurs" bei der Sozial- und Wirtschaftspolitik zu sprechen! Denn es ist wahrhaftig mutig, wenn man im Glashaus sitzt und dann noch mit Steinen wirft! Die Anleitung zu einem Crash-Kurs, vor allem bei der Wirtschaftpolitik, ist das Budget der Bundesregierung, vorgestellt von Herrn Finanzminister Grasser, unterstützt von den restlichen Regierungsmitgliedern!

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abg Friedrich Strobl (fortsetzend): Ich komme schon zum Schluss, denn leider habe ich nicht mehr Zeit zur Verfügung. - Sie spielen seit geraumer Zeit das gleiche Spiel, nämlich uns den Schwarzen Peter für all die Missstände, die von der Bundesregierung kommen, anzudrehen! Sie sollten aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, vor allem von der ÖVP und von der FPÖ, zur Kenntnis nehmen, der Stadt Wien vorzuwerfen, was auf Bundesebene verbockt wird, wird immer wieder zu Eigentoren führen! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Die Abgen Dr Kurt Stürzenbecher, Mag Sonja Wehsely und Johann Driemer haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend ein Gesetz, mit dem die Bauordnung für Wien und die Wiener Stadtverfassung geändert werden, betrifft Verländerung der Bundesstraßen B, eingebracht. 

Diesen Antrag weise ich den Ausschüssen Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal sowie Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zu.

Der Herr Landeshauptmann hat sich gemäß § 16 der Geschäftsordnung zu einer Mitteilung (00518/2002-MDALTG) betreffend "Daseinsvorsorge" zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 40 Minuten begrenzt ist. - Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Mehrere Anlässe haben mich dazu bewogen, bei dieser heutigen Landtagssitzung zum Thema "Daseinsvorsorge" zu sprechen. Zum einen ist, wie Sie alle wissen, das Thema ganz prominent auf der Tagesordnung der Europäischen Union, zum anderen sind die Städte unmittelbar betroffen, und auch in Wien werden wir immer wieder mit Forderungen nach Liberalisierungen und Privatisierungen öffentlicher Dienstleistungen konfrontiert. Ich halte es daher für angebracht, die Gelegenheit zu ergreifen, die Position der Wiener Stadtregierung zu diesen Fragen in aller Deutlichkeit darzustellen.

Meine Damen und Herren! "Daseinsvorsorge" ist ein nicht leicht zu verstehendes Wort. Der Inhalt wird aber greifbar, wenn man sich vor Augen ruft, was dahinter steckt. Es geht um nicht weniger als die Versorgung der Bevölkerung mit notwendigen Dienstleistungen wie Wasserversorgung, Abfallbeseitigung, Mobilität, auch soziale Absicherungen und Ähnliches. Es geht damit schlicht um Lebensqualität und zwar um fundamentale Aspekte dieser. Für das Funktionieren dieser Bereiche zu sorgen, ist eine der zentralen Aufgaben der Politik. Dies wurde in der Regel bereits Ende des vorvorigen Jahrhunderts erkannt, nicht nur in Wien, sondern in den meisten europäischen Städten. Wien kann mit Recht stolz darauf sein, auf diesem Gebiet eine Vorreiterrolle gespielt zu haben. Es war der christlich-soziale Bürgermeister Lueger, der die Erbringung der kommunalen Dienstleistungen aus der in jeder Hinsicht desaströsen reinen Profitlogik befreite. Das und die international beispiellosen Leistungen der Wiener Stadtverwaltung in der Zwischenkriegszeit haben die Basis für die - natürlich im Laufe der Zeit weiter verbesserten und auch angepassten - weltweit hoch anerkannten öffentlichen Dienstleistungen Wiens gelegt. 

Wie Ihnen sicher bekannt ist, hat die Europäische Kommission im Oktober 2000 eine Mitteilung zum Thema "Daseinsvorsorge" veröffentlicht. Diese hatte mögliche Liberalisierungsmaßnahmen in den verschiedenen Bereichen der Daseinsvorsorge zum Gegenstand. Die Mitteilung wurde im Europäischen Parlament behandelt und führte zunächst zur Vorlage eines Berichts des deutschen Abgeordneten Langen, der in der Folge im zuständigen Ausschuss und auch im Plenum diskutiert wurde. Grundtenor des Berichts war die Forderung nach noch weiterreichenden Liberalisierungen als im Kommissionsentwurf vorgesehen. Diese Position stieß im November 2001 bei der Debatte im Parlament auf vielfältige Widerstände. 

Zu betonen ist hierbei, dass sich die unterschiedlichen Positionen nicht an weltanschaulichen Ausrichtungen festmachen lassen. So vertreten vor allem der bayrische Ministerpräsident Stoiber und CSU-Abgeordnete eine ebenso kritische Position wie Wien, ja sie haben als Erste den Begriff der "Daseinsvorsorge" in der politischen Diskussion geprägt. Auch die Diskussionen auf Ratsebene haben die unterschiedlichen Zugänge klar zum Ausdruck gebracht. 

Diese vielfältigen Widerstände führten dazu, dass die Thematik an den Europäischen Rat von Laeken herangetragen wurde. Dort wurde die Kommission mit der Ausarbeitung einer Rahmenrichtlinie beauftragt, womit sowohl dem Umstand der massiven Kritik als auch dem offensichtlichen Bedürfnis nach einer flexibleren Herangehensweise Rechnung getragen wurde. 

Das Wien-Haus in Brüssel, das auch in dieser Frage hervorragende Arbeit geleistet hat, hält es für realistisch, dass bis Ende des Jahres ein Entwurf dieser Rahmenrichtlinie vorliegt.

Im Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs, der von der Thematik her natürlich Bestandteil dieser Diskussionen ist, wurde ein Verordnungsentwurf der Europäischen Kommission schon vor längerer Zeit ebenfalls auf Grund der vielfältigen Widerstände vorläufig zurückgestellt. An einer Neuformulierung wird innerhalb der Kommission gegenwärtig gearbeitet. 

Die Stadt Wien hat hier in engem Bündnis mit anderen europäischen Großstädten wie London, Paris, Barcelona, Lissabon, München oder Brüssel, aber auch mit kleineren Städten wie etwa Nürnberg intensiv und erfolgreich ihre Interessen eingebracht. Auch durch die engen Kontakte mit den Abgeordneten des Europäischen Parlaments konnte sich Wien Gehör verschaffen. So wurde die Position Wiens in Briefen an alle Mitglieder des Verkehrsausschusses sowie an alle österreichischen EU-Abgeordneten dargelegt. 

Freilich sind die Diskussionen damit nicht beendet. Das sollen sie im Sinne einer effizienten Erbringung der kommunalen Dienstleistungen auch gar nicht, aber es wurde für die weitere Arbeit in diesem Bereich klargestellt, dass unterschiedliche Positionen und Voraussetzungen eine höhere Berücksichtigung erfahren müssen. 

Ich darf meine weiteren Ausführungen mit einem Zitat fortsetzen: "Es steht jedenfalls fest: Die Annahme der Marktfundamentalisten, Märkte regulieren sich von selbst, ist falsch. Der Regierung fällt eine wichtige Rolle bei der Stabilisierung der Makroökonomie zu." - Dieses Zitat, meine Damen und Herren, stammt nicht von Karl Marx, es ist nicht einmal von Keynes, sondern es stammt vom aktuellen Nobelpreisträger für Ökonomie, Joseph Stiglitz. 

Man könnte jetzt der Ansicht sein, dass diese Aussage ein Allgemeinplatz ist. Er ist es - leider, möchte ich hinzufügen - nicht. Nach wie vor und ungeachtet aller wirtschaftlichen Probleme herrscht vielfach die Ansicht vor, die öffentliche Hand möge sich weitgehendst aus der wirtschaftspolitischen Gestaltung zurückziehen. Das gilt nicht nur für die klassischen Maßnahmen aktiver Wirtschaftspolitik, sondern dieses Argument zielt auch auf die Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen. Leider macht es dabei auch vor der Europäischen Kommission nicht Halt, die erst kürzlich einen Verordnungsentwurf zum Thema "Daseinsvorsorge" vorgelegt hat. 

Meine Damen und Herren! Ich bin sicher, dass es auch unter jenen von Ihnen, die für eine weit reichende Liberalisierung oder Privatisierung kommunaler Dienstleistungen eintreten, viele gibt, denen die Verbesserung dieser Dienstleistungen und damit das Wohl der Bürgerinnen und Bürger ein wichtiges Anliegen sind.

Effizienzsteigerung, Kostenersparnis, Qualitätsverbesserung, all dies soll dadurch erreicht werden, dass es mehrere Anbieter solcher Leistungen gibt, sei es in Form tatsächlicher Konkurrenz oder mit Hilfe von Ausschreibungsverfahren. Um dies zu hinterfragen, ist es notwendig, sich einerseits mit der Struktur dieser Leistungen und andererseits mit der grundsätzlichen Wirkung von Marktmechanismen auseinander zu setzen. Zunächst ist die Frage zu stellen, ob die apodiktische Behauptung von der höheren Effizienz privater gegenüber öffentlichen Unternehmen tatsächlich gilt. Aus der Unternehmens- und Organisationstheorie wissen wir, dass dieses Effizienzproblem in erster Linie eines großer Organisationen ist, unabhängig von ihrer Rechtsform und Marktnähe. Was etwa im Bereich der Innovationstheorie ein Allgemeinplatz ist, nämlich dass Innovation in erster Linie von kleinen und mittleren Unternehmen ausgeht, weil die großen Player, die ebenfalls zu 100 Prozent marktorientiert und oft leider in einem viel zu hohen Ausmaß shareholderorientiert sind, nicht flexibel genug sind, wird im Bereich der kommunalen Dienstleistungen konsequent ignoriert. Und dass etwa die Wasserversorgung in einer Großstadt durch viele Kleinunternehmen sichergestellt werden kann, glauben nicht einmal die verwegensten Marktapologeten.

Kommunale Versorgungsleistungen haben vielfach den Charakter natürlicher Monopole und eignen sich daher nicht für rein marktmäßige Lösungen. Aber auch dort, wo man über die Frage, ob tatsächlich ein natürliches Monopol gegeben ist, streiten kann - der Umfang dieses Begriffs wurde in den letzten Jahrzehnten von der ökonomischen Theorie durchaus zu Recht reduziert -, ist man von lehrbuchmäßigen Konkurrenzlösungen weit entfernt. Denn gerade die im Versorgungsbereich hohen Eintrittsbarrieren und economies of scale führen wiederum zu Oligopol- oder gar Monopolbildungen, die nicht einmal im neoliberalen Gedankengebäude optimale Lösungen hervorbringen. 

Es wird im Bereich der Daseinsvorsorge dem Markt ein Vertrauen entgegengebracht, das durch die Entwicklungen auf anderen Märkten eigentlich längst erschüttert sein sollte. Wir lesen täglich von Megafusionen internationaler Multis, von fragwürdigen, mit dem Wettbewerbsprinzip keinesfalls vereinbaren Praktiken dieser und - ich sage dies auch mit ausdrücklicher Hochachtung - vom Kampf des Wettbewerbskommissars Monti gegen diese Praktiken. Warum aber sieht man nicht oder will man nicht sehen, dass man mit der zwangsweisen Liberalisierung von Leistungen der Daseinsvorsorge diese Gefahren auch auf Bereiche ausdehnt, die bis jetzt nicht davon betroffen waren? 

Meine Damen und Herren! Ich weiß, dass mir nun manche entgegenhalten werden, es gehe nicht um unkontrollierte Privatisierung, sondern um eine nach strengen Regeln ablaufende Liberalisierung. In manchen Bereichen ist dieses Argument sicherlich sinnvoll und gerechtfertigt, etwa bei der Telekommunikation oder im Energiebereich, auch wenn es sicherlich noch zu früh ist, die Ergebnisse dieser Liberalisierungen abschließend zu beurteilen. Aber man muss sich mehrerer Dinge bewusst sein: Auch noch so raffinierte legistische Regelungen können nicht in der Lage sein, die Wirklichkeit mit all ihren Eventualitäten eins zu eins abzubilden. Konflikte zwischen den öffentlichen Interessen des Auftraggebers und den privatwirtschaftlichen Interessen des Auftragnehmers sind daher vorprogrammiert.

Lassen Sie mich ein Beispiel anführen: Durch eine große Betriebsansiedlung wird die bessere infrastrukturelle Erschließung eines bestimmten Gebiets notwendig, sei dies bei der Wasserver- und -entsorgung, der Müllbeseitigung oder der Verkehrsanbindung. Jetzt kann der Eigentümer beschließen: Das wird gemacht. Im Falle liberalisierter Systeme wären langwierige Verhandlungen notwendig, und bei diesen sitzen die Privaten am längeren Ast. Denn unter Legitimationszwang steht die Politik, und diese ist damit erpressbar, denn eine rasche Lösung kostet. 

Lassen Sie mich einen Augenblick bei dem Begriff der Legitimation bleiben. Ich gebe schon zu, dass das für uns Politiker manchmal unangenehm ist. Wenn die Müllabfuhr oder die U-Bahn nicht kommt, sind sehr schnell wir schuld. In Wirklichkeit ist dieser Zwang zur Legitimation aber ein ganz zentraler Aspekt bei der Bereitstellung öffentlicher Leistungen. Es ist die Pflicht und Schuldigkeit der gewählten Verantwortlichen, für ein Funktionieren kommunaler Leistungen zu sorgen und auch die Verantwortung dafür zu übernehmen. Dieser Verantwortung kann man immer noch am besten nachkommen, wenn einem auch die Kontrollmöglichkeiten des Eigentümers zur Verfügung stehen. 

Aber um zu den Untiefen von Regulierungsregimes zurückzukommen: Ginge es nach den Plänen der Europäischen Kommission, sollte es, wie eingangs erwähnt, schon lange eine fertige Verordnung zur Liberalisierung des öffentlichen Personennahverkehrs geben. Im Moment steht man auf dem Feld "Zurück an den Start". Und was ist der Grund dafür? - Bei der Behandlung der Thematik im Europäischen Parlament gab es Hunderte von Änderungsanträgen, sodass das Ergebnis letztlich für jeden Zweck unbrauchbar war. Ähnlich war es mit dem Richtlinienentwurf zur Daseinsvorsorge - unabhängig von der Frage der Berechtigung jedes einzelnen Antrags. 

Was man daraus lernen kann, ist Folgendes: Je ausgefeilter und wasserdichter ein Regulierungsregime ist, umso bürokratischer wird es dadurch zwangsläufig, das heißt auch umso teurer. Ich höre schon jetzt die Klagen über den Bürokratismus, die Langsamkeit und die Ineffizienz von Regulierungsbehörden. 

Meine Damen und Herren! Seien wir uns bewusst, dass durchaus die Gefahr besteht, dass man sich nach Liberalisierungsschritten mit großem Aufwand der Lösung von Problemen widmen muss, die ohne diese gar nicht entstanden wären. Nicht nur in der Frage von Liberalisierungen - aber hier besonders - besteht die Tendenz, den Einfluss des Staates zuerst zu beschränken, um dann mühsam nach Mechanismen zu suchen, um die negativen Effekte, die das mangelnde wirtschaftspolitische Engagement hervorruft, auszugleichen. 

Diese einseitige Sichtweise der Rolle der öffentlichen Hand als Reparaturabteilung muss mittelfristig zu großen Problemen der Effizienz und Finanzierbarkeit führen. Es kann nicht so sein, dass die öffentliche Hand - und damit der Steuerzahler - immer dann zum Handkuss kommt, wenn etwas nicht funktioniert, weil es mit den Gewinninteressen Privater nicht vereinbar ist. 

Meine Damen und Herren! Ich habe bereits darauf hingewiesen, es wäre eine vollkommen ungerechtfertigte Unterstellung, jenen, die für den Liberalisierungs- und Privatisierungskurs eintreten, pauschal unlautere Argumentationen vorzuwerfen. Trotzdem, auch in dieser Diskussion hilft die Frage: Cui bono? Wirklich in erster Linie den Konsumenten, die qualitativ gleichwertige Leistungen nun zu einem günstigeren Preis angeboten bekommen? - Würde diese These stimmen, dann müssten doch Konsumentenorganisationen die heftigsten Verfechter der Liberalisierung sein. Die Wirklichkeit sieht allerdings so aus, dass der Druck von internationalen Großkonzernen und von manchen Politikern kommt. Deren Motivation liegt auf der Hand. Für die Unternehmen geht es um die Erschließung eines riesigen Marktpotentials, für die Politik um die erhofften Kosteneinsparungen. 

Denn steigen wir doch einmal, meine Damen und Herren, von den prinzipiellen Betrachtungen in die Mühen der Ebene kommunaler Politik hinab. Dann erkennt man, dass die Forderung nach Liberalisierung und Privatisierung vielfach schlicht und einfach dem Diktat der leeren Kassen entspringt. Viele europäische Städte sehen im Lukrieren von Privatisierungserlösen und Kosteneinsparungen bei der Erbringung kommunaler Leistungen die einzige Möglichkeit zur Sanierung ihrer maroden Finanzen. 

Wien ist dank einer über Jahrzehnte verantwortungsvollen und erfolgreichen Finanz- und Wirtschaftspolitik glücklicherweise nicht in einer solchen Situation, sodass hier - bei allem Gebot der Sparsamkeit und des effizienten Ressourceneinsatzes - die Diskussion ohne diesen Druck geführt werden kann. Ich spreche hier von Kosteneinsparungen, obgleich ich sie vorher angezweifelt habe. Diese sind natürlich möglich. Die entscheidende Frage ist aber, ob dies auch dann gilt, wenn man gegebene Qualitätsstandards und auch Beschäftigungsstandards halten will. Die Betrachtung einiger internationaler Beispiele lässt daran Zweifel aufkommen. 

Ich will mich gar nicht lange beim desaströsen Beispiel der Privatisierung des Eisenbahn- und Buswesens in Großbritannien aufhalten, das glücklicherweise nirgendwo als Vorbild angesehen wird. Auch das Desaster der kalifornischen Stromversorgung will ich in der europäischen Diskussion nicht überbewerten. Es gibt aber auch eine Reihe anderer Entwicklungen, die mit großer Skepsis zu betrachten sind. So führte die 1989 durchgeführte Privatisierung der britischen Wasserversorgung nicht zu mehr Wettbewerb, zu keinen Preissenkungen, sondern im Gegenteil zu einer Verdoppelung der Preise innerhalb eines Jahrzehnts und zu einer um mehr als ein Fünftel gesunkenen Beschäftigung. Auch in Frankreich hat die Liberalisierung der Wasserversorgung zu massiven Problemen geführt, sodass sich immer mehr Gemeinden entschließen, diese wieder zu kommunalisieren; freilich nicht ohne Kosten und mit der Schwierigkeit, verloren gegangenes Know-how wieder erwerben zu müssen. 

In einer grundsätzlichen Studie kam das deutsche Umweltbundesamt zu dem Schluss, dass aus gesundheits- und umweltpolitischen Gesichtspunkten eine Lib-
eralisierung der deutschen Wasserwirtschaft abzulehnen ist. Wer hin und wieder in anderen europäischen Städten unterwegs ist, bemerkt beispielsweise auch, dass das liberalisierte Müllbeseitigungssystem in der Tat zum Himmel stinkt. Diese Liste ließe sich fortführen. 

Ich erkenne aber auch an, dass beispielsweise bei der Liberalisierung des öffentlichen Personennahverkehrs in einigen Städten Skandinaviens viele der möglichen negativen Effekte vermieden werden konnten, wobei sich die Liberalisierung mit Ausnahme von Stockholm - sinnvollerweise, wie ich meine - auf das Busnetz beschränkt. Man muss sich aber auch dort damit abfinden, dass diese Verkehrsleistungen nicht von inländischen Anbietern, sondern von ausländischen multinationalen Konzernen erbracht werden. 

Was man aus diesen Beispielen lernen kann, ist zum einen eine Skepsis gegenüber derartigen Maßnahmen, zum anderen aber auch, dass in jedem Fall eine differenzierte Betrachtung notwendig ist. Man kann nicht alle Bereiche über einen Kamm scheren, man kann nicht von regionalen Besonderheiten abstrahieren. Meine Haltung zu Liberalisierungen und organisatorischen Neuerungen besteht daher keineswegs in einem reflexartigen Nein, sondern es gilt, die für jeden Einzelfall jeweils beste Lösung zu finden. 

Die Wiener Stadtregierung hat sich in der Vergangenheit verschiedenen Umstrukturierungsmaßnahmen keineswegs entzogen. Ganz im Gegenteil. Diese haben zum Ziel, die kommunalen Dienstleistungen noch effizienter zu gestalten, flexibler zu machen und dort, wo es notwendig ist, die Organisationen besser an die Marktgegebenheiten anzupassen. Das alles freilich unter der Prämisse, dass es zu keinen Einschränkungen der Qualität und der Leistbarkeit der Dienstleistungen kommt. 

Als hervorstechendstes Beispiel ist sicherlich die Ausgliederung der Wiener Stadtwerke zu nennen. Damit wurde auf sinnvolle Weise auf die geänderten rechtlichen und ökonomischen Rahmenbedingungen reagiert und gleichzeitig die Versorgungsleistung nicht nur sichergestellt, sondern auch für die Zukunft fit gemacht. 

Auch die organisatorischen Änderungen beim Wiener Wohnen, bei den Museen und in anderen Bereichen beweisen, dass der Vorwurf des Strukturkonservativismus mehr als ungerechtfertigt ist. Diese Veränderungen sind auch nicht abgeschlossen, sondern werden sich weiter dynamisch entwickeln, je nach den Erfordernissen. 

Ich verweigere auch keineswegs die Diskussion über Besitzverhältnisse oder Beteiligungen an verschiedenen Unternehmen. An eine solche Diskussion ist völlig unideologisch, pragmatisch und fallbezogen heranzugehen. Eines aber wird es in Wien nicht geben: Die Sozialisierung von Verlusten und die Privatisierung von Gewinnen. Mancherorts werden auch nach betriebswirtschaftlichen Kriterien erfolgreiche Bereiche auf den Markt geworfen, während sich die öffentliche Hand jene mit Zuschussbedarf gnädig behalten kann. Wenn schon immer wieder der fragwürdige Vergleich der öffentlichen Hand mit einem Unternehmen hergestellt wird: Eine solche Vorgangsweise entspricht sicher nicht dem Handeln eines ordentlichen Kaufmanns. 

Die Qualität kommunaler Dienstleistungen hat einen wesentlichen Gradmesser: Die Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger. Mir ist zwar bewusst, dass dies in vielen Städten nur unzureichend gegeben ist und ich kann schon verstehen, wenn daher die politisch Verantwortlichen verleitet sind, im Instrument der Liberalisierung und Privatisierung Abhilfe zu suchen, aber, meine Damen und Herren, Wien denkt doch anders! Kaum wo ist der Zufriedenheitsgrad mit kommunalen Dienstleistungen so hoch wie in Wien, egal, ob man die Wienerinnen und Wiener fragt oder ausländische Gäste. So wurde beispielsweise erst jüngst die hohe Zufriedenheit mit dem öffentlichen Verkehrssystem erneut dokumentiert. Ich frage mich, warum man diese hohe Qualität aufs Spiel setzen sollte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es wird immer wieder auf die Bedeutung lokaler Gebietskörperschaften hingewiesen. Der Gedanke der Subsidiarität erfährt breite Unterstützung. Ich bin darüber sehr froh und ein klarer Verfechter dieses Zugangs, denn der Begriff des "Europas der Regionen" und eine Stärkung der Rolle der Städte in der Europäischen Union hat nichts mit Provinzialismus zu tun. Es geht zum einen darum, der Globalisierung der Ökonomie durch die wirtschaftliche Einheit Europas Rechnung zu tragen, zum anderen aber um das Bewusstsein der vielfältigen kulturellen Differenzierungen, die ein untrennbarer Bestandteil der europäischen Stärke sind. 

Auch die Identifizierung der Bürgerinnen und Bürger mit dem europäischen Projekt wird nur dann steigen, wenn einerseits die Vorteile der wirtschaftlichen Einheit erkennbar sind, andererseits aber auch die Bedeutung und die Besonderheiten lokaler und regionaler Einheiten weiterhin spürbar und im politischen Entscheidungsprozess relevant sind. 

Wenn man sich zu einem System des Föderalismus und der Subsidiarität bekennt, sollte man nicht die Möglichkeiten beschränken, diese Grundsätze auch in der politischen Praxis zur Geltung kommen zu lassen. Die Bereitstellung kommunaler Dienstleistungen ist ein wichtiges Element der kommunalen Selbstverwaltung und diese wiederum ein wichtiges Element der Demokratie. 

Es liegt mir im Sinne dieser Eigenverantwortlichkeit auch fern, anderen etwas vorschreiben zu wollen. Jede Stadt, jede Region soll ihre öffentlichen Dienstleistungen auf die Weise erbringen, die ihr am besten erscheint. Im Gegenzug will ich mir aber ebenfalls nicht vorschreiben lassen, welchen Weg wir zu gehen haben. 

Die Stadt Wien hat innerhalb der Europäischen Union zur Liberalisierungsdebatte klar Stellung bezogen. Es war die Initiative Wiens und einer Reihe von anderen Städten, die etwa auf die großen Probleme und sehr unterschiedlichen Interessenlagen im Zusammenhang mit der Liberalisierung des öffentlichen Personennahverkehrs hingewiesen hat. Dieser Einsatz hat, wenn schon nicht zu einem vollkommenen Umdenken, so doch zu einem wesentlichen Mehr an Realismus seitens der Europäischen Kommission geführt. Gleiches gilt auch für den Richtlinienentwurf zur Daseinsvorsorge. Wir haben damit gezeigt, wie erfolgreiches Lobbying in der EU funktioniert: Ohne Theaterdonner, ohne Drohgebärde, ohne wichtige Partner langfristig zu vergrämen, sondern durch die Suche nach Verbündeten, gute Argumente und Konsequenz in der Sache. 

Wien wird sich in der künftigen Diskussion in europäischen Gremien, im neu geschaffenen Konvent und in der europäischen Öffentlichkeit in seinen Beiträgen an diesen Grundüberlegungen orientieren. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich danke dem Herrn Landeshauptmann für den Bericht. 

Wir kommen nun zur Diskussion. Die Geschäftsordnung bestimmt, dass bei der nun folgenden Besprechung kein Redner öfter als zweimal und mehr als insgesamt 20 Minuten sprechen darf. Ausgenommen von dieser Beschränkung sind der Landeshauptmann und die zuständigen Mitglieder der Landesregierung. Deren Redezeit ist pro Wortmeldung mit 20 Minuten beschränkt. 

Zur Besprechung der Mitteilung erteile ich Herrn Abg Mag Chorherr das Wort.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! Herr Landeshauptmann!

Da mir bis vor kurzem nicht ganz klar war, was unter dem Titel "Daseinsvorsorge"-Bericht des Landeshauptmanns wirklich kommen sollte, lassen Sie mich durchaus spontan nach Ihrer Rede einige Punkte anmerken.

Also, ich halte es einmal ganz grundsätzlich abseits notwendiger Auseinandersetzung für ganz wichtig, zu erkennen, dass die Gesamtentwicklung der Weltwirtschaft ohne Zweifel eine ist - das erkennt man, wenn man sich Kommentatoren anhört; da rede ich jetzt gar nicht über Österreich allein, sondern das ist eine Grundideologie auch in der Europäischen Union, aber auch in den Vereinigten Staaten kann man das beobachten -, die prinzipiell Marktlösungen den Vorrang gibt, während sich staatliches Handeln überall massiv in der Defensive befindet. Und so wenig tagesaktuell Ihr Bericht ist, so notwendig halte ich vor diesem Hintergrund eine Diskussion auch in Wien über eine Neubestimmung und neue Legitimation staatlichen Handelns. 

Ich gebe Ihnen über weite Strecken Recht und möchte nur ein paar Präzisierungen anbringen, die mir ein bisschen zu wenig herausgekommen sind. Staatliches Handeln kann sich durchaus auf verschiedenen Ebenen niederschlagen. Die eine ist der - ich nenne es einmal im weitesten Sinne - Regulierungsbedarf. Wie soll Verkehrspolitik funktionieren? Welche Vorgaben gibt man? Wie soll eine Telekom auch dort, wo Private agieren, aussehen? Wie soll der regulative Rahmen aussehen, in dem sich Wirtschaftspolitik niederschlägt? Was geschieht, wenn man es schlecht reguliert? - Eines der Beispiele ist ja, glaube ich, das kalifornische Beispiel. Ich denke nicht, dass die Antwort jetzt heißen soll: Verstaatlicht die kalifornische Energiewirtschaft! Ich denke nicht, dass Sie das damit gemeint haben, sondern die Frage ist: Wie soll der Rahmen, wie soll der Wettbewerb aussehen? - Und die zweite, davon durchaus getrennte Frage ist: In welchen Bereichen soll die öffentliche Hand selber Akteur sein? 

Gerade in Wien wird diese Diskussion ein wenig unscharf geführt. Ich hielte es für sinnvoll, in den einzelnen Bereichen zu diskutieren - nicht heute und hier, aber egal, ob wir jetzt über das Schulwesen sprechen, ob wir über das Gesundheitswesen sprechen, ob wir über den öffentlichen Verkehr sprechen - und auseinander zu halten, wo wir vielleicht Nachholbedarf an Deregulierungen auf der einen Seite, aber auch Bedarf an Neuregulierung, besserer Regulierung auf der anderen Seite haben. Zweitens geht es darum zu bestimmen, wo jedenfalls ein öffentlicher Eigentümer agieren soll oder nicht. 

Ich mache es am Beispiel des öffentlichen Verkehrs fest, komme aber zu anderen Schlüssen als Sie. Ich möchte es aber durchaus auch auf StR Rieder münzen, der oft sagt, er nimmt jetzt einen anderen Hut. Einerseits hat er den Hut des Eigentümervertreters der Wiener Linien oder der Wiener Stadtwerke - ich denke an die ganze Regulierung der Wiener Energiewirtschaft - und dann hat er wieder den Hut des Eigentümervertreters. Diese Hüte haben manchmal gewisse Konflikte miteinander, und ich glaube, dass das gerade im Falle Wiens - wenn wir das nun einmal auf diesem notwendigerweise abstrakteren Niveau betrachten, das die öffentliche Diskussion immer weniger beherrscht als die Tagespolitik, das ist klar, aber mir ist das jetzt wichtig - ein wenig schlecht auseinander gehalten wird. 

Ich meine zum Beispiel, dass wir in Wien eine stärkere Regulierung der Verkehrspolitik bräuchten, eine Regulierung, die zum Beispiel wirklich klare Ziele vorgibt und festlegt, wie das von mir immer einverlangte Ziel 45 Prozent ÖV-Anteile erreicht werden kann. Zu sagen, die Wiener Linien sind wir ohnehin selbst, ist oft ein bisschen zu kurz gegriffen.

Ein zweites Beispiel, wo es überhaupt nicht funktioniert und wodurch es zu dieser Defensive kommt, in der sich staatliches Handeln oft wieder findet. Ich spreche vom gesamten - ich bleibe jetzt noch kurz beim öffentlichen Verkehr - Großraum Wien, Niederösterreich, Burgenland, in Zukunft vielleicht bis hinein zu unseren Nachbarn, vom Verkehrsverbund Ostregion. Da waren im weitesten nur öffentliche Hände beteiligt, also Land Wien, Land Niederösterreich, Land Burgenland, die Verkehrsbetriebe, die sich weitestgehend noch in öffentlichen Händen befinden, ÖBB und andere. Das Ergebnis kennen wir alle. Es ist alles andere als ein Ruhmesblatt öffentlichen Handelns. Und daraus beziehen die, die öffentliches Handeln massiv denunzieren wollen, auch ihre Legitimation. Die haben gesagt: Schaut, wie das funktioniert.

Wo könnte der VOR heute sein und wo ist er? - Das reicht, Herr Landeshauptmann, von den Tarifen über die Administration bis hin zur tagesaktuellen Diskussion über Stadtgrenzen und darüber, wo öffentliche Linien fahren sollen, ob nicht vielleicht die Badner Bahn sehr wohl auch die U 6-Gleise mitbenützen können sollte, also alles sinnvolle Verknüpfungen zwischen Gebietskörperschaften. Oft habe ich das Gefühl, dass die wahren Grenzen in Europa nicht entlang des ehemaligen Eisernen Vorhangs verlaufen, sondern zum Beispiel entlang der Ketzergasse zwischen Wien und Niederösterreich, wo die Fiskalinteressen zwischen Wien und Niederösterreich so fundamental sind, dass es hier zu keinen Kooperationen kommt. Also, Wettbewerbsregulierungen auf der einen, Eigentümerfragen auf der anderen Seite.

Ich bringe jetzt, um ein bisschen auch in die Tiefen der Kommunalpolitik zu gehen, zwei weitere Beispiele - in einem Fall betrifft es uns, im anderen betrifft es uns nicht -, wo Menschen, die gewohnt sind, von der Privatwirtschaft als Kunden apostrophiert zu werden, sich dann, wenn sie öffentlichen Händen gegenüberstehen, zu Recht als Bürger zweiter Klasse sehen. 

Ich beginne jetzt einmal mit den ÖBB. Meine Damen und Herren, wer von Ihnen aus dem Wiener Umland täglich nach Wien hineinpendelt, wird, wenn er nicht weiter reflektiert, zum hemmungslosen Privatisierer werden müssen. Die Qualitäten, die die ÖBB als Monopolbetrieb liefern - denn dort gibt es ja nichts anders; oh ja, es gibt etwas anderes, den privaten Autoverkehr -, die Art, wie die ÖBB im Wiener Umland agieren, mit all den Schwächen eines Monopolisten, der noch dazu signalisiert: Eigentlich interessiert uns das nicht wirklich!, das führt dazu, dass viele sagen: Warum sollen wir hier um ein öffentliches Eigentum kämpfen? - Es fielen mir jetzt viele Betreiber ein, die ums selbe Geld, das dort der öffentliche Verkehr kostet, diesen weitaus attraktiver leisten könnten, als ihn die ÖBB abwickeln. Hier wird - auch in der Propaganda - ein Rückhalt für öffentliche Leistungen zu Grabe getragen. 

Es gibt auch in Wien diese Fälle. Ich möchte jetzt bewusst die Wiener Linien differenziert behandeln und sie nicht mit den ÖBB im Nahverkehr vergleichen. Dort, wo die ÖBB in Konkurrenz stehen, zum Beispiel im Schwerverkehr, agieren sie völlig anders, sonst wären sie schon überhaupt weg. Aber oft hat man das Gefühl, man ist nur ein Fahrgast. 

Ich schaue mir nun auch die Wiener Linien an, die im technischen Bereich ohne Zweifel zur Weltspitze zählen, aber auch was die Investitionen betrifft, was das neue Wagenmaterial betrifft et cetera. Dort, wo es um Kommunikation, um Kunden geht, da schlägt sich schon nieder, dass sie nicht wirklich gewohnt sind, im Wettbewerb zu agieren, und auch kommunikativ sind sie nicht. Ich schaue mir an, wie Zeitungen, wie Autohersteller um neue Kunden kämpfen, und ich schaue mir an, wie die Wiener Linien das tun, wie ein Jahresnetzkartenbesitzer einmal im Jahr apostrophiert wird. Aber wird hier im Wettbewerb agiert - Ja oder Nein? - Das sehe ich zu wenig. 

Jetzt bringe ich bewusst, weil es mich selber betrifft - es mag wie eine Sottise klingen -, ein Erlebnis aus den Wiener Bädern - jüngst erlebt, letzte Woche. Das passiert dir in keinem Privatbad. Ich sage das noch einmal bewusst, nicht um einen Einzelfall herauszugreifen, sondern um zu zeigen, dass gerade hier in Wien Nachholbedarf hinsichtlich Kundenorientierung notwendiger öffentlicher Leistung besteht, sonst verlieren sie die Legitimation und es gibt einen öffentlichen Druck, es unter dem Schlagwort "billiger" privat zu machen.

Christoph Chorherr denkt sich: Mach was für deine Gesundheit! Geh am Abend schwimmen! Man schaut nach im Internet. Was findet man dort? Toll! Auf wien.at findet man die Öffnungszeiten. Bis 19 Uhr. Man denkt sich, aha, das geht sich aus. Also, treffe ich mich mit einem Freund um 18 Uhr und gehe noch geschwind schwimmen. Ich nenne jetzt das Bad nicht, damit es dort kein Gemetzel unter den Verantwortlichen gibt. Ich treffe mich also um 18 Uhr. Da wurde mir gesagt: Wollen Sie wirklich jetzt noch schwimmen? Sie wissen eh, um halb sieben sperren wir zu. Sage ich: Entschuldigung, es steht 19 Uhr im Internet. Antwort: Na ja, das ist der Badeschluss, aber um halb sieben müssen Sie wieder draußen sein. Ich versuche ihr zu erklären: Ich dusche mich, meine Föhnzeit braucht nicht so wahnsinnig lange (Heiterkeit.), das geht ruckzuck. Ich verspreche hoch und heilig, ich bin um sieben draußen. - Nein! Sie können jetzt noch eine Viertelstunde ins Wasser gehen, dann müssen Sie heraus. Okay, ich gehe hinein und denke mir: Wann kommt mein Kollege? Auf einmal kommt der Badewaschl, winkt mir zu und sagt mir, der Kollege ist 5 Minuten nach 18 Uhr gekommen, aber 5 Minuten nach 18 Uhr kommst du nicht mehr ins Bad hinein. Um halb sieben müssen alle draußen sein, daher lässt man um 18 Uhr niemand mehr hinein. - Das zum Thema Kundenfreundlichkeit öffentlicher Einrichtungen!

Ich denke, ich werde dem neuen Leiter der Wiener Bäder auch über meine persönlichen Erlebnisse berichten, und bin einmal mehr motiviert, mir mehr noch die Wiener Bäder anzuschauen. Ich werde anregen, dass man das ins Internet schreibt und erwachsenen Menschen zutraut, dass sie sich, wenn um 19 Uhr Schluss ist, ihre Zeit selber einteilen können und dass man sie nicht für Volltilos erklärt, wie ich das zu spüren bekommen habe.

Vor dem Hintergrund und der Notwendigkeit, jedes Jahr - ich weiß die Zahl jetzt nicht auswendig - 500, 600 Millionen S aus öffentlichen Mitteln zuzuschießen, geht es um ein anderes Verhältnis öffentlicher Dienste zu ihren Kunden. Das ist in einer gewissen Weise meine Hauptmessage, die ich da rüberbringen will. 

Wenn häufig so agiert wird wie bei Teilen der ÖBB, wie manchmal bei den öffentlichen Linien, wie in Sozialämtern, wo man sich nicht von Gleich zu Gleich, sondern quasi als Mensch minderer Klasse fühlt, dann stellt man auch die Sinnhaftigkeit öffentlicher Leistungen in Frage. Diesbezüglich gibt es in Wien einen großen Nachholbedarf, öffentliche Leistungen entsprechend attraktiv für die Kunden hinüberzubringen. 

Ein ganz letzter Satz. Weil ich in vielem, Herr Landeshauptmann, Ihren Ausführungen Recht gebe, verstehe ich nicht ganz Ihr inzwischen schon von einigen zitiertes Interview. Ich habe auch gestaunt - ich habe es mir noch einmal kurz angeschaut -, wie Sie in einem Presseinterview gesagt haben, es gibt den US-amerikanischen Weg und es gibt den europäischen Weg und der US-amerikanische ist Ihnen lieber. Die Konsequenz des grundsätzlichen US-amerikanischen Wirtschaftswegs ist eine, die - das brauche ich Ihnen jetzt nicht im Detail zu erzählen - zu mehr Ungleichheiten führt. Dieser Weg führt vielleicht zu Spitzenleistungen einiger weniger, er ist aber sicher kein solidarischer, der auch auf Ausgleich beruht. 

Wenn Sie diese Rede in irgendeinem Bundesstaat halten, werden Sie dort nie als Gouverneur gewählt, nicht einmal in Alabama oder in Nebraska. Damit will ich nichts gegen Nebraska gesagt haben. (Lhptm Dr Michael Häupl: In New York!) Auch nicht in New York. (Lhptm Dr Michael Häupl: Ich kandidiere nicht!) Häupl gegen Hillary Clinton, das wäre irgendwie interessant. Aber ob Sie mit dieser Rede gewinnen? - Wenn Sie diese Rede einmal halten sollten und dort zum Gouverneur werden wollten (Lhptm Dr Michael Häupl: Das würde ich nie tun!), leiste ich mir sogar einen Flug und komme nach New York, um mir das anzuschauen. Das wäre interessant.

Ich verstehe also nicht, was Sie mit dem "besseren amerikanischen Weg" gemeint haben, und ich werde mir erlauben - vor diesem Hintergrund und zur Unterstützung -, alle aufzurufen, ihre Erfahrungen mit der Kundenfreundlichkeit öffentlicher Leistungen entsprechend zu dokumentieren und dem Herrn Landeshauptmann persönlich zu übergeben, damit er darauf schaut, dass Kundenfreundlichkeit passiert, dass öffentliche Leistungen nicht diskreditiert werden. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Dr Tschirf zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben aus diesen Ausführungen, die Sie hier zur Daseinsvorsorge gemacht haben, erfahren, dass Sie in einem Europa, in dem eine Kommission regiert, deren Vertreter in vielem von Ihnen gar nicht so weit entfernt sind, mit dieser mehr Probleme haben, als beispielsweise mit der CSU in Bayern (Lhptm Dr Michael Häupl: So ist das Leben!), das heißt, dass Sie weit mehr Kritik an Ihren Parteifreunden zu üben haben. Das ist interessant.

Es ist an dieser Ihrer Darstellung für uns auch interessant gewesen, dass Sie davon gesprochen haben - ich möchte das wörtlich zitieren -, dass Sie keinerlei "reflexartiges Nein" zu Privatisierungen sagen - das hören wir gerne -, wenn man tatsächlich nach den besten Lösungen unterwegs ist.

Sie haben einige Beispiele genannt, die in der Zeit der Regierung von SPÖ und ÖVP in den letzten viereinhalb Jahren angegangen worden sind. Alle Beispiele, ob das jetzt die Wiener Stadtwerke sind, ob das jetzt die Fragen ... (Abg Heinz Hufnagl: Das ist aber keine Privatisierung!) Ich zitiere den Herrn Bürgermeister, Sie können sich das mit ihm ausmachen. Ich bin offensichtlich auch anderer Meinung als Sie und der Herr Bürgermeister. Ich meine, dass hier erst ein erster Schritt in die entsprechende Richtung gesetzt wurde und dass tatsächlich weitere Strukturmaßnahmen zu setzen sind. Wenn dem so ist, dann können Sie sicher sein, dass wir alles daransetzen werden, dass die Politik dieser Stadt in diese Richtung geht. 

Wir glauben, dass solche Diskussionen, wie sie im Landtag stattfinden, tatsächlich den großen Fragen der Politik gewidmet sein sollen, der Kommunalpolitik dieser Stadt. Da gibt es einiges, mit dem wir uns auseinander setzen sollten und das auch zu dem Bereich der Daseinsvorsorge gehört, so etwa die Frage, welche Rolle überhaupt Städte, Gemeinden, vor allem Städte einer bestimmten Größe und einer entsprechenden Bedeutung, noch spielen sollten. Da vermissen wir vieles an Impulsen, die auch von Wien ausgehen müssten. Wenn etwa Diskussionen über den Finanzausgleich stattfinden, dann ist das eigentlich immer nur ein Fortwurschteln, ein Fortschreiben dessen, was bisher ist, ein Aufschreien: Das geht nicht! 

Interessant wäre es in diesem Zusammenhang, tatsächlich von Wien aus Überlegungen zu entwickeln und sich zu fragen: Was ist eigentlich die Aufgabe, die eine Großstadt zu erbringen hat, und in welchen verschiedenen Parametern bemisst sie sich? Warum haben wir die entsprechenden Mittel zu bekommen? - Wir sind damit auch an einem Punkt einer Zäsur angelangt, aber gerade von Ihnen, Herr Finanzstadtrat, hört man immer nur ein Njet und eigentlich wenig an Ideen, also genau das, was wir hier eigentlich verlangen sollten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gerade in einer Zeit, in der wir es in Wien damit zu tun haben, dass die Region wirtschaftlich immer stärker, immer größer wird und die Stadt selbst nicht mithalten kann, müssen wir genau dazu entsprechende Überlegungen anstellen und entsprechend darauf reagieren. Das gilt genauso für die Frage der EU-Ostöffnung, wo wir auch die Chancen weitaus stärker nutzen sollten. 

Wir erwarten uns daher, dass sehr vieles noch konkreter angegangen wird, als das, was jetzt in einem Grundsatzreferat hier dargestellt wurde. Denn all diese Fragen sind nicht nur Themen von Expertendiskussionen, sondern eben handfeste ökonomische Fragen und auch Fragen der Lebensqualität einer Stadt. Genau diese Qualitätsmerkmale gilt es auch stärker herauszuarbeiten, auch herauszuarbeiten in der Struktur, wie das die Stadt für ihre Bürger erbringt. Hier braucht es auch mehr Beweglichkeit, und es ist erforderlich, Neuem gegenüber offener zu sein. 

Wenn das heute ein Ansatzpunkt dafür ist, dass neue Überlegungen über Strukturfragen angestellt werden, wie wir sie in verschiedenen Bereichen in den letzten Jahren immer wieder eingemahnt haben, wie wir sie etwa in der Frage von Beteiligungen eingemahnt haben, wie wir sie in der Frage der Energieunternehmungen eingemahnt haben, dann stellen wir das mit großer Freude fest. Wir sehen, dass Sie offensichtlich den Kurs ändern, der bis vor wenigen Minuten gegolten hat, nämlich dass die Wiener SPÖ sich seit zwei Jahren darauf beschränkt, lediglich die Bundespolitik zu kritisieren, angefangen von der Geschichte von den 1 400 Pflichtschullehrern, die entlassen werden, obwohl in Wirklichkeit im letzten Herbst tatsächlich 200 zusätzlich angestellt wurden, bis zur Frage der Wohnbauförderung, die nicht mehr nach Wien geht, aber tatsächlich doch wieder nach Wien geht, bis hin zu der Diskussion, die wir vor kurzem beim Generalverkehrsplan erlebt haben, wo es einen unheimlichen Aufschrei gegeben hat. Jetzt liest man es wieder etwas anders. 

Wenn es nun zu einer überlegteren Vorgangsweise kommt, wenn es eine entsprechende Veränderung in Ihrer Position zum Wohle der Wiener gibt, dann ist das etwas, was wir mit großer Freude feststellen, denn wir wollen gemeinsam etwas für die Wiener leisten.

Herr Bürgermeister! Vielleicht ist es aber auch etwas anderes, vielleicht machen Sie sich auch Gedanken darüber, dass sich in Ihrer Partei bei den Nationalratswahlen ja die K‑Frage stellt. Mit dem staatsmännischen Auftreten sehen Sie vielleicht eine Möglichkeit und meinen, dass Sie gegenüber einem Bundesparteivorsitzenden, der tatsächlich keine gute Rolle spielt (Abg Heinz Hufnagl: Schaut er aus wie die Merkel? Nie und nimmer!), eine Chance für Ihre Partei hätten, weshalb Sie sich als Kanzler zur Verfügung stellen. (Lhptm Dr Michael Häupl: Sprechen Sie lieber mit der eigenen Partei! Da haben Sie genug zu tun!)

Wenn Sie sich aber hier an Edmund Stoiber orientieren, dann bitte orientieren Sie sich auch an der Wirtschaftspolitik von Bayern, orientieren Sie sich daran, dass Bayern eben, was wirtschaftspolitische Dynamik betrifft, was Arbeitslosigkeit betrifft, die besten Werte von Deutschland hat. Leider können wir da in Wien nicht mithalten. Wenn diese Rede der erste Schritt dorthin ist, dass wir tatsächlich diese Impulse setzen, dann können Sie sicher sein, dass wir Sie in dieser Frage, was Wien betrifft, unterstützen werden. (Beifall bei der ÖVP. - Lhptm Dr Michael Häupl: Sie sollten mehr mit der Wirtschaft reden! Reden Sie mehr mit der Wirtschaft!)
Gerade, was die Wirtschaft betrifft, wären wir sehr froh, wenn viele Impulse, die in den letzten Jahren in Bayern gesetzt worden sind, auch in Wien gesetzt würden, zum Beispiel durch entsprechende Investitionen im Bereich von Forschung und Technologie (Lhptm Dr Michael Häupl: Genau das geschieht!), zum Beispiel dahin gehend, dass man auch Erlöse aus Privatisierungen dafür einsetzt. Denn das ist nicht nur Wirtschaftspolitik, das ist auch Sozialpolitik, die man genau damit sicherstellt. Derzeit ist das eben leider nicht so. Wenn ich mir etwa die Wiener Daten ansehe, so ist festzustellen, dass wir bei der Arbeitslosenquote in Wien mit 9,5 Prozent über den 7,9 Prozent des Bundes liegen und dass eben Bayern eine deutlich bessere Arbeitsmarktsituation als das gesamte übrige Deutschland hat, insbesondere auch besser als in Niedersachsen, woher Kanzler Schröder kommt. 

Das heißt, wir sollten uns an diesen Möglichkeiten, Impulse zu setzen, orientieren, und da bin ich auch wieder bei Fragen, die zu dem zentralen Thema der Daseinsvorsorge gehören. Zur Daseinsvorsorge gehört die Sicherheit, aber es gehört genauso dazu, dass diese Daseinsvorsorge auch entsprechend günstig angeboten wird. Günstig heißt eben, dass nicht etwas passiert, was wir vor wenigen Monaten erlebt haben. Da wird einerseits dankenswerterweise auf Initiative der Bundesregierung die Liberalisierung am Strommarkt durchgeführt, da wird das ElWOG verändert, ein ElWOG, in das die SPÖ die Möglichkeit hineinverhandelt hat, dass man Kraftwärme-Kopplungs-Zuschläge verlangen kann. Auf diese Weise wird den Stromkunden das, was sie an Vorteil beziehen könnten, durch diese KWK-Abgabe wieder weggenommen. (Lhptm Dr Michael Häupl: Und durch die Energieabgabe! Sagen Sie das auch dazu!) Das ist wirtschaftspolitisch und sozialpolitisch falsch. (Beifall bei der ÖVP. - Lhptm Dr Michael Häupl: Regeln wir es bundeseinheitlich!) 

Wir werden jetzt gleich einen entsprechenden Antrag zum KWK einbringen, denn wer sind denn die Hauptbetroffenen bei diesem KWK-Zuschlag? - Das sind nicht die Großen. (LhptmSt Dr Sepp Rieder: Sagen Sie, haben Sie das nicht mitbeschlossen? Das haben Sie doch mitbeschlossen? Das Gesetz haben Sie mitbeschlossen!) Wir haben diese Verordnung des Landeshauptmanns nicht beschlossen. Würden wir den Landeshauptmann stellen, gäbe es diesen KWK-Zuschlag sicherlich nicht. (Beifall bei der ÖVP. - Lhptm Dr Michael Häupl: In diese Verlegenheit kommen Sie sicher nicht!) Ich bin sicher, wenn Sie noch ein paar solche Maßnahmen setzen, werden wir sehr wohl die Gelegenheit bekommen, dass wir als Volkspartei den Landeshauptmann in Wien stellen werden. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP. - Lhptm Dr Michael Häupl: Ich bewundere Ihren Realitätssinn!) 

Mir ist klar, dass das ein sehr unangenehmes Thema ist (Lhptm Dr Michael Häupl: Es ist nicht unangenehm! Regeln wir es bundeseinheitlich!), weil es ein Zeichen dafür ist, dass Sie mit diesem KWK-Zuschlag auch sozial in dieser Stadt versagt haben. 

Ich darf daher gemeinsam mit meiner Kollegin Ingrid Korosec einen entsprechenden Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, und zwar:

"Der Landeshauptmann von Wien wird aufgefordert, die Verordnung betreffend die Festsetzung eines Zuschlags zum Systemnutzungstarif (KWK-Zuschlag) vom 31.12.2001 ehest dahingehend zu ändern, dass die Höhe des KWK-Zuschlags von 10,22 Groschen" - ich glaube, das ist das, was allen geläufiger ist, als die Cents - "je Kilowattstunde auf einen Wert innerhalb der von Experten der unabhängigen Stromregulierungsbehörde E‑Control empfohlenen Bandbreite von 2 bis 6 Groschen je Kilowattstunde herabgesetzt wird und der Geltungsbereich der Verordnung rechtskonform und in partnerschaftlichem Einklang mit dem Land Niederösterreich auf das Wiener Landesgebiet beschränkt wird." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP. - Lhptm Dr Michael Häupl: Warum bringen Sie nicht denselben Antrag ein wie in Niederösterreich auf bundeseinheitliche Regelung?) 

Wenn Sie derartige Gespräche führen, für uns ist das sicherlich auch kein Problem, dass wir es bundeseinheitlich regeln. Ich glaube aber, wir sollten das tun, was sofort machbar ist. Und sofort machbar wäre (Lhptm Dr Michael Häupl: Warum ist das nicht sofort machbar?), dass Sie Ihre Verordnung verändern. (Lhptm Dr Michael Häupl: Entschuldigung, warum soll das nicht sofort machbar sein?) Entschuldigen Sie, sind wir jetzt Bundesgesetzgeber? – Also, jeder Appell an den Bundesgesetzgeber wird unsere Unterstützung erfahren, keine Frage, aber, Herr Bürgermeister, Herr Landeshauptmann, verändern Sie jetzt die Verordnung. Das können Sie sofort machen. Wir sind zu jeder Lösung bereit (Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, wir können es bundeseinheitlich regeln!), aber bitte tun wir das, was wir in unserem Bereich tun können. (Beifall bei der ÖVP. - Lhptm Dr Michael Häupl: Wir können es bundeseinheitlich lösen! Wir haben da kein Problem! Das glauben nur Sie!)
Also überhaupt keine Frage, wir können sofort Gespräche aufnehmen, über einen entsprechenden Initiativantrag: Aber klipp und klar: Bitte lösen wir die Probleme, die hier in diesem Haus zu lösen sind. Das ist nämlich die Verordnung ... ( Zwischenruf von Lhptm Dr Michael Häupl.) Ich weiß schon, das ist an Ihrem Schreibtisch unterschrieben worden, nicht in diesem Raum. Also bitte, Herr Landeshauptmann, verändern Sie diese Verordnung! (Beifall bei der ÖVP. - Lhptm Dr Michael Häupl: Nein, ganz sicher nicht!)
Und wenn wir über die Frage der Daseinsvorsorge reden, dann ist es auch eine Frage, ob sonstige Leistungen so angeboten werden, dass sie dem Namen "Daseinsvorsorge" tatsächlich gerecht werden. Dazu gehört eben auch, dass man die Tarife der Wiener Linien nicht mehr anhebt, als die Kostensteigerungen in anderen Bereichen sind. Das kann man ja in den heutigen Zeitungen nachlesen, dass versucht wird, dass das entsprechend erhöht wird. (Lhptm Dr Michael Häupl: Aber nur, wenn man sich das einredet! Mit Seriosität hat das nichts zu tun!) Das ist etwas, was wir sicherlich nicht mittragen werden. Da appellieren wir an Sie. 

Genauso ist es notwendig, dass man zur Daseinsvorsorge noch andere Maßnahmen trifft, und da bitte auch auf die Bundesebene zu schauen. Schauen wir uns an, wie das im Bereich der Post und Telekommunikation war, wo viele Jahre hindurch keine entsprechenden Maßnahmen gesetzt worden sind und dann plötzlich ganz schlimme Einschnitte gemacht werden mussten. Da waren es Ihre Verkehrsminister, Ihre Finanzminister, die zwei Dinge getan haben, nämlich einerseits nicht die entsprechenden Strukturmaßnahmen zu setzen und andererseits aus diesen Unternehmungen Gelder herauszuziehen. Setzen wir rechtzeitig die notwendigen Maßnahmen bei den Unternehmen der Stadt Wien! Auch dieser Appell sollte an dieser Stelle nicht ungehört verhallen. (Beifall bei der ÖVP.)
Worum es uns geht in dieser Diskussion, ist daher, dass es keinen Stillstand geben darf, sondern dass wir uns weiterentwickeln, damit eben jene Leistungen, die den Wienerinnen und Wienern angeboten werden, kostengünstig und mit entsprechender Qualität angeboten werden. Dazu bedarf es eben auch eines Tarifstopps. 

Es geht aber auch darum, dass neue Ideen entwickelt werden, damit die Wirtschaftspolitik, an der ja die Sozialpolitik dieser Stadt hängt, einen Aufschwung erleben kann. Wir sollten daher von diesem Haus aus, von dieser Stelle aus auch entsprechende Schritte setzen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nutzen wir diese Diskussion über die Daseinsvorsorge dazu, damit Wien nicht den Stillstand bewirkt, sondern Impulsgeber ist. Die Österreichische Volkspartei wird in dieser Stadt dieser Impulsgeber sein, wir werden das mahnende Gewissen für diese Stadtregierung sein, damit wir eine pulsierende Wirtschaftspolitik und eine gerechte Sozialpolitik in dieser Stadt sicherstellen können. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Dr Günther zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Herr Landeshauptmann! 

Ihre auf hohem akademischem Niveau vorgetragene Mitteilung über das Spannungsfeld zwischen Liberalisierung und Daseinsvorsorge war auch hoch interessant anzuhören. Es waren wenig politische Aussagen drinnen. (Abg Heinz Hufnagl: Es waren sehr politische Aussagen!) Herr Kollege, ich habe Ihnen schon einmal etwas gesagt, wofür es einen Ordnungsruf gegeben hat, darum möchte ich das heute nicht wiederholen. 

Herr Landeshauptmann! Sehr interessant ist auch die Weiterentwicklung in der Europäischen Union und Sie haben das auch sehr klar und deutlich dargestellt. Bereits 1996 hat es einen Bericht gegeben, der damals schon gegenübergestellt hat, dass sich Marktwirtschaft und Liberalisierung beziehungsweise Daseinsvorsorge nicht unbedingt ausschließen. Im Jahr 1997 ist das dann in den Artikel 16 aufgenommen worden, und die Daseinsvorsorge stellt in einem Bereich, der nicht liberal abgeschlossen wird, sondern über gemeinwirtschaftliche Organisationen durchgeführt wird, eine positive Möglichkeit dar. 

Hier stellt sich die Frage, ob das auch tatsächlich so ist. Seinerzeit haben die Vertreter der SPÖ - damals Bundeskanzler Vranitzky - gesagt: Wir wollen in diese EU ohne Wenn und Aber, und wenn wir drinnen sind, werden wir unsere Interessen schon vertreten. In diesem Bereich ist es durch langes Arbeiten daran durchaus gelungen. Ich weiß, der erste Schritt erfolgte über die Parlamentarier. Auch dort gibt es viele Einzelinteressen, was den Bereich der Liberalisierung und was vor allem den Bereich Nahverkehr betrifft. 

Das Interessante daran ist, dass wir damals mit großem Schwung in die Europäische Union gegangen sind. Heute müssen wir das eine oder andere Mal Möglichkeiten vertraglicher beziehungsweise gesetzlicher Natur einführen, um das uns von der Europäischen Union Auferlegte wieder zu Gunsten Wiens zu verändern. Eines der Beispiele, wo man sogar verfassungsrechtlich versucht hat, einen Schutz zu finde, ist der Bereich Wasser. Ich kann mich noch daran erinnern, wie die FPÖ und ihr damaliger Bundesobmann Haider gesagt hat, unser Wasser ist in Gefahr, hat jeder gesagt, das ist ein völliger Blödsinn. Ich kann mich da noch gut daran erinnern. Alle haben gesagt, es ist natürlich nicht in Gefahr, es kann überhaupt nichts passieren mit unserem Wasser. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Sie können die KELAG verkaufen!) Und voriges Jahr, Herr Kollege, kamen wir auf einmal drauf, dass man das Wasser schützen muss. Da stimme ich Ihnen voll und ganz zu. 

Wir haben eine Verfassungsbestimmung ausgearbeitet, in die der Schutz des Wiener Wassers aufgenommen wurde. Ich glaube nur, dass diese Verfassungsbestimmung nicht wirklich einen Schutz bedeutet, sondern eher ein Zeichen dafür ist, dass man sieht, die Wiener stehen zu ihrem Wasser, und das ist auch zu unterstützen. Ich hoffe, dass der Schutz des Wiener Wassers auch weiterhin gegeben ist, beziehungsweise geht es nicht nur ums Wiener Wasser, sondern es geht um die großen Wasserreserven in ganz Österreich. 

Der zweite Bereich ist der Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs, und hier, Herr Landeshauptmann, stimme ich Ihrer These vom Subsidiaritätsprinzip voll und ganz zu. Mein Verständnis dafür, dass von Brüssel aus dekretiert wird, dass schienengebundene Nahverkehrsmöglichkeiten ausgeschrieben werden müssen, ist nicht gegeben. Da stimme ich Ihnen zu, dass es dann zu einem kommen würde: Man verkauft die Gewinne und behält die Verluste. Das ist ganz klar und deutlich zu sehen. 

Darum ist es auch sehr interessant gewesen, dass eine EU-Bestimmung, die sehr klar und deutlich die Marktwirtschaft in den Vordergrund stellt, aber gerade im schienengebundenen Nahverkehr in eine falsche Richtung geht, mit diesem Vertrag beendet wurde. 

Es war auch die Privatisierung der Wiener Stadtwerke ein richtiger Schritt. Man hat damit auf der einen Seite die Stadtwerke privatisiert und auf der anderen Seite den Strommarkt liberalisiert. Und hier kommt der Eingriff der Politik in die marktgerechte Gestaltung, wie das durch die KWK-Förderung selbstverständlich der Fall ist. Der Kollege Tschirf hat das so lang und ausführlich erklärt, dass ich das jetzt nicht wiederholen möchte. Aber grundsätzlich muss man schon dazu sagen, dass die Eingriffsmöglichkeit der Politik im Verordnungswege auch zu Preiserhöhungen führen kann, die es aus dem Marktergebnis heraus nicht geben würde. 

Mit einem haben Sie natürlich schon Recht: Das Bundes-ElWOG sieht diese Möglichkeit vor und es ist im Bundes-ElWOG so geregelt, dass Sie bei einer Berechnung des Erzeugerpreises und des marktüblichen Preises zu Ihren 10 Groschen plus irgendetwas kommen. Der einzige Nachteil ist - das kann ich nicht beschwören und das weiß ich nicht -, Sie haben gesagt, Sie haben einige Gutachten, aus denen hervorgeht, dass der Erzeugerpreis in den KWK-Anlagen so hoch ist, dass er so weit über den normalen Erzeugerpreisen liegt, dass Sie auf diese derart hohe Förderung kommen konnten. Ich verstehe allerdings nicht die Stellungnahme der E‑Control in diesem Zusammenhang, denn die spricht von einem Mittelwert, der ungefähr bei 2 bis 4 Groschen liegt, und an sich sind die Damen und Herren der E‑Control und der oberste Hüter dort durchaus Fachleute, denen man auch vertrauen kann. Die Frage ist, warum es dann bei den Berechnungen von unabhängigen Gutachtern zu einer derartigen Höhe des Erzeugerpreises bei den KWK-Anlagen gekommen ist. 

Das zurückzunehmen und vielleicht mit einer Studie wirklich auf den wahren Erzeugerpreis zu kommen, um der Bundesgesetzgebung auch Recht zu tun und auf einen Preis zu kommen, der die Wienerinnen und Wiener in einem geringeren Ausmaß belastet, als das derzeit der Fall ist, wäre jedenfalls etwas, was erfreulich wäre. 

Ein zweiter Bereich der Privatisierung der Wiener Stadtwerke. Da erzähle ich Ihnen ein kleines Beispiel. Da gab es immer eine Verbindung zwischen der WIENSTROM und den Schaustellern, die bei Veranstaltungen einen Strombock aufstellen konnten. Und da sind vier Mitarbeiter von WIENSTROM gekommen, um diesen Strombock dort anzuschließen. Der eine war der Fahrer, einer war im Anzug und hat zugeschaut und zwei Mitarbeiter waren dort. Das ist angeschlossen worden. Dann ist der Strom abgelesen worden, der Strom ist bezahlt worden, und der Fall war erledigt. Das war also ein Angebot von WIENSTROM für verschiedenste Veranstaltungen im Schaustellerbereich und für kleine Feste.

Jetzt gibt es eine Diskussion, dass dieses Anschließen des dem Schausteller gehörenden Strombocks nicht mehr als Dienstleistung angeboten wird, sondern dass dafür 5 400 S verrechnet werden sollten. Das kW kostet dann auf einmal nicht mehr 4 oder 5 S, sondern wenn ich die 5 400 S dazurechne, kommt das kW auf 100 S oder 150 S, weil es so hoch gestiegen ist. Jetzt weiß ich schon, dass es auch Kosten verursacht, das aufzustellen. Nur, wir haben von Strukturänderungen im Bereich von WIENSTROM gesprochen. Ich bin nicht der Meinung, dass vier Leute hinkommen müssen, dass einer dort diesen Strombock anschließt, dass die drei anderen zuschauen und dass der zweite mit dem Auto wieder heimfährt. Das kann nicht die Strukturveränderung und die Neustrukturierung von WIENSTROM auf den frei zugänglichen Marktbetrieb sein. Da kann WIENSTROM nicht konkurrieren, weil das einfach schlichtweg zu teuer ist: Es kann nur umgewälzt werden auf den Konsumenten. Das heißt, hier würde es auch gut tun, wenn man im Bereich von WIENSTROM Strukturveränderungen zusammenbringen würde. 

Zum Bereich Schienennahverkehr und Liberalisierung. Der Schienennahverkehr, da bin ich ganz bei Ihnen, wenn es heißt, der sollte in den Bereichen, wo er jetzt beschlossen wird, nämlich auf Grund des Subsidiaritätsprinzips in den Städten oder in den Ländern, wenn es um den Nahverkehr handelt, der außerhalb einer einzelnen Stadt liegt, der sollte also so bleiben, und die Europäische Union sollte sich so wenig wie möglich in diesen Bereich einmischen.

Die Ausschreibung von Buslinien ist, glaube ich, ein Thema, zu dem man durchaus auch stehen kann, denn auch heute werden schon Buslinien ausgeschrieben. Soviel ich weiß, fährt der Dr Richard auf vielen Strecken der WIENER LINIEN mit seinen Bussen. Und da, glaube ich, ist das Problem auch nicht derart gravierend wie im Bereich der Infrastruktur der schienengebundenen Bereiche, weil es hier einfach Schienen gibt, für die es einen Eigentümer gibt. Das Gleiche ist bei den netzgebundenen Bereichen.

Die Frage ist: Wie kann man diese durchaus gravierenden österreichischen Interessen auch in der Europäischen Union durchsetzen? - Sie haben gesagt, im Europäischen Parlament gab es schon Überlegungen, dass man das zurücknimmt, sodass die Marktwirtschaft nicht mehr so stark in den Vordergrund kommt. Und auch der Beschluss von Laeken erst vor einigen Wochen enthält ein bisschen ein Abgehen der Europäischen Kommission beziehungsweise des Rates, denn hier hat der Rat die Kommission beauftragt, Neuregelungen zu überdenken, inwieweit Förderungen an Betriebe, die Daseinsvorsorge anbieten, gewährleistet werden können. Denn normalerweise widerspricht eine Förderung, die gewährt wird, dem EU-Beihilfenrecht und würde ihm dagegensprechen. Wenn es zu einer Neuausarbeitung in diesem Bereich kommt, dann ist das sicher gescheit. Und wenn es dazu kommt, dass wir im Bereich des schienengebundenen Nahverkehrs zu einer Regelung kommen, die den Städten und Gemeinden und den Ländern und Regionen wieder die Möglichkeit bietet, hier die eigenen Entscheidungen zu treffen, halte ich das für gescheit und für wichtig und es wäre ein Schritt dazu, dass nicht alles zentral von Brüssel aus geregelt wird. 

Der Bereich, wo noch vieles mit der Daseinsvorsorge nicht ganz so funktioniert, wie es funktionieren könnte, ist der jahrzehntelang verschlafene Generalverkehrsplan zum Beispiel. Da hat es einer freiheitlichen Ministerin bedurft, dass es jetzt wenigstens so etwas gibt. (Abg Heinz Hufnagl: Ein Plan ohne Geld, das wissen Sie! Ein Plan ohne Geld mit langen Perspektiven!) Nein. Da gibt es den gebürtigen Wiener Schwarz, der bei der FAZ tätig ist, in Prag als Auslandskorrespondent sitzt und durchaus nicht als Freiheitlicher bezeichnet werden kann, der uns durchaus sehr kritisch gegenübersteht, und der hat im letzten "Betrifft" am Sonntag dargestellt, dass das etwas ist, was leider 30 Jahre lang verschlafen wurde. Ich hoffe, dass das jetzt dazu führt, dass die dort vorgesehenen Bereiche auch umgesetzt werden. Wien hätte auf alle Fälle ein bisschen besser verhandeln können, weil da durchaus das eine oder andere zu weit nach hinten geschoben wurde. Aber ich glaube, da muss sich StR Schicker an der Nase nehmen, dass er dort nicht mehr durchgesetzt hat.

Eines muss man dem Landeshauptmann zugestehen, er hat heute diese gravierenden Bereiche der Daseinsvorsorge, und das geht vom Wasser über den ganzen Elektrizitätsbereich bis hin zum Müll, dargestellt. Und ich muss Ihnen jetzt sagen: Der Müllbereich in Wien funktioniert. Man kann die Strukturen dort noch ändern oder sonst was, aber eine Privatisierung dieses Bereichs, der so ausgezeichnet funktioniert, ist nicht notwendig. Es wäre gut, wenn es in vielen anderen europäischen Großstädten so funktionieren würde. Dass man Strukturveränderungen durchführt, dass man eine Verwaltungsreform in Bereichen, wo es Einsparungspotenziale gibt, durchführt, ist selbstverständlich. Aber so wie es funktioniert, steht die freiheitliche Fraktion voll und ganz dahinter. Eine Privatisierung ist dort in keiner Weise notwendig.

Eines war interessant: Der Herr Landeshauptmann hat heute in seinem Vortrag, der ja weit von einer politischen Rede entfernt war, sondern der wirklich hoch akademisch gehalten wurde, gesagt, er möchte über diese Themen weiter diskutieren. Und wenn er über diese Themen weiter diskutiert, dann soll er es nicht nur so wie bei der KWK-Verordnung an seinem Schreibtisch machen, sondern auch mit den hier im Haus befindlichen Oppositionsparteien. Wenn das geschieht, dann wird er sicher interessante Anregungen auch aus dem Bereich der Opposition erhalten und man wird sicher das eine oder andere gemeinsam zu einer klaren Linie führen können.

Ein Beispiel dafür war die Unterstützung der FPÖ für den ÖPNV-Vertrag, weil das eine gescheite Idee ist. Strukturänderungen sind sicher dort auch notwendig, aber es ist einerseits die finanzielle Basis der WIENER LINIEN gesichert und es ist andererseits der Personalstand der WIENER LINIEN gesichert. Beides ist wichtig und notwendig. 

Daher bin ich dankbar, dass er gesagt hat, er will weiter diskutieren. Ich hoffe nur, dass es damit nicht an diesem Rednerpult beendet wurde, sondern dass es wirklich eine intensive Diskussion in diesen Bereichen gibt. Und mit dieser Zusage, dass die Freiheitlichen zu allen Überlegungen, die es in diesen Bereichen gibt, auch mit eigenen Überlegungen mitreden wollen und mitdiskutieren wollen und das auch einbringen wollen, halte ich diese Mitteilung über die Daseinsvorsorge, die die Wienerinnen und Wiener betrifft, für eine wichtige und in der tagespolitischen Auseinandersetzung sehr notwendige. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Hufnagl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Herr Landeshauptmann, auch wenn Bgm Häupl jetzt dem Besuch des Herrn Kofi Annan seine entsprechende Referenz erweisen muss! Werte Damen und Herren des Wiener Landtags!

Komplexe Dienstleistungsangebote, Absicherung der Lebensgrundlagen, Wahrung öffentlicher Interessen, menschenwürdiges Leben, Nachhaltigkeit, Existenzgrundlagen - alles affine oder synonyme Begriffe für den modernen, aber nur scheinbar neuzeitlichen Wert Daseinsvorsorge.

Die Begrifflichkeiten in unserer schnelllebigen Zeit ändern sich und haben sich in diesem Zusammenhang auch tatsächlich gewandelt. Die ursprüngliche Bedeutung, die prinzipielle Richtigkeit, der Grundtenor der Daseinsvorsorge ist jedoch völlig außer Streit gestellt und weiter manifest. 

Seit 1919 haben die Sozialdemokraten in diesem Haus, also seit es allgemeine, freie und geheime Wahlen in Wien gibt, mit großem Abstand alle Wahlauseinandersetzungen gewonnen und von der Bevölkerung einen klaren Arbeitsauftrag zur Bewältigung der Pflichten in dieser Stadt übertragen bekommen. Es sind also nunmehr 83 Jahre, nur unterbrochen durch die unselige Zeit beseitigter Demokratie durch zwei Diktaturen, die die SPÖ für die Entwicklung dieser herrlichen Stadt und ihrer Einrichtungen in Verantwortung zeigen. 

Die Bilddokumente anlässlich der Festsitzung des Wiener Landtags "80 Jahre Wiener Landtag durch Loslösung von der niederösterreichischen Landesverwaltung" haben uns wieder vor Augen geführt, welche enormen Anstrengungen, welche gigantischen Aufbauarbeiten nach beiden Weltkriegen notwendig waren, um dieses Wien wieder so entstehen und blühen zu lassen, wie es für uns seit vielen Jahren eine Selbstverständlichkeit ist. 

Am Anfang dieser Entwicklung stand die Befreiung der Arbeiterschaft, aber auch nicht unwesentlicher Teile des Kleinbürgertums vom materiellen und sozialen Elend. War das nicht, meine Damen und Herren, die klassischste Form der Daseinsvorsorge? - Durch vielfältige gesundheitspolitische Maßnahmen, wie die Schaffung moderner Spitäler, Beratungseinrichtungen, Kinderschulzahnkliniken, obligatorische Impfungen, aber auch durch die Entwicklung der breiten Vielfalt der sozialen Wohlfahrt wurde in Wien sichergestellt, dass die damals eklatante Säuglings- und Kindersterblichkeit gesenkt werden konnte, dass epidemische Krankheiten zurückgedrängt wurden und dass vor allem die durchschnittliche Lebenserwartung und die Lebensqualität der Wienerinnen und Wiener auf beachtliches Niveau gebracht werden konnte. 

Das Ganze, meine Damen und Herren, war begleitet von der Erfindung und der Verwirklichung des genialen Gedankens des sozialen Wohnbaus, gepaart mit der pionierhaften Entwicklung von Grün- und Freiraumpolitik - Grün- und Freiraumpolitik, meine Damen und Herren, Jahrzehnte, bevor die Ökologiebewegung als geistige Kraft überhaupt manifest wurde und sich dann teilweise in eine politische Partei umgewandelt hat. Diese europaweit anerkannte und engagierte Kommunalpolitik, von den Christlich-Sozialen und ihrer "Reichspost“ vehement bekämpft, wurde von Sozialdemokraten entwickelt und in kongenialer Zusammenarbeit mit Tausenden Beschäftigten dieser Stadt, die eben in diesem Geiste einer sozialen Gesellschaft ihre Aufgaben wahrgenommen haben, in allen Lebensbereichen umgesetzt. Jawohl, meine Damen und Herren des Wiener Landtags: Diese Säulen des Roten Wien waren klassische Daseinsvorsorge vom Besten - eine Gesamtleistung, die bis heute unverändert Berechtigung besitzt und auf die wir mit Recht auch an der Wende vom 20. zum 21. Jahrhundert stolz sein können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das kommunale Versorgungs- und Dienstleistungspaket ist bis heute unverändert wirksam, ja geradezu unverzichtbar für das Leben in unserer Stadt. Und jetzt, in Zeiten neoliberaler Kälte und globalisierter Machtansprüche der Konzerne, die einige wenige wohlhabend und einige ganz wenige unermesslich reich, aber sehr viele arm und joblos machen, soll plötzlich Privat die bessere Antwort auf die Lösung der anstehenden Probleme sein? Soll nunmehr der Markt, der bekanntlich keinerlei soziale Dimensionen beinhaltet, den Pflichtenkatalog der großen Kommunen übernehmen? Sollen Aufgaben von allgemeinem öffentlichem Interesse neoliberalen und vor allem auch shareholder-orientierten Interessen untergeordnet werden? 

Hoher Landtag! Für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten stehen bei allen öffentlichen Dienstleistungen Versorgungssicherheit, leistbare Preise für die gesamte Bevölkerung, Kontrolle und Begleitung durch den Wiener Gemeinderat und Schaffung der legistischen Maßnahmen durch den Landtag im Vordergrund. Wir stehen mit einem Wort für Qualitätssicherung, wir stehen für Versorgungssicherheit. 

Deshalb, und weil das von Privaten noch bei keinen exemplarischen Versuchen bisher in annähernd der gleichen Form angeboten werden konnte, lehnen wir die Zerschlagung von funktionierenden Strukturen und lehnen wir auch bedenkliche Liberalisierungs- und Privatisierungswünsche aufs Entschiedenste ab. Hier werden wir nie ein Partner sein! (Beifall bei der SPÖ.) 

In diesem Zusammenhang ein Blick zur gegenständlichen Meinungsbildung in Brüssel. Vorweg: Jeder verantwortungsvolle Politiker in Europa müsste und sollte dieses einmalige Friedens- und Sicherheitsprojekt jenes Kontinents, der durch Jahrhunderte der blutigste der Menschheitsgeschichte war, außer Streit stellen und die Entwicklung einer europäischen Identität nachhaltig unterstützen. Die Förderung strukturschwacher Regionen und Länder durch die wohlhabenderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union sind dafür genauso Voraussetzung, wie die mittlerweile eingeführten multinationalen Freiheiten beim Personen-, Dienstleistungs- und Warenverkehr. 

Aber genauso gilt es auch festzustellen, dass der Euro, jene Verrechnungswährung, die seit dem 1. Jänner allgemeine Zahlkraft der Bevölkerung gebracht hat, ein identitätsförderndes Element zur Schaffung der neuen europäischen Gewährleistungen darstellt. 

Größte Skepsis hingegen, ja sogar demokratisch le-
gitimierter Widerspruch sind angezeigt, wenn die Liberalisierungslobbyisten ihre Interessen den EU-Gremien aufzudrängen versuchen, wie dies in der Mitteilung der Europäischen Kommission vom Juni vergangenen Jahres zum Ausdruck kam. Nach der Liberalisierung der Energiemärkte und dem nur mäßig erfolgreichen Verkauf der meisten Telekomunternehmungen sollten auch die Einrichtungen des öffentlichen Personennahverkehrs, der Wasserver- und -entsorgung, ja sogar der Abfallwirtschaft für die Privatisierung freigemacht werden. 

Warnende Beispiele, extrem warnende Beispiele vollzogener Privatisierungen, wie jene der englischen Wasserversorgung, aber auch von Teilen französischer Kommunen, die sich hier angeschlossen haben, mit den Ergebnissen sinkende Wasserqualität, exorbitant steigende Preise, sinkende Beschäftigungszahlen, einige wenige Topunternehmer, die sich ihre Gagen persönlich richten konnten, aber gleichzeitig auch hohe Transportverluste beim Wasser und die Härte gegenüber jenen Kunden, die nicht in der Lage waren, ihre Wasserrechnungen pünktlich zu begleichen, das waren die Begleitumstände dieser Wasserprivatisierungen. 

Ganz zu schweigen vom fatalen Beispiel der Privatisierung der englischen Verkehrseinrichtungen, vornehmlich des Eisenbahnsystems, wo ein sprunghaftes Ansteigen der Unfälle für negative Schlagzeilen sorgte, weil ganz einfach Infrastrukturmaßnahmen, Investitionen zur Sicherheit und eine ausreichende personelle Dotation der englischen Eisenbahnen unterblieben sind. 

Diese fatalen, ja teilweise katastrophalen Auswirkungen wurden im ersten Schritt der Meinungsbildung der Europäischen Kommission weitestgehend ausgeblendet. 

Neben dieser im wahrsten Sinn des Wortes katastrophalen Entwicklung der Marktöffnung ist aber auch der versprochene Wettbewerb ausgeblieben. Vielmehr sind neue regionale bis multinationale Konzerne und vor allem Monopole entstanden, die keine Preisnachlässe, sondern vielmehr Marktbeherrschung und Kundenferne entwickelt haben. Statt Leistungssteigerungen, Qualitätssicherung und Kundennähe wurde das kontradiktorische Gegenteil davon erreicht. 

Dennoch hat der Langen-Bericht zu Leistungen der Vorsorge und der Daseinssicherung in Europa, bekannt und benannt nach dem erzkonservativen CDU-Europaabgeordneten Werner Langen, darauf keinesfalls adäquat Rücksicht genommen. 

In dieser für viele europäischen Kommunen inakzeptablen, ja geradezu bedrohlichen Situation starteten einige Stadtoberhäupter, allen voran Bgm und Lhptm Michael Häupl, eine Meinungsbildungs- und Überzeugungskampagne in Brüssel, wenn Sie so wollen bestmögliches Lobbying, bestverstandene Aktivitäten im Interesse ihrer Gebietskörperschaften. Und die Ergebnisse dieser Aktivitäten können sich vor allem aus dem Blickwinkel eines Bedrohungsszenariums für Wien durchaus herzeigen lassen. 

Wenn das Europäische Parlament danach, nämlich am 13. November vorigen Jahres, folgende Beschlüsse gesetzt hat, so sind darin für Wien sehr positive und zuletzt erfreuliche Resultate beinhaltet. 

Erstens. Die Stadt Wien kann weiterhin die Geschäftsführung und den Betrieb dieser Dienstleistungen ausschließlich autonom und frei entscheiden und auch wählen, ob sie eine Leistung persönlich, sprich direkt, erbringt oder diese delegiert. Im Rahmen der bereits angesprochenen Subsidiarität steht es Wien frei, die gewünschte Leistungserbringung auch autonom zu definieren und selbst auszuwählen. Entscheidend ist nicht, ob Dienstleistungen für die Bürger von privaten oder kommunalen Unternehmen erbracht werden, sondern ob die Qualität stimmt und ob Effizienz und Leistungsgewährleistung auch entsprechend gegeben sind. Die Mitgliedsstaaten werden nunmehr ausschließlich im Konjunktiv aufgefordert zu prüfen, ob in Abstimmung mit den lokalen Behörden die Einschaltung von privaten Wasser- und Abwasserversorgern überhaupt eine Qualitätssteigerung erbringen würde. Den im ursprünglichen Langen-Bericht enthaltenen Forderungen, den Wassermarkt undifferenziert für private Betreiber freizugeben, wurde vom Europäischen Parlament nicht entsprochen, sie wurden ersatzlos gestrichen. Die Gefahr, dass die im Wiener Landtag vom 4. Oktober vorigen Jahres einstimmig beschlossene Unterschutzstellung des Wiener Wassers, also der Einrichtung der MA 31, Wasserwerke, und der Forstwälder der MA 49 in den Quellschutzgebieten, vor Veräußerung, durch Europäisches Recht overruled und damit rechtsunwirksam geworden wäre, ist zumindest vorläufig beseitigt.

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass der extrem neoliberalistische Entwurf des Langen-Berichts damit stark entschärft und alle für Wien problematischen Passagen gestrichen wurden oder wesentlich in unserem Sinn und in unserem Interesse verändert wurden. 

Es ist mir ein Bedürfnis, im Namen der Sozialdemokratischen Fraktion, aber ich denke aller gutwilligen Abgeordneten dieses Wiener Landtags unserem Landeshauptmann zu diesem großartigen Erfolg von fantastischer Überzeugungsarbeit und Meinungsbildung unseren ausdrücklichen Dank auszusprechen. (Beifall bei der SPÖ.) Sein vorbildlicher Einsatz weit über die erwartbare Pflichterfüllung der Aufgaben eines Wiener Bürgermeisters hinaus verdient den Ausdruck von großem Respekt und ungeteilter Anerkennung. (Zwischenruf des Abg Dipl Ing Martin Margulies.) 

Meine Damen und Herren! Auch die Grünen hätten über die Parlamentsfraktion im Europäischen Parlament einen derartigen Vorstoß setzen können; der kam nun nicht, geschweige denn, dass er von Erfolg begleitet gewesen wäre.

Die Europäische Liberalisierungsdebatte konnte durch das engagierte Eingreifen Wiens - und auch unsere Mitarbeiter im Wien-Haus in Brüssel haben hier hervorragende Kommunikationsarbeit geleistet - zumindest bei den Themenfeldern Personennahverkehr, Wasserver- und -entsorgung und Abfallwirtschaft entschärft werden und auf eine realistisch-sachliche Ebene zurückgebracht werden. Damit wurde absehbarer Schaden von Wien ferngehalten. Es gilt jedoch, wachsam zu bleiben und durch ständige Weiterentwicklungen unserer kommunalen Dienstleister höchste Versorgungsqualität sicherzustellen. 

Ehrgeizige Großprojekte, wie die Erweiterung der Hauptkläranlage um 15 Biologiebecken, wodurch die Belebung und die Nachbehandlung des Klärwassers, vor allem im Stickstoffbereich, erfolgen kann, die Errichtung des Liesingtal-Sammelkanals im Zuge der Renaturierung des Liesingbachs, der Wienfluss-Entlastungskanal zwischen der Mündung bei der Urania und der Pilgrambrücke, die unter den Donaukanalbrücken führenden Verbindungsleitungen zwischen rechtem und linkem Hauptsammelkanal sowie - und das ist ein ganz entscheidender Punkt - die Fertigstellung und Vervollkommnung des Netzausbaus nördlich der Donau werden realisiert. Bekanntlich sind bereits 97 Prozent aller Wiener Haushalte bei WIENKANAL angeschlossen und können so WIENKANAL auch gegen noch so engagierte Mitbewerber ertüchtigen. 

Bei der Abfallwirtschaft gilt es - und das wurde heute auch schon teilweise in der Fragestunde thematisiert -, zwecks zeitgerechter Vorsorge die Entscheidungen der Strategischen Umweltprüfung mit den Kernelementen Vermeidung, getrennte Sammlung mit bestmöglicher stofflicher Verwertung, Errichtung einer Biogasanlage, ebenso Errichtung einer high-tech-Müllverbrennungsanlage mit Fernwärmeeinspeisung und Elektrizitätsgewinnung nebst mittelfristigem Monitoring der gesamten Entwicklung im Bereich der Abfallwirtschaft, zügig umzusetzen. Dermaßen gefittet wird auch die MA 48 etwaigen Aktivitäten privater Müllentsorger mit dem Selbstvertrauen des Erfolgreichen entgegentreten.

Hoher Landtag! Abschließend und zusammenfassend kann festgehalten werden, dass in Wien alle unter dem Begriff der Daseinsvorsorge subsumierten Aufgaben und Leistungen in kommunaler Verantwortung bestens erfüllt werden. Die Ver- und Entsorgung unserer Stadt und die Kundenzufriedenheit unserer Bürgerinnen und Bürger sind zu wichtig, um neoliberalen Experimenten ausgeliefert zu werden. Die Daseinsvorsorge in Wien ist und bleibt in den Händen der Wiener SPÖ in bester Verantwortung. 

Ich danke dem Herrn Landeshauptmann für seine klaren Positionierungen in der heutigen Mitteilung über die Breitbandmaterie "Daseinsvorsorge in Wien" und den Damen und Herren des Auditoriums für ihre geschätzte Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Dipl Ing Margulies zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Dem Landtagsabgeordneten Hufnagl ist möglicherweise ein Versprecher passiert, aber wahrscheinlich meint er es tatsächlich so: Die Daseinsvorsorge in den Händen der Wiener SPÖ. Vor einer Minute gesagt. Nicht in den Händen der Gemeinde Wien oder des Landes Wien oder der Stadt, nein, die Daseinsvorsorge in den Händen der Wiener SPÖ. Das ist ein Sittenbild, das wirklich mehr sagt als tausend Worte. Und da können Sie sich noch so sehr hinstellen und sich selbst loben und loben und noch einmal loben.

Vielleicht eine kurze Zwischenfrage: Kriegen Sie zu wenig Lob von außen, dass das gang und gäbe ist in der Sozialdemokratie? - Der Erstredner/die Erstrednerin stellt sich hin und erklärt, was Sache ist, der Zweite sagt, wie super der Erstredner/die Erstrednerin war, und der Letztredner der SPÖ geht heraus und sagt: Wir sind toll. Wir sind einfach so super, da geht überhaupt nichts drüber. 

Aber auf Grund der Rede des Herrn Landeshauptmanns und Teilen Ihrer Rede will ich sogar noch eine positive Note hinzufügen, was die Daseinsvorsorge tatsächlich betrifft: Theorie. Gut, kein Problem. Wenn ich heute dem Herrn Landeshauptmann zugehört habe, habe ich mich zurückversetzt gefühlt in meine Vorlesungen auf der Universität, Seminararbeiten, aufgelistet, was kritische Ökonomen, zumindest zum damaligen Zeitpunkt, Nowotny, Matzka, geschrieben haben, in letzter Zeit mag ja sein bis Stiglitz. Ja, Sachen und Punkte, die theoretisch, wenn sie die SPÖ sagt, immer total gut klingen. Aber was ist in der Praxis, meine sehr geehrten Damen und Herren? - Und hier ist es wahrscheinlich schon an der Zeit, sich einmal ernsthaft mit dem, was von Ihnen theoretisch gepredigt wird, auseinander zu setzen. 

Und ich mache jetzt einen kurzen Sprung zurück, weil die EU so sehr angegriffen wurde. Die Entwicklungen in der Europäischen Union. Ja, bis vor zwei Jahren, wer war denn da in der österreichischen Bundesregierung? Wer hat denn mitgemacht sowohl bei der EU-Erweiterung als auch in den nachfolgenden Verhandlungen, dass sich diese Prozesse der Deregulierung, der Liberalisierung und der Privatisierung überhaupt so weit ausdehnen können durch ganz Europa? - Und wäre es nicht in den letzten zwei Jahren tragischerweise in der Weltwirtschaft zu einem Abschwung gekommen, dann wäre wahrscheinlich diese Liberalisierungsdiskussion nicht zu einem Stillstand gekommen, sondern, auch massiv unterstützt von den Sozialdemokraten, weitergeführt worden. 

Und das ist das große Problem, meine sehr geehrten Damen und Herren der Sozialdemokratie. Sie können sich nicht so einfach aus der Verantwortung stehlen. Natürlich ist es schön für uns zu hören, wenn Lhptm Häupl versichert - und auch Abg Hufnagl, der jetzt hinausgegangen ist -, dass die Wiener Sozialdemokratie für die kommunale Daseinsvorsorge immer da sein wird und verhindern wird, dass weiter liberalisiert und privatisiert wird. 

Aber die ersten Schritte sind schon getan. Unter anderem auf Grundlage von bestehendem EU-Recht - das spielt sicher mit eine Rolle -, dem die Sozialdemokraten zugestimmt haben. Wo war denn, Kollege Driemer, der Aufschrei der Gewerkschaften? - Mir kommt vor, die Gewerkschaft schreit immer nur dann auf, wenn sie von der SP das Zeichen kriegt: Sie darf aufschreien. Aber ansonsten, wie es um die Beitrittsverhandlungen gegangen ist: Nichts hat der ÖGB tatsächlich getan. 
Wo war denn die Gewerkschaft, die massiv davor gewarnt hat, dass bei einem EU-Beitritt genau solche Sachen wie Ausgliederungen, Liberalisierungen, Privatisierungen, Deregulierungen auf uns zukommen? Wo war da die Mobilisierung der Gewerkschaft? - Sie hat es nicht gegeben! Sie hat es schlicht und einfach nicht gegeben! Sie haben im großkoalitionärem Schlaf einfach mitgeschlafen! (Abg Johann Driemer: Wir haben nicht geschlafen!)

Und jetzt kommen wir zu den konkreten Auswirkungen. Wenn man sich tatsächlich anschaut, was der Kollege Landeshauptmann heute gesagt hat über die Daseinsvorsorge und wie wichtig es ist, dass man die Gewinne nicht privatisieren und die Verluste nicht sozialisieren soll - ein Satz, den die Wiener GRÜNEN schon lange hier in diesem Haus und auch im Nationalrat predigen und der bislang von der unglückseligen Dreierkonstellation ÖVP-FPÖ-SPÖ nicht verwirklicht wurde. Wir freuen uns, dass Sie das jetzt so sehen, und wir hoffen, dass tatsächlich Maßnahmen in dieser Richtung passieren. 

Aber es passiert ja ganz genau das Gegenteil. Schauen wir uns die Tarife an im öffentlichen Verkehr. Sie werden erhöht. Das ist jetzt keine Kaffeesudleserei, das weiß man, und es wird wahrscheinlich spätestens im April, vielleicht Anfang Mai, der Herr Finanzstadtrat seinen Sanktus zu einer Tariferhöhung geben. Da führt höchstwahrscheinlich kein Weg vorbei. 

Außer Sie stimmen heute dem von uns eingebrachten Antrag zu, dass sich der zuständige amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke als Eigentümervertreter deutlich gegen eine Tariferhöhung bei den WIENER LINIEN ausspricht. 

Des Weiteren möge eine Machbarkeitsstudie insbesondere über die Auswirkungen von Tariferhöhungen beziehungsweise Tarifreduktionen in Auftrag gegeben werden, wie der im Verkehrskonzept angestrebte Modal Split von 45 Prozent für den öffentlichen Verkehr tatsächlich erreicht werden kann.

Es ist, nämlich wenn ich Lhptm Häupl ernst nehme, und er hat viel auch über makroökonomische Theorien gesprochen, nicht nachvollziehbar. Da gibt es, glaube ich, keine einzige Gedankenrichtung im Bereich der Volkswirtschaft und der Makroökonomie - jetzt kenne ich nicht alle, aber alle wesentlichen -, die davon ausgeht, dass, wenn etwas teurer wird, mehr Menschen das in Anspruch nehmen können. Es gibt da eine Ausnahme in der Geschichte, das ist diese Frage des Brotpreises. Warum, wenn der Brotpreis teurer wird, tatsächlich mehr Menschen Brot kaufen. Ja, das ist die Angst vor Hamsterkäufen, und er könnte noch viel weiter steigen. 

Aber bei öffentlichen Verkehrsmitteln und in einer Situation ohne Not, ist nicht davon auszugehen, dass, wenn die Tarife erhöht werden, tatsächlich mehr Menschen die öffentlichen Verkehrsmittel benutzen werden, sondern es werden weniger sein. Ich hoffe, soweit können mir auch alle, die nicht über eine volkswirtschaftliche, mathematische, wie auch immer, Vorbildung verfügen, folgen. Das ist auch nicht sehr schwer: Wenn etwas teurer wird, wollen es weniger Personen.

Gleichzeitig ist aber festgeschrieben im Verkehrskonzept, wir streben den Modal Split von 45 Prozent an. Es steht auch im öffentlichen Personennahverkehr, dass angestrebt wird, dass mehr Menschen die öffentlichen Verkehrsmittel benutzen. 

Ja, wenn jetzt schon so eine einfache volkswirtschaftliche Rechnung zeigt, dass man genau das Gegenteilige erreicht, wieso tun Sie es dann? Sind bei Ihnen wirklich auch wieder nur rein die betriebswirtschaftlichen Kriterien im Vordergrund? 

Und da, glaube ich, ist es schon die Verantwortung der Stadt, insbesondere in Zeiten - und wir haben das heute schon gehört - von hoher Arbeitslosigkeit, hoher Inflationsrate, höchster Steuer- und Abgabenquote, dass die Stadt Wien tatsächlich zu gegensteuern beginnt und nicht an der Inflationsschraube weiterdreht, indem in Wien eine Gebührenlawine auf uns zurollt. Mir hat ja auch das Beispiel, das Kollege Gerstl eingebracht hat, nicht so schlecht gefallen. 

Das ist eine falsche Politik, meine sehr geehrten Damen und Herren. Es ist auch insofern falsch, weil es die Alternativmöglichkeiten, die es tatsächlich gäbe, nicht berücksichtigt. Denn in derselben Aussendung, wo StR Rieder sagt, ja, wir können uns höchstwahrscheinlich eine Tariferhöhung auf 1,50 EUR vorstellen, steht drinnen: Aber selbstverständlich werden die Abschleppgebühren nicht erhöht. Jetzt frage ich Sie: Werden die Gebühren fürs Schwarzfahren auch nicht erhöht? - Weil entweder man sagt, es gibt Verwaltungsübertretungen, und Verwaltungsübertretungen gehören subventioniert und dürfen überhaupt nie teurer werden. Jetzt ist es so: Suchen wir uns bei den Abschleppgebühren, die nicht annähernd kostendeckend sind, denselben Kostendeckungsgrad fürs Schwarzfahren heraus. Dann kommt man möglicherweise sogar darauf, dass Schwarzfahren billiger wäre, als sich einen Fahrschein zu kaufen. Aber so weit wollen Sie denn doch nicht gehen. Sie wollen lieber auf Kosten der Benutzer und Benutzerinnen des öffentlichen Verkehrs das Abschleppwesen in Wien weiterhin subventionieren. Das ist schlichtweg unsozial. Das müssen Sie sich von uns gefallen lassen, und da hat absolut nichts die Bundesregierung damit zu tun, dass Sie das in dieser Art und Weise erledigen und nicht in einer anderen Art und Weise.

Es ist, wenn wir uns insgesamt die Diskussion ins Gedächtnis rufen, die in den letzten Wochen und Monaten auch auf Bundesebene stattgefunden hat über Sozialleistungen, Abbau von Sozialleistungen, Sozialstaat, schon so, dass ich eine Bemerkung vom Vormittag ein bissel relativieren muss. SPÖ, ÖVP und FPÖ sind in der Wirtschaftspolitik nicht ein und dasselbe. Ich muss das nämlich wirklich leicht abschwächen. Während möglicherweise die große Koalition den Sozialabbau tatsächlich unter Druck der leeren Kassen betrieben hat, etwas Besseres ist ihr nicht eingefallen und der Lobbyismus der Unternehmen war halt zu dem Zeitpunkt erheblich stärker als der Lobbyismus der Gewerkschaften, ist durch die Regierungsbeteiligung der Freiheitlichen schon ein wesentlicher Zug noch dazugekommen, den ich den Wiener Sozialdemokraten oder auch den Sozialdemokraten allgemein nicht unterstellen will. Weil die Freiheitlichen machen das nicht nur auf Grund der leeren Kassen. Die Freiheitlichen wollen den Sozialstaat zerschlagen. Das ist der große Unterschied. Sie wollen den Sozialstaat zerschlagen, an allen wesentlichen Schaltstellen der Macht sitzen und versuchen, möglichst lange an der Macht zu bleiben. Ganz klar der Weg in die Zweidrittelgesellschaft. Die zwei Drittel, denen es gut geht, die werden immer die Mehrheit stellen, gegenüber dem einen Drittel, dem es schlecht geht. Und das ist der gravierende Unterschied. 

Und in diesem Sinne hoffe ich, dass, wenn ich mir heute die Rede von Lhptm Häupl angehört habe und auch Teile der Rede vom Landtagsabgeordneten Hufnagl, es nicht nur bei der Theorie bleibt, sondern dass es längerfristig tatsächlich einmal dazu kommt, dass das, was theoretisch Ihrerseits recht gut klingt, auch zumindest ansatzweise in die Praxis umgesetzt wird. 

Wenn ich auf das Interview von Herrn Lhptm Häupl in der "Presse" kurz zurückkommen darf, bin ich mir ja nicht mehr ganz so sicher, wie das wirklich gemeint ist. Wenn da wortwörtlich drinsteht, "zur Senkung der Lohnnebenkosten hätte man die Arbeitslosenversicherung kürzen können, statt das Budget auszuräumen", dann frage ich mich: Was hat den Kollegen Landeshauptmann da geritten? In Zeiten der höchsten Arbeitslosigkeit seit langem, wo die blau-schwarze Bundesregierung die Zumutbarkeitskriterien verschärft, wo gleichzeitig die Arbeitslosigkeit und die Notstandshilfe gekürzt werden nach und nach, zizerlweise, will der Herr Landeshauptmann die Arbeitslosenversicherung kürzen? Wie stellt er sich denn das vor? (Zwischenruf des Abg Johann Driemer.) Ich habe den Satz vorgelesen. Wenn schon die Beiträge in der Arbeitslosenversicherung sind, ist es besser, sie dort drinnen zu lassen und endlich arbeitsmarktpolitisch etwas zu unternehmen, und nicht die Arbeitslosenversicherung zu kürzen. (Zwischenruf des Abg Johann Driemer.) Weniger Beiträge, und das wissen Sie so gut wie ich - das tut mir echt weh, das von Ihnen zu hören, Kollege Driemer -, geht Hand in Hand mit einer weiteren Kürzung der Arbeitslosenunterstützung und einer weiteren Kürzung der Notstandshilfe. Sie kennen doch das realpolitische Spiel mindestens so gut wie ich. Und wenn das gleichzeitig gepaart war mit dem anderen Sager: "Es geht darum: Ich würde mir eine Gegensteuerungspolitik wünschen, wie das die amerikanische Wirtschaftspolitik unter Bush tut" - wortwörtliches Zitat; und ich nehme an, dass der Herr Landeshauptmann seine Interviews schon gegenlesen lässt, wenn er es nicht selber tut -, dann ist vollkommen klar, welcher Geist dahinter steckt, wenn man sich anschaut, was die ersten Maßnahmen der Regierung Bush waren. (Abg Johann Driemer: Da muss die Regierung eingreifen!) Wie gesagt, ich bin erfreut über den Meinungswandel des Herrn Landeshauptmanns, denn seine heutige Grundsatzrede zur Daseinsvorsorge hätte durchaus auch von einem kritischen Ökonomen geschrieben sein können. 

Die GRÜNEN sind immer dagegen aufgetreten und werden auch in Zukunft dagegen auftreten, dass der Bereich der kommunalen Daseinsvorsorge Profitinteressen unterworfen wird. In diesem Sinne ersuche ich Sie nochmals am Ende meiner Rede um Zustimmung zu unserem Antrag. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Dkfm Dr Aichinger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Obwohl heute schon sehr viel über Theorie gesprochen worden ist und wir gehört haben, dass wir uns unter Umständen in einem Hörsaal der Universität befinden können und auch Herr Abg Hufnagl sehr viele theoretische Ausführungen getätigt hat, bleibt es mir trotzdem leider nicht erspart, auch mit einem Zitat beziehungsweise mit der Definition der Daseinsvorsorge, wie es die EU sieht, zu beginnen. Die EU sagt: "Leistungen der Daseinsvorsorge sind marktbezogen oder nicht marktbezogen in Tätigkeiten, die im Interesse der Allgemeinheit erbracht und daher von den Behörden mit spezifischen Gemeinwohlverpflichtungen verknüpft werden."

Diese Definition, meine Damen und Herren, impliziert natürlich, dass es hier keine Schwarzweißmalerei geben kann, dass es ein Nebeneinander gibt, zwischen kommunalen Aufgaben, die die Gemeinde übernimmt, aber auch privaten Aufgaben, und es wäre gerade in diesem Hause beziehungsweise für die Politiker notwendig, hier genau zu definieren beziehungsweise zu unterscheiden, was die Privaten durchführen können, was sie besser machen können, einen Status zu erheben, um zu sehen, wie das ausschaut. 

In der Wirtschaft, meine Damen und Herren, gibt es hier ein theoretisches Wort, das in letzter Zeit sehr viel angewandt wird, nämlich "bench-marking". Was heißt das? - Messen an den Besten. Und der Herr Landeshauptmann hat auch heute gesagt, für ihn ist Daseinsvorsorge Lebensqualität, das heißt Qualität, und wir müssen auch hier schauen, ob das in allen Bereichen wirklich sozusagen vorhanden ist. Aber wie wir wissen oder wie wir an den Einfahrten von Wien sehen, ist Wien anscheinend doch ein bisschen anders. 

Und die Volkswirtschaft, meine Damen und Herren, sagt uns schon: Monopole sind nicht das einzig Wahre beziehungsweise sind nicht das einzig Richtige. Und Monopole in der Politik nennen sich eben Alleinregierungen. Und eine Alleinregierung, wie wir sie in Wien haben, hat eben ganz einfach nicht die Korrektur durch eine Diskussion, durch eine fortschrittliche Ansichtsweise. 

Aber damit genug Theorie, meine Damen und Herren. Ich möchte in die Praxis gehen und einige wenige Beispiele zitieren, wie ernst es die Sozialdemokratie zum Beispiel mit Liberalisierung oder mit Liberalisierungsideen meint. 

Es ist heute schon sehr viel gesprochen worden über die Strompreise oder über die Stromliberalisierung. Man kann auch Liberalisierung, meine Damen und Herren, konterkarieren, indem man ganz einfach dann über Steuern all das wegnimmt, was durch Liberalisierung unter Umständen den Konsumenten, den Bürgern, aber auch der Wirtschaft gegeben wird, indem man es mit einer Steuer wieder wegnimmt. Ich kann Sie daher nur bitten, unserem Antrag, den unser Klubobmann eingebracht hat, zuzustimmen.

Ein wesentlich gravierenderes Problem sind die WIENER LINIEN. Sie sind ausgegliedert, meine Damen und Herren. Vor Weihnachten wurde hier im Landtag der ÖPNV beschlossen. Die Opposition ist bewusst nicht mitgegangen und hat bereits davor gewarnt, was sich abspielen wird, wenn man jemand blanko sozusagen im Jahr 4 Milliarden S Betriebskostenzuschuss und 1,7 Milliarden S Investitionskostenzuschuss gibt. 

Und wie ernst es auch hier die Sozialdemokraten mit der Qualität meinen beziehungsweise mit der Diskussion meinen, haben wir bereits im letzten Finanzausschuss gesehen, wo nicht einmal über die Installierung eines Fahrgastbeirats eine Einigkeit erzielt werden konnte, damit wir die Diskussion beginnen können. Wir mussten das ganz einfach wieder verschieben, das heißt auf die lange Bank schieben.

Wie wir in den letzten Tagen in den Zeitungen gelesen haben, hat Herr VBgm Rieder ganz einfach eine Fahrpreiserhöhung angekündigt und ich hätte bald gesagt, angedroht. Er hat gesprochen von der Hysterie der Opposition. 

Meine Damen und Herren, ich gebe Ihnen Recht, Hysterie ist nicht das Richtige. Aber wir haben die Wahrheit gesagt, dass es dazu kommen wird. Und es ist so, dass sie weit über der Inflationsrate ist. Er spricht von zirka 10 Prozent. Er wird zwar versuchen, unter 10 Prozent zu kommen, und argumentiert das mit Qualitätssteigerung. - Ich glaube, das müssen wir erst sehen. 

Aber etwas anderes ist noch zu beachten, ein Gesichtspunkt, der bis jetzt in der Diskussion untergegangen ist. Derzeit gibt es bei den WIENER LINIEN einen Kostendeckungsgrad von 48 Prozent und die Gemeinde oder die Sozialdemokraten sind bemüht, diesen Kostendeckungsgrad auf 60 Prozent zu erhöhen, über Fahrpreiserhöhungen. So gut, so richtig. Und da werden Sie bei mir vielleicht sogar einen Befürworter finden, denn ich bin auch der Meinung, dass Subjektförderung besser ist als Objektförderung. Nur, eines darf man natürlich hier in diesem Raume nicht stehen lassen: Damit werden die Wiener und Wienerinnen doppelt zur Kasse gebeten, denn es wird nicht im Gegenzug - was sehr wesentlich wäre - der Betriebskostenzuschuss gesenkt und damit das Budget entlastet, meine Damen und Herren. Das heißt, die Wiener und Wienerinnen zahlen doppelt an die Wiener Verkehrsbetriebe, und glaube ich, das kann man nicht unter einer richtigen Privatisierung oder ähnlichen Dingen meinen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr VBgm Rieder hat angekündigt, bei seinem Vorhaben wird es zwei Bereiche von Erhöhungen geben: die WIENER LINIEN und die Müllabfuhr. Bei der Müllabfuhr hatten wir bereits einen Kostendeckungsgrad von 81 Prozent. Aber dort ist es nicht so, dass ganz einfach die Bürger ausweichen können. Sie müssen diese Dienste annehmen. Daher kann ich dort relativ einfach erhöhen, denn sie werden über die Betriebskosten in den Wohnungen und Ähnliches zur Kasse gebeten werden. Hier kann man das relativ leicht überwälzen.

Und er hat davon gesprochen, dass es in seinem Bereich keine weiteren Erhöhungen geben wird. Mir kommt das so vor, dass die Mannschaft der Wiener Sozialdemokraten und der Regierung wie im Sport einen Teamgeist haben. Es hat sich daher jemand anderer gefunden, für die nächste Erhöhung zu stehen, nämlich der Herr Bürgermeister selbst, wie er vor kurzem angekündigt hat, in dem heute schon oft zitierten Interview, wo er den amerikanischen Weg angedeutet hat. Er hat nämlich gesagt, es könnte bei den Bädern zu Erhöhungen kommen. Sie sehen, die Stafette der Erhöhung der Gebühren geht von einem Regierungsmitglied zum anderen. 

1996, wie die ÖVP mit der SPÖ eine Regierung gebildet hat, hat sie damals schon ein Bäderkonzept, eine Bäderrichtlinie gefordert und verlangt, hier endlich einmal von dem enorm hohen Defizit wegzukommen. Es hat gedauert, meine Damen und Herren, sage und schreibe bis zum Juli 2001, bis ein Konzept auf dem Tisch gelegen ist von einer Marketing-Agentur. Und wir haben auch heute bereits ein Beispiel gehört, wie kundenfreundlich die Bäder sind. Es hat eine lange Zeit gedauert, aber es hat noch länger gedauert, bis die Frau Vizebürgermeister dieses Konzept den Oppositionsparteien zur Verfügung gestellt hat, nämlich konkret am 15. Dezember mit einer Frist bis 7. Jänner zur Abgabe einer Stellungnahme. Also, das zeigt ja die Einstellung, wie wenig kooperativ vorgegangen wird, wie der Geist der Zusammenarbeit ist, der Diskussion, der gegenseitigen Befruchtung, wenn ich so sagen darf, wenn jemand sechs Monate kein Konzept herausgibt und dann über die Weihnachtsfeiertage innerhalb von drei Wochen von der Opposition Vorschläge erwartet, wie sie zum Bäderkonzept stehen wird. 

Wir werden auch dort, meine Damen und Herren, sicherlich konfrontiert sein mit Erhöhungen und da haben wir eigentlich auch unseren Wählern und Wählerinnen vorher die Wahrheit gesagt. 

Kurzum, meine Damen und Herren: Monopole sind in der Wirtschaft und in der Politik nicht gut. Im anderen Fall wäre hier der Geist der Zusammenarbeit wesentlich besser und würde zielführender für unsere Bevölkerung sein. - Ich danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Mag Ebinger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Daseinsvorsorge - auf den ersten Blick ein recht harmloses Wort. Da denkt man an Versicherungsvertreter, da denkt man vielleicht an Banken. Dahinter steckt allerdings viel mehr. Dahinter steckt ein Schlüsselelement der EU: das EU-Gesellschaftsmodell. Dahinter stecken Dienstleistungen - es wurde schon gesagt - in den Bereichen Transport, Umwelt, Kommunikation, Information, Wasser, Energie, Gesundheit, Bildung, Kultur, Wohnungswesen und so weiter, alles Bereiche, die für das Gemeinwohl von einer großen Bedeutung sind. 

Die Diskussion dazu, die EU-weit seit Beginn der Neunzigerjahre geführt wurde, mündete schließlich 1997 in die Aufnahme des Artikels 16 des EU-Vertrags von Amsterdam, wobei konstatiert wurde, dass es Bereiche nichthoheitlicher Leistungserstellung gibt, die jenseits eines marktwirtschaftlichen Steuerungssystems stehen.

Seit den Neunzigerjahren werden auch in diesen Infrastrukturbereichen von der EU weit gehende Liberalisierungsschritte durchgeführt, die in den einzelnen Mitgliedsstaaten unterschiedlich umgesetzt werden. Prämisse sollte dabei immer sein - laut Mitteilung der Europäischen Kommission -, dass die europäischen Bürger als Leistungsempfänger hochwertige Dienste zu erschwinglichen Preisen bekommen. Also, es wird eine Kunden- und Bürgerzufriedenheit angestrebt. 

Damit komme ich auch zur Mitteilung des Herrn Landeshauptmanns. Es ist zugegebenermaßen ein schwieriges Thema und meines Erachtens auch nicht generell zu entscheiden. Da gibt es natürlich Bereiche, wo eine Liberalisierung eine gute Sache für den Bürger ist, wie etwa die Telekommunikation. Da gibt es Bereiche, die marktkonform sein könnten, wie die Stromliberalisierung. Da geht es aber nicht, dass man gleichzeitig die eingetretenen Preissenkungen für den Konsumenten durch Zuschläge wieder zunichte macht. 

Da gibt es natürlich Bereiche, wo auch wir der Auffassung sind, dass sie an die öffentliche Verwaltung gebunden bleiben sollen. Ich kann mir persönlich nicht vorstellen - Kollege GÜNTHER hat das auch schon gesagt -, dass die Müllabfuhr privatisiert wird und jeder seine eigene Müllabfuhr hat. Wenn man sich vorstellt, wohin das führt: höchstens zu einer erhöhten Umweltverschmutzung. 

Ich bin auch nicht für eine Privatisierung von U‑Bahnen, was aber gleichzeitig auch wieder nicht heißen soll, dass die Wiener U‑Bahn die höchsten Baukosten in ganz Europa haben soll. Man muss trotzdem im Interesse der Bürger sparsam wirtschaften. 

Meine Damen und Herren! Es ist ein schwieriges Thema. Aber man kann auch nicht einfach das hinnehmen, was Herr Landesrat Rieder in seiner Aussendung am 10. Dezember gesagt hat, dass praktisch das Postulat, dass die vollkommene Freiheit des Wettbewerbs bei Leistungen der Daseinsvorsorge zu Nachteilen für den Konsumenten führen kann. Und er sagt: Liberalisierung und Wettbewerb sind keine Garantien für Vorsorgesicherheit - Ja. Es macht keinen Sinn, öffentliche Monopole durch private Monopole zu ersetzen - Ja. Kein Zwang zur Zerschlagung funktionierender Einheiten - Ja. Das sind alles No-na-Sachen. Aber ich glaube nicht, dass man deswegen die Schlussfolgerung ziehen kann, dass am besten alles so bleibt, wie es ist, dass möglichst alles verstaatlicht bleibt, möglichst alles - Herr Kollege Hufnagl hat das j dankenswerterweise sehr offen gesagt - in den Händen der SPÖ. Ich sehe schon ein: Keiner gibt gern Machtpositionen auf. Aber natürlich, die vorhandenen negativen Beispiele, die gibt es. Die können kein Freibrief sein, dass sich nichts ändert, was vielleicht veränderungswürdig ist. Dass erst gar nicht diskutiert wird, nicht evaluiert oder gar verbessert. Schon gar nicht sollte man daraus aber den Schluss ziehen, dass es, weil es eh so gut funktioniert, vielleicht auch etwas teurer werden kann. 

Ich habe mich bei der Rede des Herrn Landeshauptmanns, bei der Mitteilung gefragt: Was will er uns damit konkret sagen und warum gerade jetzt? - Es war eine ein bisschen unverbindliche, sehr staatstragende Rede. Kollege Hufnagl hat es dann auf den Punkt gebracht durch seine Huldigungsworte an den Herrn Landeshauptmann. Er hat ja gesagt - da kommt wieder die alte Diktion heraus -: Bedrohungsszenarien, Liberalisierungslobbyisten und in den Händen der SPÖ muss es Gott sei Dank bleiben. Da denke ich doch daran, dass wir seinerzeit in die EU gegangen sind, ohne Wenn und Aber unter Führung eines sozialistischen Bundeskanzlers. Und wenn ich jetzt von den Bedrohungsszenarien in der EU höre, dann frage ich mich - aber nicht die FPÖ, sondern jetzt geht es um eine Mitteilung des Herrn Landeshauptmanns -, was ich mir darunter vorstellen soll. Ist vielleicht doch diese Mitteilung des Herrn Landeshauptmanns sozusagen die Vorbereitung und Rechtfertigung für umfangreiche Gebührenerhöhungen? - Wir haben schon gehört: Müll, WIENER LINIEN, Bäder, vielleicht auch bald Wasser und Abfall. 

Vor einem Jahr noch haben Sie die Bundesregierung beschimpft - und auch heute noch beschimpfen Sie die Bundesregierung -: Sozialabbau, das Volk muss bluten, hat man vollmundig gesagt, auf Kosten der Ärmsten der Armen, Sozialdarwinismus. Aus dem Amt jagen wollte der Herr Landeshauptmann die Regierung. 

Und jetzt? - Jetzt kommen sozusagen die im europäischen Kontext stehenden, die mit Daseinsvorsorge zu verbindenden, die guten, die sachlich gerechtfertigten Gebührenerhöhungen der Wiener SPÖ. So kann es nicht gehen, meine Damen und Herren! Dazu sagen wir ein klares Nein! (Beifall bei der FPÖ.)
Unklar ist mir persönlich der Spagat, den er jetzt macht, der Herr Landeshauptmann, zwischen den einsetzenden Teuerungen in Wien und dem von ihm erst jüngst postulierten USA-Weg. Ich halte den US-Weg für den richtigen, hat er da gesagt. Meint er vielleicht die Steuersenkungen? - Ja, Flat-Tax, da sind wir bei ihm. Aber der Weg der Teuerungswelle in Wien ist sicher nicht der richtige dorthin. Meint er vielleicht das Sozialsystem? Sozusagen als Einleitung für das Volksbegehren "Sozialstaat Österreich"? - Das wird man auch noch im Detail diskutieren müssen, was denn da die großen Vorbilder der USA sind bei den Obdachlosen, Pensionisten, Armen, Kranken und so weiter. Wahrscheinlich meint er einen völlig neuen wirtschaftspolitischen Weg, so eine Art planwirtschaftlichen Kapitalismus. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Das werden wir dann noch in Ruhe und länger diskutieren können. 

Zurück zur Daseinsvorsorge. Meine Damen und Herren! Eine Liberalisierung der Dienstleistungen in vielen Bereichen - Ja. In manchen sicher nicht. Aber bitte benützen Sie das nicht als Freibrief für Fortschrittsverweigerung, für die Beibehaltung des Status quo ohne Wenn und Aber. Oder gar für geplante Gebührenerhöhungen. Das wäre nicht der richtige Weg. (Beifall bei der FPÖ.)
Der Applaus steht sich kaum mehr dafür für die zwei Zeilen. Das ist nicht EU-konform. Das ist auch nicht das von der Europäischen Kommission angestrebte: Hochwertige Leistung zu erschwinglichen Preisen. (Neuerlicher Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Römer: Als Nächste ist Frau Abg Bayr zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Abg Petra Bayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich freue mich sehr, gerade jetzt auf der Galerie Leute begrüßen zu können, die für die Daseinsvorsorge in Wien tagtäglich wirken, und mag mich auch gleich dafür bedanken, dass sie im Sinne des Nahverkehrs von den WIENER LINIEN eine sehr wichtige und sehr tolle Aufgabe für uns erledigen und wir uns auf die WIENER LINIEN in Wien wirklich verlassen können. Danke sehr! (Beifall bei der SPÖ.)
Die Daseinsvorsorge bildet eine sehr wichtige Säule im europäischen Gesellschaftsmodell, in der europäischen Sozial-, Wirtschafts- und Territorialpolitik. Dazu gehören vor allem Dienstleistungen, die der Befriedigung der sozialen Bedürfnisse in allen Bereichen dienen, die zur Lebensqualität und zur nachhaltigen Entwicklung beitragen, insbesondere im Bereich Transport, Umwelt, Kommunikation, Information, Energie, Wasser, Ver- und Entsorgung, Gesundheit, Kultur, Bildung, Ernährungssicherheit und Wohnungswesen. Diese Dienstleistungen sind für das Gemeinwohl von derartiger Wichtigkeit, dass Wettbewerb ganz eindeutig ein nachrangiges Kriterium darstellt. Vielmehr müssen sie ganz anderen Anforderungen genügen, wie einerseits einem gleichberechtigten Zugang, das heißt Verbot der Diskriminierung auf Grund sozialer, persönlicher oder geografischer Zuordnungen. Zweitens einer verlässlichen Qualität und Kontinuität der Dienstleistung. Und zum dritten der Universalität. Das heißt, sie müssen auch dann klar sein und einsetzbar sein, wenn es Probleme mit der Rentabilität gäbe. 

Bestehende Dienstleistungen der Daseinsvorsorge sind durch ungesteuerte Entwicklung einer neoliberalen Politik durchaus gefährdet und eine daraus abgeleitete Liberalisierung, die nur noch zum Selbstzweck wird und weder reguliert noch kontrolliert oder in ihren Folgen beurteilt wird, kann dazu führen, dass diese Dienste durch neue Monopole und/oder Oligopole ersetzt werden. Privatisierung kann darüber hinaus auch dazu führen, dass die politische Kontrolle unmöglich wird. Und eine Schwächung der politischen Verantwortung der staatlichen Behörden für die im Dienste der Bürgerinnen und Bürger geschaffenen Leistungen der Daseinsvorsorge, ist für uns inakzeptabel. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Verantwortung für die Daseinsvorsorge muss weiterhin ganz klar einer demokratischen und politischen Ebene zugeordnet bleiben. 

Die Politik der derzeitigen Bundesregierung, es kommt immer wieder , weil es einfach kommen muss. Weil es uns einfach alle betrifft. Die sich unter anderem im Bericht der Aufgabenreformkommission niederschlägt, und die in weiten Bereichen der "Daseinsvorsorge" - wie zum Beispiel Wasser, Abfall und Nahverkehr, was ja zur zwangsweisen Privatisierung empfohlen wird - ohne jeglichen Nachweis unterstellt, dass kommunale Dienstleistungen entsprechende quantitative oder qualitative Nachteile aufweisen und noch dazu zu teuer seien. Diese Politik ist ausschließlich von einer neoliberalen Perspektive geprägt. Die bitter gesammelten internationalen Erfahrungen zeigen durchaus auch, dass es eine ganze Menge negativer Erfahrungen im Bereich der "Daseinsvorsorge" gibt, die dem ansatzweise nicht Rechnung tragen. 

Gerade die Liberalisierung im öffentlichen Verkehr führt regelmäßig zu massiven Verschlechterungen in der Qualität der Leistungen, aber auch ganz besonders bei den Lohn- und bei den Arbeitsbedingungen des Personals. Darunter leidet auch die Verkehrssicherheit. Ich denke mir, Beispiele wie in Großbritannien oder in Schweden sind uns allen bekannt und brauchen hier nicht explizit aufgeführt zu werden. 

Auf Ebene der Europäischen Union wurden jetzt schon sehr weite Teile der "Daseinsvorsorge" als wirtschaftliche Tätigkeit qualifiziert und vom Wettbewerbsrecht des EG-Vertrags erfasst. Insbesondere durch eine bisweilen wirklich exzessive Auslegung und Anwendung des Beihilfenverbots wurden langfristige Entscheidungen der öffentlichen Hand zur Sicherstellung der Dienstleistungen der "Daseinsvorsorge" unterwandert. Ferner gibt es auch nach wie vor heftige Bestrebungen, weitere Bereiche der "Daseinsvorsorge" einer dringenden Liberalisierung zu unterwerfen. So wurde zum Beispiel im Wirtschaftsausschuss des EU-Parlaments ein Berichtsentwurf beschlossen, der nicht nur die Wasserversorgung und den Nahverkehr völlig liberalisieren will, sondern der sogar öffentliche Betriebe aus dem Bereich der "Daseinsvorsorge" explizit und generell ausschließen will. Grundsätze der marktbezogenen Liberalisierung stehen eindeutig im Vordergrund, während Qualifikationskriterien eher nur deklaratorischen Charakter haben.

Dass dieser Verordnungsvorschlag in den EU-Mitgliedsstaaten kontroversiell diskutiert wurde und letztlich auf Ablehnung gestoßen ist, dokumentiert nicht zuletzt auch der Diskussionsverlauf im EU-Parlament. Dem ursprünglichen Berichtsentwurf - wir haben es ja heute schon gehört - sind sage und schreibe 486 Abänderungsanträge zugegangen. Mit der Ablehnung dieses Verordnungsentwurfs betonen die Abgeordneten das Subsidiaritätsprinzip und eine große Mehrheit der ParlamentarierInnen ist der Ansicht, dass die Zuständigkeit für den Nahverkehr bei den lokalen Behörden auf kommunaler Ebene verbleiben soll. Das Recht der zuständigen Behörden, Nahverkehr ohne Ausschreibung vorzunehmen, sollte unter den neuen Vorschriften auch weiterhin bestehen. 

Die Auseinandersetzung um die "Daseinsvorsorge" als Kernaufgabe der öffentlichen Hand, insbesondere der Kommunen, muss aus österreichischer und aus Wiener Sicht einfach weitergeführt werden und ist für uns existenziell notwendig und wichtig. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Bedeutung der öffentlichen Wirtschaft vor allem im Bereich der "Daseinsvorsorge" ist seit Beginn der Neunzigerjahre ein Thema der Europäischen Gemeinschaft. So wurde insbesondere vom Europäischen Parlament hervorgehoben, dass sich die Gemeinschaft nicht nur auf die Einrichtung eines Wettbewerbssystems konzentrieren soll, sondern dass die wirtschaftliche und die soziale Kohärenz und der Verbraucherschutz beachtet werden müssen. 

Im Jahre 1996 veröffentlichte die Kommission eine Mitteilung mit dem Titel "Leistungen der Daseinsvorsorge in Europa", wobei betont wird, dass Solidarität und Gleichbehandlung in einer offenen und dynamischen Marktwirtschaft grundlegende Ziele der Europäischen Gemeinschaft seien, dabei jedoch auch den Leistungen der "Daseinsvorsorge" eine wichtige, bedeutende Rolle zukommt. Die Diskussion hat dann schließlich 1997 in der Aufnahme des Artikels 16 bei den EG-Verträgen von Amsterdam gemündet, mit dem konstatiert wird, dass es Bereiche der nicht hoheitlichen Leistungserstellung jenseits der marktwirtschaftlichen Steuerungssysteme gibt, und dass diese Dienste für den sozialen und territorialen Zusammenhang von großer Bedeutung sind. Die Mitgliedsstaaten haben dafür Sorge zu tragen, dass die Grundsätze und Bedingungen für das Funktionieren dieser Dienste so gestaltet werden, dass sie auch wirklich ihrer Aufgabe nachkommen können.

Ebenfalls seit Beginn der Neunziger wurden seitens der Europäischen Union bedeutende Liberalisierungsschritte in Infrastrukturbereichen gesetzt. In den Mitgliedsstaaten sind diese sehr unterschiedlich umgesetzt worden und haben auch ebenso unterschiedliche Ergebnisse gezeitigt. 

Nun wäre es meiner Meinung nach einmal an der Zeit, nach dieser Einleitung der strukturellen Veränderungsprozesse eine Phase der empirischen Evaluierung in den bereits liberalisierten Wirtschaftsbereichen durchzuführen, statt weiterhin Sektor für Sektor für Sektor einer Liberalisierung zu unterwerfen. Denn eine umgehende und umfassende Herangehensweise bei der "Daseinsvorsorge" ist notwendig, damit Leistungserbringer ihren spezifischen Aufgaben entsprechend nachkommen können, auch, wie schon erwähnt, für den sozialen und territorialen Zusammenhang, der von großer Bedeutung ist.

Nicht erfolgreiche Privatisierungen zum Beispiel im Telekommunikationsbereich in Österreich - wir haben es erlebt - und auch der Druck auf Aktienkurse von anderen europäischen Telekom-Betreibern, der darauf lastet, spiegeln eine gewisse Unsicherheit auch für die Zukunft dieses Bereichs wider. Ich denke mir, da überschneiden sich zwei Dinge: Einerseits die viel zu hoch gegriffenen Erwartungen in die Wirtschaftssektoren der New economy und andererseits eine generelle Tendenz, durch übertriebenen Liberalisierungseifer öffentliche Leistungen und die Universaldienstleiter politisch und wirtschaftlich in der Öffentlichkeit abzuwerten.

Aus der Sicht der ArbeitnehmerInnen sind die Entwicklungen im Bereich der "Daseinsvorsorge" aus zwei Gründen doch höchst problematisch: 

Einerseits sind diese Leistungen von grundlegender Bedeutung für die Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger und die Erfahrungen zeigen, dass Privatisierung und Liberalisierung nicht immer zu den auch von der Europäischen Kommission erwarteten Effekten bezüglich Versorgungssicherheit, Zugang, Qualität, Kosten-Preis-Relation und für die Entwicklung eines sinnvollen Wettbewerbs geführt haben.

Andererseits hat sich aber auch gezeigt, dass die Bedingungen für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in diesem Sektor durch Privatisierung und Liberalisierung verschlechtert wurden. Beides werden wir in Wien nicht hinnehmen. Für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten spielen die Dienste der "Daseinsvorsorge" eine höchst bedeutsame Rolle für die Sicherung der Lebensqualität, für die Bekämpfung der Armut und sozialen Ausgrenzung, für die wirtschaftliche Entwicklung, die Beschäftigung, die Arbeitsqualität und den gesellschaftlichen und räumlichen Zusammenhalt in unserer Region. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Zu einer zweiten Wortmeldung hat sich Herr Abg Dipl Ing Margulies gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. Die Restredezeit sind 5 Minuten.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte am Schluss von Kollegin Bayr anschließen, wie wichtig es ist, dass es die kommunale "Daseinsvorsorge" gibt und wie wichtig die Beschäftigten der kommunalen "Daseinsvorsorge" sind. Was allerdings die Stadt Wien in letzter Zeit vermissen lässt, ist, gerade in diesem Bereich die Innovation für die Beschäftigten voranzutreiben, nämlich auch als Innovation für die Privatwirtschaft. In Wien arbeiten rund - erweitert gesehen - 70 000 Personen im Rahmen des Magistrats inklusive KAV, et cetera. 

Warum wird hier nicht versucht, ArbeitnehmerInnenpolitik in dem Sinne zu machen, dass man Vorreiter bei Arbeitszeitverkürzung wird? Warum wird nicht versucht, dass man in diesem Bereich Vorreiter bei Lohnabschlüssen wird? 

Wir werden diesen Punkt beim nächsten Tagesordnungspunkt noch ausführlich besprechen, aber vielleicht ein Satz vorweg, weil Kollege Hundstorfer mich gerade anschaut: In einer Presseaussendung vor ungefähr zwei Wochen haben Sie auf den Kollegen Görg, der selbst 2 Prozent Lohnerhöhung für zu viel erachtet hat, noch geschrieben: "Wien kann stolz darauf sein, 2 Prozent herausverhandelt zu haben, weil die Inflationsrate bei 1,9 Prozent liegt."

Herr Kollege Hundstofer, ich habe es Ihnen schon vorhin gesagt, dass sie darüber liegt und jetzt ist amtlich festgestellt: 2,7 Prozent Inflation im letzten Jahr. Und die Stadt Wien ist nicht einmal bereit, einen Inflationsausgleich den Bediensteten der Stadt Wien zu bezahlen! Das ist wirklich traurig und ich denke mir, wenn man sich am Vormittag hinstellt und sagt, man steht zu den kommunalen Betrieben und man lobt die Beschäftigten, dann sollte man sich dazu bekennen und sagen: Wir wollen, wenn es schon budgetär nicht machbar ist, dann a) zumindest einen Sockelbetrag oder b) zumindest bis zum Medianeinkommen eine endgültige Abgeltung der Inflation und erst darüber, bei den Spitzengehältern, denken wir nach, ob es im Sinne gemeinsamer Sparmaßnahmen möglich wäre, auch unterhalb der Inflationsrate abzuschließen. 

Herr Kollege Hundstorfer, das hätte ich mir von der Gemeinde Wien erwartet und nicht Abschlüsse unterhalb der Inflationsrate! - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Abg Hundstorfer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Abg Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es erfüllt mich irgendwie mit Humor, dass Kollege Margulies auf einmal die Gewerkschaft entdeckt. Es erfüllt mich ... (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Ich bin schon seit 20 Jahren Gewerkschaftsmitglied!) Ja, Entschuldigung, zwischen Gewerkschaftsmitglied seit ... (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Mein Vater auch!) Lieber Freund Margulies, dein Vater war wirklich sehr eng verbunden mit der Gewerkschaft. Das sei dir positiv zugestanden. Aber der Rest ist Schweigen. 

Ich darf dich bitte ein bisschen informieren, wie Lohnpolitik bei Gewerkschaften wirklich läuft. Und ich darf dich informieren ... (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Ja, als Arbeitgebervertreter!) Nein, als Arbeitnehmervertreter, lieber Freund, denn es wäre zum Beispiel hoch interessant gewesen, wenn im Jahr 2000 deine grüne Fraktion hier aufgestanden wäre und ein klares Bekenntnis zu einer höheren Lohnerhöhung, als die wir verhandeln haben können, gefordert hätte. Das wäre etwas gewesen, wo du Arbeitnehmerinteressen vertreten hättest und dann wüsstest du auch, dass Gewerkschaften Lohnverhandlungen immer pro futurum führen. Wir stehen dazu ... (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Du weißt genau, dass ich zu dieser Zeit nicht im Gemeinderat war! Zu dieser Zeit war ich noch nicht im Gemeinderat!) Ja, aber deine Fraktion war im Gemeinderat. Wir stehen dazu und wir stehen dazu, dass wir Lohnverhandlungen pro futurum führen.

Ich habe zum Beispiel von den GRÜNEN 1996, 1997 nichts gehört, als hier im Haus leidvoll, schwierig und sehr kompliziert Einmalzahlungen verhandelt wurden. Da habe ich überhaupt nichts gehört. Jetzt aber ein paar Wochen vor einer Personalvertretungswahl eine billige Show abzuziehen, wo sich alle drei Oppositionsparteien auf einmal ergötzen, direkt in Forderungen ergötzen, wo auf einmal die Sozialpartnerschaft gar kein Thema mehr ist, weil auf einmal hier Lohn verhandelt wird, das finde ich sehr, sehr billige Polemik! Das wollte ich nur dazusagen. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Wer hat denn mit dem Sozialabbau begonnen? Wer hat denn begonnen damit? - Aufregung bei den GRÜNEN. - Beifall bei der SPÖ.)
So, und wir werden das beim nächsten Tagesordnungspunkt ja erleben, weil auf einmal alle Parteien meinen, die Sozialpartnerschaft ist nicht mehr existent, wir machen das jetzt alles direkt im Haus. 

Ich kann nur eines sagen: Wir stehen zur Sozialpartnerschaft. Wir stehen zur Sozialpartnerschaft, so wie wir sie leben, Lohnpolitik pro futurum und pro futurum haben wir eine Inflationsrate von 1,9 Prozentpunkten prognostiziert. Demzufolge ist das, was wir beim nächsten Tagesordnungspunkt abschließen, so glaube ich, ein nicht ganz schlechter Abschluss und in Wahrheit ein sehr guter Abschluss, weil wir einer der ganz, ganz wenigen öffentlichen Dienstgeber sind, die sich wirklich verbal und in Taten zu ihren Bediensteten bekennen, und das gehört auch bei der "Daseinsvorsorge" dazu. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Römer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die vorliegenden Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Der erste Antrag wurde vom ÖVP-Klub gestellt und betrifft den KWK-Zuschlag. Hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die diesem Beschlussantrag ihre Zustimmung geben wollen um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist die Minderheit. Der Antrag ist somit abgelehnt.

Der zweite Beschlussantrag wird von der Fraktion der GRÜNEN gestellt. Er ist vorgelesen worden. Hier wird in formeller Hinsicht ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist ebenfalls die Minderheit und daher ist auch dieser Antrag nicht angenommen.

Die Postnummer 1(00287/2002-MDALTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994 (12. Novelle zur Dienstordnung 1994), die Besoldungsordnung 1994 (17. Novelle zur Besoldungsordnung 1994), die Vertragsbedienstetenordnung 1995 (13. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1995), das Wiener Gleichbehandlungsgesetz (5. Novelle zum Wiener Gleichbehandlungsgesetz) und das Ruhe- und Versorgungsgenusszulagegesetz 1995 (7. Novelle zum Ruhe- und Versorgungsgenusszulagegesetz 1995) geändert werden. 

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Brauner. Ich bitte Sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte Sie, den vorliegenden Akt mit dem so langen wie wichtigen Vorhaben zu diskutieren und zu beschließen.

Präsident Johann Römer: Danke sehr. - Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet und zum Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ganz ein wichtiger Teil dieser vorgelegten Dienstordnung bezieht sich auf die künftige Regelung, was die Ärzte in den Gemeindespitälern verdienen sollen. Wir sind, und das sei jetzt unabhängig von allen Gehaltsverhandlungen und von allen Wahlen, die anstehen, gesagt, sehr, sehr dafür, dass es ein leistungsbezogenes, ein angemessenes und ein ordentliches Gehalt für die Wiener Ärzte und Ärztinnen in den Gemeindespitälern gibt. Daher sind wir froh, dass es ein neues Gehaltsschema gibt, in dem Ungerechtigkeiten beseitigt werden. 

Es gibt nach wie vor in der Bevölkerung von Primarärzten die Vorstellung, dass sie ein dickes Auto fahren, in einem großen Haus wohnen und Spitzenverdienste beziehen. Solche Primarärzte gibt es auch. Aber es gibt nicht nur diese. Es gibt im Gemeindebereich Primarärzte, die sehr, sehr wenig verdienen, magere 25 000 S netto. (Zustimmendes Nicken des Abg Mag Wolfgang Gerstl.) Der Kollege Gerstl nickt. Das sind Verhältnisse, die sicher in keiner Hinsicht weiter prolongiert werden sollen. Insofern ist es gut, wenn die Ärzte hier künftig eine vernünftige Einkommenssituation haben, denn es gibt Fächer, und dazu gehören die Psychiatrie, die Pädiatrie, die Geriatrie, wo man eben nicht Sonderhonorare lukrieren kann und durch Privatpatienten nicht gut dazuverdienen kann. 

Warum wir trotz dieses unbestreitbaren Vorteils des neuen Gehaltsschemas mit dem vorliegenden Entwurf nicht zufrieden sind, bezieht sich auf eine Regelung, die auch der casus belli in der Auseinandersetzung war, denn diese neue Vereinbarung zur Dienstordnung schlägt auch eine Neuregelung der so genannten Konkurrenzklausel vor. Diese Konkurrenzklausel war in der Tat der casus belli in den Verhandlungen, also die Frage, um die sehr, sehr lange zwischen Ärzteschaft, Gewerkschaft und Gemeinde gestritten wurde. In dieser Regelung ist nämlich im Artikel 1 Abs. 4 vorgesehen, dass die Ärzte und Ärztinnen der Gemeindespitäler keine Nebenbeschäftigung ausüben sollen. Das ist an sich vernünftig, denn wir gehen davon aus, dass ein Arzt, eine Ärztin in einem Spital - die Frau Stadträtin wird mir das sicher bestätigen (Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann geht zu ihrem Platz.), sie kommt gerade, es ist ihr Tagesordnungspunkt, weil hier auch die Ärzte, wie gesagt, in erster Linie betroffen sind - keine Nebenbeschäftigung ausüben soll. Sie sind ja ausgelastet und künftig hoffentlich für ihre Tätigkeit auch gut bezahlt. 

Diese Regelung hat allerdings ihre Ausnahmen. Manche Ausnahmen halten wir auch für sinnvoll, denn es soll zur Abwehr von drohender Gefahr gegen Leib und Leben schon die Möglichkeit geben, dass Ärzte und Ärztinnen außerhalb in anderen Häusern, die nicht zum Krankenanstaltenverbund gehören, Hilfestellung leisten können und Menschen vor Gesundheitsschäden bewahren. Das ist in Bezug auf die Nebentätigkeit eine Regelung, die in jeder Hinsicht eine Ausnahme verdient. 

Wir sind auch der Meinung, dass es Sinn macht, dass in manchen Bereichen, was die Pflegeheime und Genesungsheime betrifft, die nicht wirklich eine Konkurrenz zur Unternehmung Krankenanstaltenverbund darstellen, Ausnahmen sein können. 

Die wirklich wichtige Frage, um die gestritten wurde, war allerdings Abs. 2. Am 11. Dezember 2001 wurde da ein Vorschlag erstellt, wo eine sehr, sehr harte Regelung vorgesehen war, und zwar, dass die Nebenbeschäftigungen in anderen Häusern außerhalb des Krankenanstaltenverbunds eine wirtschaftliche Konkurrenz darstellen würden, daher seitens des Krankenanstaltenverbunds genehmigungspflichtig wären und der Krankenanstaltenverbund eine entsprechende Bestätigung, dass diese Nebenbeschäftigung gewünscht und ermöglicht wird, ausstellen muss.

Dieser Vorschlag einer Regelung hat seitens der Wiener Ärztekammer eine Antwort erfahren. Sie hat nämlich am 11.1. geantwortet und der Gemeinde Wien mitgeteilt, dass sie leider, leider mit dieser Regelung, die eine wirtschaftliche Konkurrenz ausschalten würde, nicht einverstanden ist und hat sich ablehnend geäußert. Dass die Ärztekammer die Interessen ihres Standes vertritt, ist einzusehen, ist verständlich, das ist ihre Aufgabe. 

Eine völlig andere Frage ist, ob die Gemeinde Wien dem so schlankweg zustimmen muss, was sich die Ärzte in diesem Punkt wünschen. Die Ärztekammer hat nämlich in ihrem Schreiben der Einfachheit halber gleich einen Textvorschlag mitgeliefert. Diesen Paragraphen, wo die Nebenbeschäftigung genehmigungspflichtig und von wirtschaftlichen Gründen abhängig zu machen wäre, wollte sie nicht, und stattdessen hat sie einen anderen vorgeschlagen, und hier ist auf den Patientenwunsch abgewogen, der unterstellt, vermutet oder emphatisch herangezogen wird. In dem Textvorschlag der Ärztekammer heißt es: "Ein Patient oder dessen Vertreter erklären nach Information über das Leistungsangebot des Unternehmens Krankenanstaltenverbund ausdrücklich und nachweislich, dass eine Behandlung in einer Krankenanstalt des Unternehmens Krankenanstaltenverbund abgelehnt wird." - Das muss man einmal sitzen lassen. Stellen Sie sich vor, Sie sind Patient oder Patientin, gehen zu einem Arzt und wollen zweierlei: Sie wollen möglicherweise eine Operation vornehmen lassen und Sie wollen das von einem Arzt Ihrer Wahl und möglichst in einem Haus, in dem Sie gut untergebracht sind, in einem vernünftigen Zimmer zu ordentlichen sanitären Bedingungen. Sie gehen also zu Ihrem Arzt und er macht Ihnen sehr seltsame Vorschläge. Ich stelle es mir jetzt nämlich praktisch vor. Er hält Ihnen zuerst einen langen Vortrag über die Schönheiten des Unternehmens Krankenanstaltenverbund. Dazu ist er nämlich verpflichtet, und zwar nicht nur in Bezug auf das Spital, in dem er selber beschäftigt ist, sondern in seiner Breite. Das ist durch diese Regelung sein Auftrag. Oder er entledigt sich dieser Pflicht, indem er einfach eine Broschüre austeilt und sagt: "Schauen Sie sich an. Das sind die Leistungen des Krankenanstaltenverbunds. Erklären Sie sich für nachweislich informiert." - Ich weiß nicht, ob sich nicht der Patient oder die Patientin schon zu diesem Zeitpunkt wundert, was das hier soll. Ich nehme es einmal an.

Dann kommt der zweite Teil dieser seltsamen Interaktion zwischen Arzt und Patient/Patientin. Dann wird wahrscheinlich ein vorbereitetes Formular hervorgezogen, auf dem der Patient/die Patientin etwas unterschreiben muss, etwas Kleingedrucktes, was er oder sie sich gar nicht so vorgestellt hat, nämlich die Ablehnung der Behandlung in einem Haus des Krankenanstaltenverbunds. Na, das ist aber eine ernste Aussage. Wenn ich heute Patientin wäre und vor dieser Frage stehen würde, dann würde ich mir jetzt als Erstes überlegen: Unterschreibe ich da, dass ich nie wieder in einem Haus der Gemeinde Wien behandelt werden will oder unterschreibe ich es für den speziellen Fall? - Gut. Was geschieht aber dann, wenn ich es nur für den speziellen Fall unterschreibe und mir meine Hammerzehe in einem Privatspital operieren lasse und während der Operation passiert irgendetwas Unvorhergesehenes? Was wäre bei einem Narkosezwischenfall, der in einem Privatspital nicht beherrschbar wäre, wo die unbestritten hervorragenden Leistungen, Frau StRin Pittermann, des Unternehmens Krankenanstaltenverbund notwendig wären? Werde ich da kurz aus meinem desaströsen Tiefschlaf aufgeweckt und gefragt, ob ich jetzt meine Unterschrift zurückziehe, weil ich ja doch vorher unterschrieben habe, dass ich es ablehne, im Wiener Krankenanstaltenverbund behandelt zu werden? - Dumm gelaufen! 

Warum eigentlich soll dem Patienten/der Patientin zugemutet werden, sich in eine Regelung zwischen Gemeinde Wien und ihre Ärzte mit einem jetzt sage ich einmal vorgeschobenen Patientenwunsch zu schalten, denn - und das ist mir jetzt in dem Zusammenhang wichtig - es ist zu berücksichtigen, dass die Wünsche von Patienten und Patientinnen berücksichtigt werden. Aber ich habe mit Primarärzten aus dem Krankenanstaltenverbund gesprochen und habe sie gefragt, ob sie diese Regelung so superklug finden. Einer davon hat mir sehr, sehr deutlich Folgendes gesagt: Aus seiner Erfahrung ist das Wichtigste für die Patienten und Patientinnen, dass sie einen Arzt ihres Vertrauens wählen können, das Spital gut ist und alle medizinischen Stückeln spielt, die sie brauchen, und dass sie auch, wenn sie Sonderklasse-Patienten und -Patientinnen sind, die dazu vorgesehenen Hotelqualitäten zur Verfügung gestellt kriegen.  

Nun frage ich Sie, geschätzte Kollegen von der Sozialdemokratie, Frau StRin Pittermann, Frau StRin Brauner: Wie können Sie eine Regelung vorschlagen, die so gegen das Interesse des Wirtschaftsbudgets der Gemeinde Wien, gegen das Interesse des Personals der Gemeinde Wien und oft auch gegen das Interesse der Patienten und Patientinnen gerichtet ist? - Jener Primararzt, mit dem ich gesprochen habe, hat mir sehr eindrucksvoll geschildert, dass es auch den Primarärzten, den Oberärzten, der Ärzteschaft insgesamt in sehr, sehr vielen Fällen lieber wäre, sie könnten diese Sonderleistungen in ihrem eigenen Haus erbringen, im Haus der Gemeinde Wien. Das würde auch schlicht und einfach bedeuten, dass das Geld der Gemeinde in der Gemeinde bleibt, dass es nicht eine Tendenz gibt, wo die Gewinne privatisiert und die Kosten sozialisiert werden. (StRin Karin Landauer: Sie sollten die Unterlagen genau lesen!) Nein, Frau StRin Landauer, was in der Unterlage ... (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wer hindert sie denn?) Es hindert sie niemand, aber wenn die wirtschaftliche Situation so ist, Frau Stadträtin, dass es für einzelne Primarärzte immer noch lukrativer ist, nach draußen zu gehen und zu sagen, 100 Prozent Gewinn draußen, Abgabe innen, dann ist es logisch, nach draußen zu gehen. Für einen Patienten ist es ganz, ganz einfach zu sagen: Gut, dann unterschreibe ich halt diesen Zettel und ich nehme meinen Arzt und gehe in das Privatspital und lasse mich halt dort behandeln. 

Sinn würde es doch machen, eine Regelung zu finden, in der es für Ärzte und Ärztinnen ein Anreizsystem gibt, die Sonderklasse-Patienten im Haus zu behandeln. Wenn dann jemand kommt und sagt, die Häuser der Gemeinde Wien sind nicht entsprechend ausgestattet, dort gibt es halt nicht die Hotelqualität, die notwendig ist, um die Patienten da zu behalten, dann sollten wir uns doch darüber Gedanken machen, wie wir das Geld im Wirtschaftsunternehmen Krankenanstaltenverbund halten können, um diese Hotelqualität auch beisteuern zu können. So aber ... (Abg Marianne Klicka: Das ist doch nicht entscheidend!) Nein, es ist nicht entscheidend, aber die Sonderklasse, Frau Kollegin, besteht darin, dass man Hotelqualität zur Verfügung gestellt bekommt und nicht eine bessere medizinische Versorgung. Und das sollte immer noch das Prinzip bleiben und ich fürchte, damit ist es sehr, sehr stark unterwandert. 

Die Ärztekammer hat, wie gesagt, diesen Vorschlag gemacht. Ich komme wieder zu dem Brief vom 11.1. dieses Jahres zurück, wo die Ärztekammer der Gemeinde Wien gesagt hat: Es tut uns Leid, aber Ihren Vorschlag, die Möglichkeit der Nebenbeschäftigung von Ärzten und Ärztinnen von der wirtschaftlichen Frage und von einer Genehmigung abhängig zu machen, akzeptieren wir nicht. Machen wir stattdessen eine Regelung, wo der Patientenwunsch im Vordergrund steht und wo, wie gesagt, mit der Unterschrift unter diesem Formular bestätigt wird, dass man eine Behandlung im Unternehmen Krankenanstaltenverbund nicht wünscht. Gut, hat die Gemeinde Wien gesagt, das machen wir dann so. Auf diese Weise finden wir jetzt diesen Vorschlag in der Dienstordnung fast wortident mit dem Vorschlag der Ärztekammer. Das nun kann doch nicht Politik des Hauses sein!

Ein letzter Punkt noch zu den Fragen, die sich rund um diese Klausel ergeben. Eine Folge dieses Dokuments ist, dass die Ärzte diese unterschriebenen Formulare an ihren Dienstgeber weiterleiten müssen. Das heißt, es liegt auf, dass die Patienten diesen Wunsch geäußert haben, dass sie außerhalb des Krankenanstaltenverbunds behandelt werden wollen. Es ist die Frage, ob damit nicht datenschutzrechtliche Bestimmungen verletzt werden. Ich möchte auch nicht, dass Informationen über meine persönlichen Operationen oder meine persönlichen Behandlungswünsche irgendwo im Krankenanstaltenverbund deponiert werden.

Dazu kommt noch, dass sich die Ärzte und Ärztinnen eine äußerst lange Übergangsfrist, bis diese Regelung überhaupt in Kraft tritt, ausgehandelt haben. Sie ist bis 2007 anberaumt. Also, das hat noch einen sehr langen Vorlauf, bis überhaupt irgendetwas davon wirksam wird.

Was uns an dieser Dienstordnung auch nicht besonders gefällt, ist, dass es parallel dazu immer noch keine unterschriebene Regelung der Dienstzeit gibt, denn wir denken, wenn man ein neues Gehaltsschema, das auch in der Tat begrüßenswert ist, vorlegt, dann müsste gleichzeitig auch eine Aussage gemacht werden, wie die Dienstzeit künftighin zu regeln ist. Das sollte man als guter Verhandler aneinander binden, denn sonst hat man sozusagen das Zuckerbrot hergegeben und die Peitsche noch nicht. Eigentlich müsste das ein Package-Stil sein, eine gleichzeitige Verhandlung beider Punkte.

Zur Finanzierung dieses ganzen Budgets: Dieses sieht vor, dass von den Ärzten zwei Drittel selbst getragen werden, indem sie Einsparungen bei den Nachtdiensten und bei den Überstunden beisteuern. Dazu stellen sich natürlich auch Fragen.

Kann man im Umkehrschluss daraus folgern, dass bis jetzt viel zu viele Ärzte einander auf die Zehen getreten sind, dass viel zu viele Überstunden unberechtigt konsumiert worden sind? - Wenn das der Fall wäre, dann müsste man auf eine äußerst fragwürdige Praxis in der Vergangenheit zurückblicken oder - und ich zitiere jetzt wieder einen relativ unverdächtigen Kritiker dieser Regelung, die Wiener Wirtschaftskammer, eine nicht gerade nachgeordnete grüne Organisation, die zur Novelle dieser Dienstordnung Stellung genommen hat. Da steht drinnen und ich zitiere es:

"Zur Anhebung der Bezüge der Beamten und Vertragsbediensteten gemäß dem Gehaltsabkommen ist festzustellen, dass die Abdeckung der jährlichen Mehrkosten für Ärzte des Krankenanstaltenverbunds in der Höhe von 250 Millionen S in der ersten Etappe sowie weiteren 110 Millionen S in der zweiten Etappe mehr als fraglich erscheint. Rationalisierungsmaßnahmen" - ich kürze das jetzt - "lassen sich nicht immer plangemäß durchführen und bringen Qualitätseinbußen mit sich. Es ist daher zu befürchten, dass die vereinbarten Gehaltserhöhungen wesentlich das Budget der Gemeinde Wien belasten werden. Dies sollte aus Sicht der Wiener Wirtschaft jedenfalls verhindert werden." 

Was wir daran kritisieren, ist tatsächlich die Gefahr einer Rationierung und einer Qualitätseinbuße. Es soll nicht so sein, dass letztlich möglicherweise die Patienten und die Patientinnen Einsparungsmaßnahmen bezahlen, die vielleicht schlecht überlegt sind. Die Gehaltsforderungen und die Gehaltsabschlüsse der Ärzte sollen nicht auf Kosten der Qualität, die für die Patienten und Patientinnen bereit gestellt wird, geleistet werden.

Wir schlagen gegen diese Regelung, die hier vorgelegt wird, vor, dass es eine strikte Handhabung der Nebenbeschäftigung für Ärzte und Ärztinnen der Gemeinde Wien geben sollte. Es sollte eben keinen Persilschein geben, der den Abfluss von Sonderklassehonoraren nach außen weiter erleichtert, sondern es soll ein positives Anreizsystem geben, diese Sonderklassepatienten in den Häusern der Gemeinde Wien zum Nutzen des Personals, zum Nutzen der Wirtschaftlichkeit des Unternehmens Krankenanstaltenverbund und zum Nutzen der Patienten zu behandeln .

Last but not least, muss man dazusagen: Dieses neue Gehaltsschema der Ärzte und Ärztinnen soll nicht auf Kosten der anderen Bediensteten gehen. Es ist wichtig zu sagen, dass die anderen Berufsgruppen in den Spitälern, das medizinische und das pflegerische Personal, lange Zeit sehr, sehr bescheiden in ihren Forderungen waren und lange Zeit auch sehr mager abgefertigt wurden. Es kann nicht so sein, dass man nur einer Berufsgruppe ein gerechtes Einkommen ermöglicht und die anderen mit niedrigen Abschlüssen abspeist. 

Was unserer Meinung nach auch noch dringend abzustimmen wäre, das ist die neue verlängerte Dienstzeitregelung der Ärzte, die noch nicht beschlussfähig, aber in Erarbeitung ist. Sie sollte auch mit diesen anderen Berufsgruppen akkordiert werden und erfordert eine Betriebsreorganisation in den Häusern, damit mit den verschiedenen Personalgruppen, die arbeitsmäßig zusammenarbeiten müssen, wo die Abläufe ineinander greifen müssen, auch entsprechende Regelungen getroffen werden, die die anderen Berufsgruppen nicht über Gebühr belasten. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN und des Abg Mag Wolfgang Gerstl.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Dr Tschirf zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zunächst darf ich zum Thema der Wiener Spitalsärzteregelung kommen. Diese Regelung ist sicherlich eine zeitgemäße und sie schließt einen von der Wiener ÖVP oft eingeforderten Diskussionsprozess von zehn Jahren ab. Hier sind tatsächlich wichtige und richtige Schritte gesetzt worden. Wir glauben auch, dass das ein Punkt ist, der weiterentwickelt werden sollte. Das heißt, auch Evaluierung ist notwendig. Das heißt, wir sollten schauen, dass hier gerade für die Ärzte faire Verhältnisse bei den Wiener Spitälern bestehen und entsprechend auch weiter ausgestaltet werden.

Ein Zweites, was dieses Gesetz beinhaltet, ist der Besoldungsabschluss. Dazu einige Bemerkungen grundsätzlicher Natur und hier ist speziell dazu auch einiges ausgeführt. 

Im Bereich des öffentlichen Dienstes gibt es seit dem Jahr 1945 eine Tradition, die sich gerade auch auf Seiten der Bediensteten im Sinne auch der Sozialpartnerschaft bewährt hat, nämlich einerseits gemeinsam von Seiten der Gebietskörperschaften und andererseits von Seiten der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes miteinander zu verhandeln und abzuschließen. Das hat sich bewährt und ist eigentlich erst vor kurzem durchbrochen worden. (Abg Christian Oxonitsch: Wer war denn das? Hinausgeschmissen sind sie worden! - Abg Rudolf Hundstorfer: Ja, wer? Wer war das? - Abg Godwin Schuster: Wer hat sie denn hinausgeschmissen? Wer bitte? Wer?) Um das klipp und klar zu sagen: Wir haben es als ÖVP Wien weder für richtig gefunden, dass die Frau Vizekanzlerin im Jahr 2000 die anderen Gewerkschaften nicht mehr eingeladen hat, noch haben wir es für richtig gefunden - und jetzt bitte Kollege Schuster zuzuhören - , dass man nicht, genauso wie andere Bundesländer, die nicht mehr dabei waren, trotzdem den gleichen Weg gewählt hat. (Aufregung bei den Abgen Godwin Schuster und Christian Oxonitsch.) 
Auf Bundesebene hat man hier ein sehr kluges Modell gewählt: Auf der einen Seite einen Abschluss für das Jahr 2001 und für das Jahr 2002 einen Abschluss in zwei Teilen, denn man wusste ja im Jahr 2000, als das in der zweiten Hälfte verhandelt wurde, noch nicht, wie die Inflationsrate tatsächlich aussehen wird. Daher sind von der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst mit der Bundesregierung 0,8 Prozent ausgemacht worden und am Ende des Jahres wird wegen der Inflationsrate abgerechnet. Und Sie können sicher sein, dass gerade wir ein Interesse daran haben, dass die Bundesbeamten auch ihren gerechten Anteil an der Inflationsrate bekommen. Da können Sie sicher sein. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Godwin Schuster: Ja, übernommen haben Sie! - Aufregung bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Dieser Weg, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist leider nicht gewählt worden. Das heißt, wir waren hier plötzlich in einer anderen Situation. Hier stellt sich etwas sowohl volkswirtschaftlich als auch sozialpolitisch dar. Ich weiß das, denn ich habe selber einige Jahre Gehaltsverhandlungen erlebt (Abg Godwin Schuster: Wir hätten etwas übernehmen sollen? Wir hätten das übernehmen sollen?) und ich weiß ... Herr Kollege Schuster, hören Sie mir zu, das tät' Ihnen auch nicht schlecht. (Abg Godwin Schuster: Sie gehen ja nicht ein auf die Argumente! - Abg Kurt Wagner: Wer hat aus dem Ausschuss hinausgeworfen?) Kollege Schuster, bitte hören Sie mir zu, was ich Ihnen sage. (Abg Godwin Schuster: Ja, wer hat denn aus dem Ausschuss hinausgeworfen?) Herr Kollege Schuster, ... Man kann da was lernen! Ich weiß, in jedem Alter sollte man noch die Fähigkeit haben, ein bisschen dazuzulernen. (Abg Godwin Schuster: Wer hat hinausgeworfen? Wer? Bitte wer?) 

Es gibt bei Gehaltsverhandlungen folgendes Moment ... (Abg Godwin Schuster: Wer hat es hinausgeworfen? Und hier verlangen Sie, dass es dabei ist! - Heiterkeit bei den Abgen Godwin Schuster und Kurt Wagner.) Kollege Schuster! Kollege Schuster, ich komme ja damit auf das, was Sie so nervös macht. Ich verstehe, dass es Sie nervös macht, weil es ein sozialpolitisch weiter gehendes Anliegen ist als das, was Sie vertreten. Kollege Schuster, es geht um Folgendes. (Abg Kurt Wagner: Nervös sind höchstens Sie gewesen mit Ihrem Herrn Kollegen Görg!) Schauen Sie, der Unterschied zwischen uns ist folgender: Ich vertrete meine Meinung hier und in der Partei in gleicher Weise. Bei Ihnen ist das halt anders. (Aufregung bei der SPÖ. - Beifall bei der ÖVP.) 

Wie gesagt, bei einer niedrigen Inflationsrate ist es üblich so abzuschließen, dass man einen einheitlichen Prozentsatz gibt. Wenn aber die Inflationsrate höher ist, muss man jenen mehr geben, die weniger haben, als denen, die mehr haben. Daher schlagen wir vor, und wir haben diesbezüglich einen Resolutionsantrag ... (Abg Christian Oxonitsch: Und zuerst tun Sie alles, dass die Inflationsrate explodiert!), dass wir 2,2 Prozent bis zu 2002 ... (Abg Godwin Schuster: Und was sagt der ÖAAB-Obmann?) Der ÖAAB-Obmann sagt, dass die, die weniger haben, bei diesem Abschluss mehr bekommen sollen. Das ist die Wahrheit, Kollege Schuster! (Beifall bei der ÖVP. - Große Aufregung bei der SPÖ.) 

Wir stellen uns vor, dass man noch einmal hier nachverhandelt, dass man sagt, dass jene, die bis zu 2 000 EURO verdienen, 2,2 Prozent bekommen, dass man das dann deckelt. (Abg Godwin Schuster: Ja, ja! Natürlich! Ja!) Genau jene Kollegen, die hier oben sitzen, sind von dem betroffen, und die würden weit besser bei einem sozialeren Abschluss davonkommen, als bei dem Abschluss, den Sie vorschlagen (Abg Godwin Schuster: Nicht wir! Nicht wir!), weil sich das auf Kategorien von Beamten bezieht, die in ganz anderen Bereichen liegen. Unser Anliegen ist es, hier (Abg Kurt Wagner: Mit Ihren sozialen Abschlüssen soll den Betrieben geholfen werden!) einen sozial gerechten Abschluss zu finden, dass die Krankenschwester gerade auch im Bereich des Rettungsdienstes, dass die Kindergärtnerin einfach mehr bekommt. Das ist das, was wir uns vorstellen. (Abg Kurt Wagner. Mit Ihren sozialen Abschlüssen soll nur den Betrieben geholfen werden!)
Diesbezüglich haben wir einen Beschluss- und Resolutionsantrag vorbereitet. Den bringe ich ein. Ich wünsche, dass entsprechend noch einmal nachverhandelt wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Kreißl zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. (Abg Godwin Schuster: Jeder ist seines Glückes Schmied! - Aufregung bei der SPÖ und bei der ÖVP.) 

Abg Michael Kreißl (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich glaub', so gut schauen die Schwarzen auch nicht aus. (Heiterkeit bei der FPÖ.)
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Gleich vorweg: Wir werden diesem Gesetz unsere Zustimmung erteilen, wenngleich ich nicht verhehlen möchte, mit einem gewissen Unbehagen und - wie wir schon in der Früh über die APA bei ATS angekündigt haben - mit einem Zusatzantrag, von dem ich wirklich hoffe, dass er angenommen werden wird. 

Ich möchte nur kurz auf den letzten Tagesordnungspunkt eingehen, wo Herr Kollege Hundstorfer sicherlich auch in Anbetracht der zahlreichen Korona eine Wahlkampfrede der Gewerkschaft gehalten hat. Bleiben wir am Boden, Herr Kollege Hundstorfer, und beschränken wir uns auf die Tatsachen. 

Was diese Gehälter betrifft, um die es da heute geht: Ich bin jahrelang Interessenvertreter im öffentlichen Dienst gewesen und sehe es daher natürlich mit einer gewissen Freude, dass den Bediensteten der Gemeinde Wien eine angemessene Gehaltserhöhung zukommen soll. Wobei ich der Meinung bin, dass es natürlich schwierig ist, besonders in wirtschaftlichen Zeiten wie diesen, zu definieren, was angemessen erscheint, besonders wenn wir uns jetzt anschauen, was im Bereich der Gemeinde Wien angekündigt wurde, wo teilweise radikale Preiserhöhungen bei öffentlichen Verkehrsmitteln, bei der Müllabfuhr, bei Bädern, bei Strom und Gas und dergleichen anstehen oder schon durchgeführt worden sind und dass das für den Einzelnen natürlich lebensnotwendige Belange sind ... (Abg Godwin Schuster: Sagen Sie ein Beispiel!) Passen Sie auf! (Abg Godwin Schuster: Sagen Sie eines, das durchgeführt wurde!) Da ist die Frage, wie viel angemessen und ausgewogen ist, das man jemandem an Gehaltserhöhung zukommen lässt. Ist es bei 2 Prozent angemessen und ausgewogen? (Abg Godwin Schuster: So sagen Sie mir doch ein Beispiel!) Ist es angemessen und ausgewogen, eine 2‑prozentige Gehaltserhöhung beispielsweise einem Amtsdiener, wobei ich das überhaupt nicht abwerten möchte, mit rund 260 oder 280 S zukommen zu lassen? Ist es angemessen und ausgewogen - und da frage ich auch hinauf die Galerie -, dass Spitzenbeamte dieses Hauses in diesen Zeiten 5 000 bis 6 000 S Gehaltserhöhung bekommen sollen? - Ich glaube, Gehälter bei der Gemeinde Wien um monatlich 5 000 bis 6 000 S zu erhöhen, ist sicher sozial nicht angemessen und ausgewogen. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich möchte jetzt gar keine Diskussion über die Spitzengehälter im Bereich der Gemeinde Wien aufkommen lassen. Wir wissen alle, dass die Spitzenbeamten der Gemeinde Wien teilweise das Dreifache oder zumindest das Zweifache eines Sektionschefs beim Bund verdienen. (Abg Kurt Wagner: Die Büroleiterin vom Haupt aber auch!) Und wir wissen... Also, das Dreifache hat sie sicher nicht bekommen. Rechnen Sie nach. Außerdem wurden bei der Büroleiterin von Herrn Minister Haupt auch die Konsequenzen gezogen. (Abg Kurt Wagner: Ja, aber im Nachhinein!) Das ist der Unterschied grundsätzlich zur Gemeinde Wien. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir wissen wie gesagt alle, aber vielleicht wissen das die Personalvertreter oben auf der Galerie nicht, dass ein Sektionschef im Bereich des Bundes zwischen 90 000 und 100 000 S, vielleicht 105 000 S erhält, Spitzenbeamte der Gemeinde Wien aber zwischen 200 000 und 300 000 S brutto erhalten. Allerdings nicht jährlich, wie das vielen Beamten bei der Gemeinde Wien zusteht, sondern monatlich. 

Ich möchte allerdings über das jetzt gar nicht diskutieren. Ich möchte nur eines zu bedenken geben, sehr geehrte Damen und Herren: Wenn wir aus dieser Bundesregelung schon ausscheren und ich habe ja, wie schon zuerst gesagt, gewisse Sympathien dafür, dann würde ich mir von diesem hohen Haus erwarten, und ich hätte es mir auch von der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten erwartet, dass da ein gewisses soziales Fingerspitzengefühl dahinter wäre. Und bei den Teuerungen für den Einzelnen ist bekanntlich sicherlich nicht das ein Problem, ob jetzt der neue BMW für den Herrn Bereichsleiter um 10 oder 15 Prozent teurer geworden ist, sondern für den kleinen Bediensteten, den ja die Gewerkschaft meines Wissens nach angibt, auch zu vertreten, ist es vielmehr das Problem, dass beispielsweise, ohne das jetzt noch einmal lange zu wiederholen, bei den WIENER LINIEN bis zu 15 Prozent Erhöhung der Tarife ins Haus stehen. (Abg Kurt Wagner: Das hat Sie bei der Bahn aber nicht gestört!) Ich glaube, dass diese Tarife, die da erhöht werden sollen, sicher nicht in den Bereich der Luxusgüter fallen. Und ich glaube, dass diese Tariferhöhungen wesentlich mehr die kleinen Bediensteten trifft, denn ich glaube, ohne ihn jetzt angreifen zu wollen, dem Herrn Magistratsdirektor ist es ziemlich egal, ob die Monats- oder Jahresnetzkarte, sofern er überhaupt eine besitzt, jetzt ein bisschen teurer wird oder nicht. Er wird es sich, nehme ich an, leisten können. 

Aus diesem Grund (Abg Christian Oxonitsch: Was ist mit der Autobahnvignette? - Abg Kurt Wagner: Und die Vignette? Was ist mit der Autobahnvignette? Die haben Sie nicht erhöht?), sehr geehrte Damen und Herren (Abg Godwin Schuster: Was ist mit den Fahrscheinen beim VOR?) dieses Hauses, stellen die Freiheitlichen folgenden Antrag. Sie haben ihn sicher schon über die APA vernommen: 

"Die Bundesregierung hat die Bezüge der Bediensteten für das Jahr 2002 um 0,8 Prozent erhöht. Die SPÖ-Stadtregierung hat darüber hinaus beschlossen, die Bezüge der Gemeindebediensteten um weitere 1,2 Prozent, also insgesamt um 2 Prozent zu erhöhen. Die zusätzlichen Kosten dafür belaufen sich in etwa auf 250 Millionen S. 

Die gefertigten Landtagsabgeordneten stellen daher den Beschlussantrag:

Der Wiener Landtag möge beschließen, die für die weiteren 1,2 Prozent Gehaltserhöhung anfallenden Kosten in der Höhe von rund 250 Millionen S nicht in Form einer prozentuellen Erhöhung vorzunehmen, sondern einen für alle Bediensteten gleich hohen absoluten Sockelbetrag zu beschließen."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der FPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich kann mir nicht vorstellen, dass die sozialdemokratischen Abgeordneten dieses Hauses es goutieren, dass es bei dieser Gehaltserhöhung Unterschiede von 260 S für den kleinen Beamten und 6 000 S für die Spitzenbeamten gibt. Ich kann mir wirklich nur wünschen, dass alle in diesem Haus unserem Antrag zustimmen werden. (Abg Mag Sonja Wehsely: Nein!)
Ich möchte in diesem Zusammenhang noch eine weitere Kritik an der Stadtregierung bringen, und zwar dahingehend: Schauen wir uns einmal an, was die Bundesregierung bei den Bundesbediensteten macht. Die Bundesregierung versucht, in Form des natürlichen Abgangs bei den Bundesbediensteten einzusparen. Das ist gut für das Budget. Es ist sicherlich auch gut für eine effiziente Verwaltung. Ich glaube auch, dass im Bereich der Gemeinde Wien die Beamten viel und gut arbeiten, aber in vielen Bereichen oder in einigen Bereichen sicher nicht effizient und die Gemeinde Wien im Gegensatz zur Bundesebene nicht in der Lage ist oder nicht gewillt ist, diese Effizienz dementsprechend umzusetzen und dadurch auch Einsparungen anzubringen, und ... (Abg Mag Sonja Wehsely: Also, die Beamten sind schuld! - Abg Christian Oxonitsch, auf die Galerie zeigend: Das ist aber nett, dass Sie das jetzt sagen!) Da können die Beamten nichts dafür. Da können die Beamten überhaupt nichts dafür, wenn nicht effizient gearbeitet wird. Das sind politische Vorgaben, Herr Kollege (Abg Kurt Wagner: Und was sagen Sie zu den politischen Vorstellungen der Frau Vizekanzler? Zur Frühpensionierung?), und daher brauchen wir derzeit über die Beamten überhaupt nicht ... (Abg Mag Sonja Wehsely: Die Frühpensionierungen bei den Beamten! - Abg Kurt Wagner: Was sagen Sie dazu, wenn die Frau Vizekanzler die Beamten in Frühpension schickt? Das würde mich interessieren, was Sie dazu sagen!) 

Ich glaube ganz fest, sehr geehrte Damen und Herren, dass derartige Gehaltserhöhungen ... (Abg Kurt Wagner: Was die Frau Vizekanzler mit den Frühpensionierungen vorhat, was sagen Sie dazu?) Wir können natürlich dementsprechend derartige ... (Abg Kurt Wagner: Was sagen Sie dazu?) Melden Sie sich zu Wort nachher und sagen Sie das, was Sie sagen wollen dann, wenn Sie eine Wortmeldung von sich geben. 

Derartige Gehaltserhöhungen könnten wir höchstwahrscheinlich bei einigem guten Willen auch in Form des natürlichen Abgangs dementsprechend so konstituieren, dass es ein Nullsummenspiel in den nächsten Jahren wird. Ich verstehe zwar vollkommen, dass jetzt wieder kommen wird, dass beispielsweise das Meldewesen und dergleichen seitens des Bundes an die Gemeinde übertragen worden ist. Das sind allerdings für mich keine Argumente, weil das zusätzliche Beamte im Bereich der Gemeinde Wien sicherlich nicht rechtfertigt. 

Ich möchte allerdings auch noch auf die ÖVP eingehen und zwar dahingehend, dass ich mit großem Interesse verfolgt habe, wie der ÖAAB Kritik an Landesparteiobmann Görg geübt hat, weil es das bekannte Spielchen ist, was sich auch immer im Bund abspielt, und zwar die Argumentation. Die Argumentation der Kritik muss man sich nämlich auf der Zunge zergehen lassen: Dass man in einem Wahljahr nicht gegen eine Gehaltserhöhung sein kann. Diese Argumentation ist zwar sehr interessant, aber ich kann nur den guten Rat geben: Reden ist Silber, Schweigen ist Gold. 

Vielleicht sind diese politischen Überlegungen, wenn man sie schon hat, nur bei der ÖVP gegeben. Ich glaube, dass man das Schicksal besonders der kleinen Bediensteten in diesem Land nicht an irgendwelche Wahltermine anhängen sollte und ich glaube auch, wenn man kurz vor der PV-Wahl erklärt, wir wollen zwar eine größere Gehaltserhöhung vom ÖAAB, weil nämlich in den nächsten drei Monaten PV-Wahlen anstehen, dass das dann zwar sehr hübsch ist, aber das ist die typische Geschichte, wie es sich beim Bund, nämlich bei der GÖD, immer abspielt. Das hat mir sogar einmal der Vorgänger vom jetzigen Neugebauer, nämlich der Herr Dohr, erklärt, wie das so rennt: "Na weißt eh, wie das so rennt. Drei Jahre machen wir nichts und geben nach und im vierten Jahr vor der Wahl, das haben wir uns vorher schon ausgemacht, da geben wir dann 3 Prozent oder 4 Prozent dazu und dann ist die Sache wieder in Ordnung." - Ich glaube grundsätzlich, dass das vielleicht vor 30 oder 40 Jahren so hineingegangen ist, dass aber sicherlich die Bediensteten bei der Gemeinde Wien nicht so dumm sind, wie sich der ÖAAB dies wünscht. 

Ich möchte jetzt noch ganz kurz zu den Spitalsärzten und zu dieser Diskussion darüber kommen. Ich habe mit großem Interesse festgestellt, dass sich die GRÜNEN plötzlich zur Verteidigung der Privatspitäler und faktisch des Kapitalismus aufmachen, und zwar dahingehend, weil ja ehemalige Kommunisten in den Reihen der GRÜNEN zu finden sind oder vielleicht noch immer mit diesem Gedankengut Behaftete. Ich muss ehrlich sagen, meine Trauer über die Wünsche der GRÜNEN haltet sich wirklich in Grenzen. (Abg Mag Christoph Chorherr: Na, Gott sei Dank! Sonst hätten wir ein Problem!) 
Eines muss man dazusagen, und zwar dass bei aller Kritik, die man anbringen kann, die Qualität der öffentlichen Spitäler sicherlich bei weitem nicht so schlecht ist, wie dieses Horrorszenario von den GRÜNEN dargestellt wird. Ich möchte eines dazusagen. Ich bin sicherlich ein davon Betroffener mit zwei relativ kranken Elternteilen, die seit 15 Jahren laufend im Wilhelminenspital behandelt werden, wo keiner eine Ahnung hat, dass ich der Herr Kreißl bin und dort vielleicht eine gewisse Goodwilltour gegeben ist. Was dort für meine Eltern geleistet wird und nicht nur für meine Eltern, sondern für alle anderen Patienten auch, ist wirklich eine tadellose Sache. 

Ich finde es grundsätzlich auch in Ordnung, dass wir diesen Regelungen zustimmen, nämlich dass die Spitalsärzte keine privaten Praxen haben dürfen. Und dieses positive Anreizsystem ist, wie es die GRÜNEN fordern, in den öffentlichen Spitälern teilweise schon durchgesetzt und wird auch in den öffentlichen Spitälern umgesetzt. Ich glaube, dass durch diese gesetzliche Grundlage, die wir heute beschließen, auch die freie Wahl des Patienten gewährleistet bleibt, dass er sich nämlich in ein anderes Spital, wenn er es unbedingt wünscht, begeben kann und seinen Arzt mitnehmen kann. Ich glaube, erstens einmal ist dieses Gesetz dahingehend, dass wir eine Regelung schaffen, die in allen übrigen Bundesländern ohnehin schon üblich ist und zweitens glaube ich, wie gesagt, dass die Qualität der Wiener Spitäler sicher eine gute ist und dass wir da beruhigt diesem Gesetz zustimmen können.

Zum Abschluss möchte ich nochmals ersuchen, auf die Gehaltserhöhung zurückzukommen, und dass im Sinne einer sozialen Ausgewogenheit unserem Antrag bezüglich Sockelbetrag zugestimmt wird und dadurch gewährleistet wird, dass die sozial bedürftigeren Bediensteten ein bisschen besser gestellt werden, als die Großverdiener, die wir im Gegensatz zum Bund in dieser Stadt haben. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich erteile Frau Abg Pilz zu einer tatsächlichen Berichtigung das Wort. (Abg Michael Kreißl: Will sie sich jetzt selbst berichtigen?)

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Das ist nicht die tatsächliche Berichtigung, wie Sie meinen. Ich mache eine andere tatsächliche Berichtigung. Herr Kollege Kreißl, zur Sachlichkeit, zur Polemik will ich gar nichts sagen! (Abg Michael Kreißl: Die Polemik machen Sie selber!) Das ist offensichtlich die FPÖ-Verdrehungspolitik! 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Ich berichtige sachlich. Ich habe mitnichten zur Verteidigung der Privatspitäler als ein Ort, wohin öffentliche Gelder abfließen, aufgefordert. (Abg Mag Hilmar Kabas: Das ist ja nichts Ehrenrühriges!) - Tun Sie Ihren Kollegen nachher beschimpfen, weil der hat gefunden, dass das ehrenrührig wäre! - Wir sind im Gegenteil dafür, dass das Unternehmen Krankenanstaltenverbund als Wirtschaftsunternehmen erfolgreich geführt wird, dass das Geld im Unternehmen bleibt, nicht abfließt und dass die Wirtschaftlichkeit durch gesetzliche Maßnahmen gestützt wird. So wie es jetzt ist, dieser Persilschein, was den Patientenwunsch in der Konkurrenzklausel betrifft, sorgt dafür, dass Geld nach außen abfließt, das im Unternehmen Krankenanstaltenverbund verbleiben sollte, das wir sehr hoch schätzen. Daher unsere Kritik an diesem Vorschlag. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Noch einige tatsächliche Berichtigungen. (Abg Christian Oxonitsch: Ein Wettlauf um tatsächliche Berichtigungen!) Herr Abg Dipl Ing Margulies, ich erteile Ihnen das Wort.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Ich muss insofern tatsächlich berichtigen, als es im grünen Gemeinderatsklub - obwohl ich es nicht als Schimpfwort betrachte - keine Kommunisten gibt. (Abg Kurth-Bodo Blind: Na, was denn?) Es ist so, dass es innerhalb der Grünen möglicherweise vereinzelt Personen gibt, die früher bei der Kommunistischen Partei waren, doch da hat selbst die Sozialdemokratie einen recht traditionellen Ursprung. Aber eines ist klar: Innerhalb der Freiheitlichen Partei gibt es mit Abstand mehr Neo- und Postfaschisten, als es innerhalb der Grünen Kommunisten gibt! - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN. - StR Johann Herzog: Eine Ungeheuerlichkeit, diese Aussage!) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster hat sich Herr Abg Dr Tschirf zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben schon einiges vom Kollegen Kreißl in diesem Hause gehört, aber das war wirklich unglaublich! Man muss sich vorstellen, auf Bundesebene gibt Vizekanzlerin Riess-Passer der GÖD kaum Termine und nur das wirklich engagierte Auftreten von Fritz Neugebauer ermöglichte es (Abg Kurt Wagner: Ist das engagiert?), dass man sehr wohl gute Ergebnisse herausgebracht hat. (Abg Kurt Wagner: Ungute Ergebnisse!) Wenn man sich ansieht, was die GÖD, gerade unter Fritz Neugebauer, in den letzten Jahren an Veränderungen für die Bediensteten, gerade auch für die Bediensteten, die niedriger entlohnt sind, etwa im Vertragsbedienstetenbereich, wo ein völlig neues Schema gekommen ist, wie überhaupt im Besoldungsreformbereich herausgeholt hat, ist das einfach unrichtig, was Kollege Kreißl gesagt hat und das kann man so nicht stehen lassen! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Kurt Wagner: Das müssen Sie sich untereinander ausmachen!)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Hundstorfer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich bin Herrn Abg Kreißl wirklich sehr dankbar, dass ich die Gelegenheit habe, nach ihm zu sprechen (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das glaube ich!), weil das war - ich sage es jetzt nicht volkstümlich - eine Verdrehung der Welt, eine Verdrehung von Tatsachen, ein krampfhafter Versuch, sich den Bediensteten anzubiedern! Anders kann ich das nicht darstellen, was Sie hier tun! (Abg Mag Hilmar Kabas: Wir brauchen uns nicht anzubiedern! Das machen höchstens Sie!) Auf Bundesebene stellt sich eine Frau Vizekanzlerin hin und sagt ganz locker, Biennien, haut euch über die Häuser, abschaffen. Auf Bundesebene stellt sich ein Herr Prinzhorn hin und sagt, kommunale öffentliche Dienstleistungen verkaufen, weg mit den Jobs. Auf Bundesebene stellt sich eine Freiheitliche Partei hin und sagt, 15 000 Jobs müssen weg. Das heißt in Wahrheit, 15 000 junge Menschen - Herr Kreißl, auch Ihre Kinder, auch meine Tochter - haben diesen Zugang zum Arbeitsmarkt nicht mehr. Das müssen Sie verantworten! Diese 15 000 Jobs sind weg! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Michael Kreißl: Das ist doch ungeheuerlich!) 

Sie stellen sich hier hin und sagen, der arme Wiener Gemeindebedienstete ist unterjocht, der braucht mehr. (Abg Michael Kreißl: Der ist vom Hundstorfer unterjocht!) Sehr geehrter Herr Kreißl, wo waren Ihre Worte auf Bundesebene? Wo war Ihre Kollegialität für die Landesbediensteten vom Bodensee bis zum Neusiedler See? Wo war Ihre Kollegialität bei den Polizisten und Gendarmen, die alle nur mit 0,8 Prozentpunkten in diesem Jahr das Auslangen finden müssen? (Abg Michael Kreißl: Gehen Sie endlich auf die sachliche Ebene!) Die Kollegialität bei Ihnen war Null! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Michael Kreißl: Achten Sie auf Ihren Blutdruck und Ihr Herz!) 

Um meinen Blutdruck brauchen Sie sich nicht zu kümmern, der ist wie immer 140 zu 90. Der ist immer stabil. (Abg Gerhard Pfeiffer: Ich würde das Messgerät bald prüfen lassen!) Meine Pumpe ist auch in Ordnung. Sie ist dank der Wiener Medizin erst vor vier Wochen gecheckt worden. Es ist alles okay. (Abg Mag Helmut Kowarik: Ich hoffe, in der Hera!) Nein, ich darf Sie beruhigen, im wahrscheinlich kleinsten, schönsten Spital Wiens, im AKH.

Meine Damen und Herren der Freiheitlichen Partei! Was Sie hier betreiben, ist wirklich die billigste Wahlkampfpolemik, die man sich nur vorstellen kann! Es ist gar keine Frage, dass natürlich Sockelbeträge ein Instrumentarium der Gewerkschaften sind, das wir auch von Zeit zu Zeit anwenden. Es gab auch in diesem Hause im Laufe der letzten 40 Jahre schon genügend Lohnabschlüsse, die hier beschlossen worden sind, wo das Instrumentarium der Sockelbeträge angewendet wurde. Es gab aber so etwas in diesem Haus noch nie, dass die Autonomie der Gewerkschaften von allen drei Oppositionsparteien komplett auf die Seite geschoben wird, dass in Wahrheit das, was die Gewerkschaften gegenüber ihren Mitgliedern zu verantworten haben, überhaupt kein Thema mehr ist. Abschaffen, weg damit! Sagen Sie doch die Wahrheit! Herr Kreißl, sagen Sie doch die Wahrheit! Starke autonome Gewerkschaften sind der Freiheitlichen Partei ein Dorn im Auge! Weg damit! Das ist die Wahrheit! Sagen Sie doch die Wahrheit, dass diese Bundesregierung alles auf die Betriebsebene herunterbrechen will! Sagen Sie die Wahrheit, dass unter anderem die Freiheitliche Partei gemeinsam mit der ÖVP alles auf Betriebsebene herunterbrechen will! (Beifall bei der SPÖ.) 

Steigen wir da ein bisschen bei der Wahrheit ein. Was heißt denn das, zum Beispiel auf Betriebsebene herunterzubrechen? - Das heißt unter anderem für die Wiener Bäder, die dort Beschäftigten dürfen noch einzahlen, damit sie dort arbeiten können, weil der Deckungsgrad Null ist! So heißt das in Wahrheit! Überlegen Sie sich Ihre Forderungen doch! Was heißt das bei den Wiener Linien? Bei den Wiener Linien heißt das mindestens 10 Prozent Lohnkürzung, damit man dort irgendwelche Rationalisierungen machen kann! (Abg Michael Kreißl: Meine Forderung lautet nach Sockelbeträgen, sonst gar nichts!)
Sie haben unter anderem heute hier gesagt, Herr Kreißl - das ist für mich der dankbarste Satz, den ich in der Offenheit noch nie gehört habe, der wirklich dankbarste Satz -: "Gehaltserhöhungen sollen sich die Beamten durch Rationalisierungen selber verdienen." - Ich danke Ihnen für diesen Satz! Ich werde ihn auch entsprechend verwenden! Ich danke Ihnen wirklich! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wo war die Partei des kleinen Mannes, als es darum ging, eine Abgabenquote von 47 Prozent herunterzubringen? Wo ist diese Partei? Wo war diese Partei, als es um Ambulanzgebühren, Autobahnvignetten und so weiter gegangen ist? - Ich will die ganze Liste hier nicht wiederholen. Wo war denn diese Partei, als es darum gegangen ist, gegen die Erhöhungen beim VOR zu sein? Wo war diese Partei? (Abg Michael Kreißl: Bei den Wiener Linien!) So sagen Sie doch die Wahrheit! Es ist Ihnen der kleine Mann ein paar Wochen vor einer Wahl nicht egal, da machen Sie alles, was nur geht. Aber einen Tag nach der Wahl ist er Ihnen ohnedies schon wieder egal! Sagen Sie diese Wahrheit doch Ihren Wählerinnen und Wählern! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu dem, was heute hier im Hause am Tisch liegt: Der Vorschlag, dieses Verhandlungsergebnis zur Kenntnis zu nehmen, wurde in unseren Gremien mit Ausnahme eines Kollegen des Gewerkschaftlichen Linksblocks, das heißt mit Stimmen der freiheitlichen Vertreter in unseren Gremien, mit Stimmen der ÖVP- beziehungsweise ÖAAB- beziehungsweise FCG-Vertreter in unseren Gremien einstimmig angenommen. Es ist auch hoch interessant, dass die Freiheitliche Partei, als in der Personalkommission in der Vorwoche der erste Durchläufer war, um heute diesen Akt quasi beschließen zu können, ganz wortlos zugestimmt hat. Es ist sehr bezeichnend, dass heute in der Früh in der Gemeinderätlichen Personalkommission von diesem Zusatzantrag nicht einmal irgendwo eine Rede war. Das ist sehr bezeichnend! Das heißt, in Wahrheit geht es Ihnen darum, in allerletzter Minute noch mit ein paar guten Argumenten auf einen Wahlkampfzug zu hüpfen und zu versuchen, dann noch irgendetwas zu gestalten. 

Wenn Sie mir mit den Bereichsdirektoren, mit den Spitzenbezügen kommen, so ist es gar keine Frage, wir haben sechs Bereichsdirektoren, wir haben noch drei Spitzenbeamte im alten Bezugsschema. Das ist gar kein Geheimnis. Die haben wir. Ich würde Sie aber bitten, das einmal mit dem Bund zu vergleichen, denn die Aussage, die Sektionschefs des Bundes haben das alles nicht, ist schlichtweg falsch! (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Die ist nicht falsch!) Sie ist schlichtweg falsch, weil, Herr Dr GÜNTHER, Sie selbst als Ministerialrat wissen, was beim Bund läuft! Warum ist es denn möglich, dass Büroleiter 100 000, 150 000, 200 000 S im Monat kassieren? Warum ist das dann doch möglich? (Abg Mag Hilmar Kabas: Das sind Fantasiegebilde von Ihnen!) Ich kann mich daran erinnern, dass es Büroleiter gibt, sowohl bei der Frau Forstinger als auch bei Herrn Haupt, die nicht unwesentliche Bezüge haben. Ich kann mich daran erinnern, dass auch Sektionschefs beim Bund nicht unwesentliche Bezüge haben. (Abg Kurth-Bodo Blind: Ist Ihre Partei für die Bundesgesetzgebung nicht verantwortlich gewesen?) Ich kann mich erinnern, die Frau Faber gehört Ihnen, nicht mir! Daran kann ich mich schon erinnern! Der Herr Büroleiter der Frau Forstinger gehört auch Ihnen und nicht mir! Das darf ich schon festhalten! (Abg Kurth-Bodo Blind: Diese Gesetze sind doch nicht erst zwei Jahre alt!)

Ich möchte zum Schluss noch einmal zur Gehaltsrunde kommen. Wir haben uns als Gewerkschaft der Gemeindebediensteten bemüht, eigene Lohnverhandlungen zu führen. Eigene Lohnverhandlungen zu führen, ist deshalb notwendig gewesen, weil die angeblich so bedienstetenfreundliche freiheitliche Partei die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten ausgeladen hat. Die Frau Vizekanzlerin als Vertreterin dieser bedienstetenfreundlichen Partei hat uns aus dem Verhandlungskomitee hinausgeschmissen! Es hat die auch angeblich so bedienstetenfreundliche Partei ÖVP als Koalitionspartner es nicht der Mühe wert gefunden, mitzuwirken, dass das nicht stattfindet! Man hat es stillschweigend geduldet, was aber bei der ÖVP in letzter Zeit öfters vorkommt! (Abg Johannes Prochaska: Wir halten ja deine Rede auch aus!) - Das frei gewählte Mandat ermöglicht dir, dass du das kannst. - Es ist auch klar, dass wir uns bemüht haben. Wir haben mit der Wiener Stadtverwaltung als Gewerkschaft für das Jahr 2002 diesen Abschluss entwickelt.

Ich sage es noch einmal, beide Alternativen, die heute am Tisch gelegt worden sind, beinhalten drei Punkte: Gewerkschaften brauchen wir nicht mehr, politische Parteien empfinden ad hoc, was gut für die Bediensteten ist, sie beinhalten keine Erhöhung der Nebengebühren mehr und sie beinhalten keine Erhöhung der Dienstzulagen. Das ist der Inhalt dieser beiden Vorschläge. 

Abschließend darf ich noch zu den Ärzten kommen und darf noch drei oder vier Punkte festhalten. Die Ärzte, die wir heute haben, sind das Ergebnis eines achtjährigen Verhandlungszyklus. Dieser achtjährige Verhandlungszyklus war deshalb notwendig, so schwierig, so kompliziert, weil es ganz einfach darum ging, gewisse Dinge vollkommen neu zu gestalten, gewisse Strukturen neu zu gestalten. 

Die Arbeitszeitfrage ist unter anderem eine dieser neuen Strukturen. Sie ist de facto unterschrieben. Ich habe sie mit. Meine Unterschrift und die Unterschrift des Dienstgebers fehlen noch, aber das wird morgen erledigt sein. 

Es ist auch keine Frage, dass wir jetzt den Hausanteil eingeführt haben. 

Es ist auch keine Frage - das sollte man auch einmal sagen -, dass 52 Prozent der Wiener Primarärzte keine Sonderklasse haben. Das sollte man, glaube ich, auch einmal auf den Tisch legen, weil das als Information sehr notwendig und wichtig ist. 

Es ist aber klar, sehr geehrte Frau Dr Pilz, dass das, was wir heute auf dem Tisch liegen haben, eine wesentliche Verbesserung gegenüber der Vergangenheit ist, weil in der Vergangenheit hast du eine Nebenbeschäftigung gemeldet und das war es, Ende der Vorstellung. Ich glaube, dass wir mit dem, was wir hier gemeinsam mit der Ärztekammer geschaffen haben, einen wesentlichen Schritt im Bekenntnis zur Stadt und im Bekenntnis zum städtischen Spitalswesen haben. Ich glaube, wir haben ein wesentliches Bekenntnis auch dadurch erreicht, dass bei all den Verhandlungen und Gesprächen vollkommen klargestellt wurde - sowohl von der Ressortverantwortlichen als auch von uns -, dass dies nur für jene Patienten gilt, die in die Privatordination kommen und nicht für den Patienten gilt, der ins Spital kommt, weil der Patient, der in die Spitalsambulanz kommt, hat sich bereits entschieden, hat sich deklariert, er möchte dort behandelt und betreut werden. (Abg Dr Sigrid Pilz: Wer überprüft das?)

Jetzt komme ich zum Überprüfen. Natürlich ist es nicht ganz einfach, so eine Überprüfung hochzuziehen. Wir wollen ja keinen Spitzelstaat, wie es vielleicht einige reaktionäre Kräfte in diesem Land haben wollen. Aber es ist klar deklariert, dass durch die Patientenaufklärung, die Patienteninformation und durch die Dokumentation wesentlich dazu beigetragen wird, dass in den Häusern verblieben wird. 

Eines sage ich auch ganz offen: Natürlich ist das ein Kompromiss, gar keine Frage, aber wenn wir ein Bundeskrankenanstaltengesetz in den nächsten 24 oder 36 Monaten zu Stande bringen, dass die freie Arztwahl integriert, gesetzlich ermöglicht wird, dann sind wir uns auch darin einig, dass über die Konkurrenzklausel in Wien sofort nachverhandelt wird. Das ist gar keine Frage. Das ist deklariert. Eines der Verhandlungsergebnisse ist dies eindeutig und klar. 

Ansonsten darf ich Sie ersuchen, der Novelle in all ihren Fassungen zuzustimmen. Ich danke den Rednern der ÖVP und der Freiheitlichen, dass sie es uns, der Sozialdemokratie, den sozialdemokratischen Gewerkschaftern, ermöglicht haben, wieder einmal aufzuzeigen, wie man versucht, mit billiger Wahlkampfpolemik auf einen Zug aufzuhüpfen (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Das haben wir im Gegensatz zu Ihnen nicht notwendig!), wo man weiß, dass man nicht die Wahlprozentpunkte einfahren wird, wie sich das vielleicht einige erträumen. Sie dürfen aber versichert sein, die Wiener Gemeindebediensteten sind klüger, sie wissen, was billige Polemik ist, und sie wissen, was Sache ist! - In diesem Sinne danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abg Kreißl gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Michael Kreißl (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es freut mich, wenn die Wiener Gemeindebediensteten - was ich auch glaube - wissen, was billige Polemik ist. Ich nehme daher an, dass die Galerien jetzt, nach dieser Rede vom Kollegen Hundstorfer, wissen, dass der Vorsitzende der Gewerkschaft nichts Besseres zu tun hat, als in diesem hohen Hause billige Polemik zu verbreiten! (Abg Heinz Hufnagl: Dafür sind Sie immer einer der Sachlichsten der Welt!) - Einmal ein wahres Wort von Ihnen! Das freut mich aber! (Beifall bei der FPÖ.)
Grundsätzlich muss ich aber sagen, so ein Lob von einem Sozialisten, wird mir natürlich ein bisschen nachhängen! 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Kommen Sie bitte zur tatsächlichen Berichtigung.

Abg Michael Kreißl (fortsetzend): Ich möchte nur eines sagen bei der ganzen Sache, um zur tatsächlichen Berichtigung zu kommen, Herr Kollege Hundstorfer, was regen Sie sich denn so auf? - Ich habe sowieso mitgeteilt, dass wir zustimmen! (Abg Rudolf Hundstorfer: Ich rege mich doch gar nicht auf!) - Ich weiß, 140 zu 90. - Ich habe sowieso mitgeteilt, dass wir diesem Gesetzesantrag zustimmen.

Ich möchte allerdings nur kurzfristig darauf eingehen, dass ein Sektionschef der Dienstklasse IX - beziehungsweise ist das im neuen Reglement nicht mehr die Dienstklasse IX - sicher nicht wenig verdient. Er verdient nämlich das Gleiche wie der Oberamtsrat. Das ist sicher nicht wenig. Für all jene, die es nicht wissen, der Magistratsdirektor bekommt fast die dreifachen Bezüge eines Oberamtsrats, was der dementsprechenden gesetzlichen Fassung leicht zu entnehmen ist. 

Weiters möchte ich tatsächlich berichtigen, die 0,8 Prozent Gehaltserhöhung auf Bundesebene sind deshalb notwendig geworden, weil die SPÖ und die SPÖ-Finanzminister der letzten Jahrzehnte ein derart desaströses Budget hinterlassen haben (Aufregung bei der SPÖ.), dass der neuen Regierung überhaupt nichts anderes übrig geblieben ist! (Abg Christian Oxonitsch: Warum steigen die Schulden dann noch immer?) 

Zum weiteren Vorwurf unseres Antrags möchte ich sagen, das ist vollkommen richtig, dass wir diesen im heutigen Ausschuss nicht zur Diskussion gestellt haben, und zwar aus dem einfachen Grund, weil Sie uns in die Verhandlungen auch nicht einbezogen haben. Also, aus welchem Grund sollten wir dann im Ausschuss großartig diesbezüglich debattieren? (Beifall bei der FPÖ.)
Da ist dann das richtige Gremium dafür und da wird auch dementsprechend abgestimmt. 

Zum Schluss der tatsächlichen Berichtigung möchte ich noch einmal auf die Sektionschefs zurückkommen. Erklären Sie Ihren Bediensteten und Ihren Personalvertretern, wo Sie jetzt so eine schwungvolle Wahlrede gehalten haben, wieso der Magistratsdirektor durch diesen Antrag fast 6 000 S monatlich mehr bekommt! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich möchte nur festhalten, das war jetzt keine tatsächliche Berichtigung, sondern eine Feststellung. (Abg Michael Kreißl: Oh doch! Das, was er falsch gesagt hat, habe ich berichtigt!) 
Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Vana. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Nach diesen emotionalen Grundsatzbekenntnissen zur Bedienstetenfreundlichkeit der jeweiligen politischen Parteien und zur politischen Standortbestimmung habe ich es nun ein bisschen schwer, Ihre Aufmerksamkeit auf ein Sachthema zu lenken, denn der Wahlkampf ist offensichtlich auch in diesem Hause voll ausgebrochen. Ich würde mich freuen, wenn die Debatten über das Bedienstetenrecht auch in Nichtwahlkampfzeiten so emotional und so engagiert geführt würden und wenn Sie alle Ihre Forderungen auch nach dem 8.5. genauso aufrecht erhalten und engagiert vorbringen würden!

Für uns Grüne gibt es einige Gründe, den heute vorgelegten Entwurf abzulehnen. Meine Kollegin Dr Pilz hat schon einige davon genannt. Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit heute auf ein Thema lenken, das noch nicht angesprochen wurde, nämlich auf die Änderungen im Wiener Gleichbehandlungsgesetz, die wir heute auch vornehmen wollen und werden, wo wir Grüne fürchten, dass es durch diese Änderungen zu einer Falle für die Frauen kommt.

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Ich würde die Abgeordneten im Saal bitten, ein bisschen ruhiger zu sein, man versteht sonst die Rednerin überhaupt nicht. Bitte, wenn Sie so lieb sind und die Gespräche hinter den Bankreihen etwas einstellen.

Abg Dr Monika Vana (fortsetzend): Wir wollen nicht, dass es im öffentlichen Dienst zu einer Verschlechterung für Frauen bei der Einstellung und bei der Beförderung kommt. 

Es geht um Folgendes: Nach der Judikatur des Europäischen Gerichtshofs wird die positive Diskriminierung von Frauen - wie sie auch im Wiener Gleichbehandlungsgesetz vorgesehen ist, was wir sehr begrüßen und als ganz wichtiges Instrument für die Frauenförderung empfinden - nun ziemlich eingeschränkt, indem Frauen nicht mehr automatisch bei gleicher Qualifikation bevorzugt werden dürfen, sollen und nach dem Wiener Gleichbehandlungsgesetz auch müssen, sondern es wird in dem Sinne eingeschränkt, dass auch berücksichtigt werden muss, dass es in der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe geben kann, eben nicht der Frau den Vorzug zu geben, sondern zum Beispiel trotz gleicher Qualifikation einem Mann. Der Passus, den wir im Artikel 4 Abs. 2 und 3 des vorliegenden Entwurfs einfügen, lautet: "Sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe überwiegen, dürfen Frauen nur mehr bevorzugt aufgenommen werden."

Wir fürchten, dass es durch diese so genannte Öffnungsklausel, die ihren Namen wirklich verdient, weil es aus unserer Sicht zu einer negativen Öffnung des Rechtsverstands kommt, nicht nur zu einer Aushöhlung der positiven Diskriminierung kommt, sondern dass das auch ein Rückschritt für die Frauenförderung insgesamt ist, nämlich deshalb, weil wir nicht genau definieren, wie wir diese Gesetzesbestimmung auslegen und was für uns die Gründe sind, die wir jetzt zusätzlich zur Qualifikation berücksichtigen dürfen. Das könnten zum Beispiel soziale Kriterien sein, das könnte der AlleinverdienerInnenstatus sein, das könnte das Einkommen des Partners oder der Partnerin sein. Das wollen wir sicher nicht!

Das will übrigens auch die Europäische Union nicht. Sie hat im Amsterdamer Vertrag ganz klar festgelegt, dass Chancengleichheit und Förderung der Gleichstellung ein Gemeinschaftsanliegen ist. Das steht im Primärrecht. Auch der EuGH hat zum Beispiel festgestellt, dass Partner- oder Partnerinneneinkommen oder der Status des Ehepartners oder auch der Familienstand keine Kriterien sein sollten, aber eben nur sein sollten. Der Bundesgesetzgeber und jetzt auch der Wiener Gesetzgeber hat, Göttin sei Dank, eine wichtige Klarstellung dazu getroffen, was nicht als Kriterium herangezogen werden kann. Sie haben in Ihrem Entwurf festgeschrieben, dass die in der Person eines Mitbewerbers liegenden Gründe gemäß Abs. 1 gegenüber Bewerberinnen keine unmittelbar oder mittelbar diskriminierende Wirkung aufweisen dürfen. Das ist eine ganz wichtige Klarstellung, denn hier wird festgeschrieben, was es nicht sein darf. Sie haben auch in der Begründung geschrieben, dass im Sinne des Urteils des Europäischen Gerichtshofs davon auszugehen sein wird, dass der Familienstand oder das Einkommen der Lebenspartnerin keine zu berücksichtigenden Kriterien darstellen sollen. Das ist - wie gesagt - eine ganz wesentliche Klarstellung, dass es nicht zu einem Umgehen der positiven Diskriminierung klammheimlich durch die Hintertür kommt. 

Aber das ist uns zu wenig!. Es ist uns Grünen nämlich deshalb zu wenig, weil es zwar aussagt, was es nicht sein darf, aber nicht aussagt, was es denn jetzt sein darf, was denn eigentlich diese neue Klausel an Anforderungen nach sich zieht, was der Dienstgeber eigentlich als Kriterium heranziehen darf, nämlich nicht nur darf, sondern muss. Denn wir haben hier keine Kann-Bestimmung, sondern wir haben eine Muss-Bestimmung. Es müssen Gründe beziehungsweise Kriterien gefunden werden, die herangezogen werden müssen. Das halten wir für eine ganz wichtige Falle und wir wollen, dass wir - damit meine ich jetzt die Gemeinde Wien - alles dazu tun, dass die Gemeinde Wien dieses neue Recht nicht so auslegt, wie es leider - wir wissen das von vielen Fällen der Gleichbehandlungskommission - ausgelegt wird, nämlich, dass zum Beispiel ganz abstruse Gründe herangezogen werden, warum bei einer Bewerbung dem Mann und nicht der Frau der Vorzug gegeben werden soll. 

Das sind so abstruse Gründe, wie dass der Präsenzdienst des Mannes für die Qualifikation erforderlich ist. Das sind so abstruse Gründe, wie mangelnde Mobilität von Frauen, allein auf Grund der Tatsache, dass sie Kinder zu betreuen haben. Das sind Gründe, wie - ich habe hier eine Beschwerde vorliegen, die sich darauf bezieht - dass die mangelnde Stabilität von Familienverhältnissen bei Alleinerzieherinnen oder Frauen ohne Partner herangezogen wird. Vor allem bei Jobs, die Auslandseinsätze erfordern, wird sehr oft auf die so genannten stabilen Familienverhältnisse oder die Kinderbetreuungsmöglichkeit Bezug genommen, ganz abgesehen davon, dass es immer noch Fälle gibt, wo das Aussehen einer Bewerberin als zu hübsch oder auf der anderen Seite als zu hässlich als Kriterium herangezogen wird oder so abstruse Sachen, wie sie war sympathisch, aber er war sympathischer.

Ich unterstelle der Gemeinde Wien nicht - das möchte ich festhalten -, dass solche Praktiken mit der Übernahme des EuGH-Urteils Einzug finden sollen oder dass sie gewünscht sind. Im Gegenteil, ich weiß, dass von der Frau Stadträtin sehr viele und sehr engagierte Bemühungen existieren, vor allem in den Leitungsfunktionen mehr Frauen zum Zug kommen zu lassen und wirklich positive Umsetzungsstrategien für dieses Gleichbehandlungsrecht angedacht werden. Aber wir müssen verhindern, dass diese Öffnungsklausel dazu führt, dass solche Argumente herangezogen werden dürfen. Es geht um das juristische Dürfen. Hier müssen wir möglichst schnell klarstellen, dass für alle Dienststellen gleich festgelegt wird, welche Kriterien denn nun gelten dürfen. 

Leider gibt es hiezu eine sehr unklare Rechtslage in Österreich. Der Oberste Gerichtshof hat schon sehr widersprüchliche Urteile gefällt, welche Kriterien denn nun zur Beurteilung herangezogen werden dürfen, ob bestimmte Gründe für die Leistung oder für die Beförderung maßgeblich sind. Ich zitiere aus einer Stellungnahme des Bundesministeriums für öffentliche Leistung und Sport, die auf Grund des vorliegenden Gesetzesentwurfs an uns herangetragen wurde, und zwar sagt der Oberste Gerichtshof in einem Urteil vom 30. Jänner 2001: "Es könne bestimmt werden, dass Dienstalter, Lebensalter und der Zeitpunkt der letzten Beförderung insoweit Berücksichtigung finden, als ihnen für die Eignung, Leistung und Befähigung der BewerberInnen an Bedeutung zukomme. Es könne auch festgelegt werden, dass der Familienstand und das Einkommen des Partners/der Partnerin unerheblich sei und sich Teilbeschäftigungen, Beurlaubungen und Verzögerungen beim Abschluss der Ausbildung auf Grund der Betreuung von Kindern oder Angehörigen nicht nachteilig auswirken dürfen." - Soweit, so gut. Gleichzeitig sagt aber der Oberste Gerichtshof auch, dass gerade soziale Erwägungen, wie eben zum Beispiel der Alleinverdiener-status oder die Berücksichtigung des Partnereinkommens, möglicherweise in dem einen oder anderen Fall andere Entscheidungen herbeigeführt hätten und man deshalb eine rasche Klärung braucht, ob das denn nun zulässig sei oder nicht.

Meine Damen und Herren! Das ist eine ganz gravierende Falle für Frauen, die sich mit dieser so genannten Öffnungsklausel auftut! Wir sollten wirklich alles dazu tun, um möglichst rasch die Kriterien zu definieren, die nun die Gemeinde Wien heranziehen darf, um zu beurteilen, ob ein in der Person des Bewerbers/der Bewerberin liegender Grund dafür ausschlaggebend ist, dass Frauen bei gleicher Qualifikation nicht mehr bevorzugt werden dürfen. Meine Damen und Herren, darum geht es! Es geht um ein beinhartes Unterlaufen des Gleichbehandlungsrechts und der positiven Diskriminierung, auch des Europarechts, denn das Europarecht verlangt Transparenz und Nachvollzieh-barkeit in den Personalentscheidungen und bei der entsprechenden Gesetzgebung. Die ist natürlich bei einer solchen Regelung, die vollkommen offen lässt, nach welchen Kriterien der Dienstgeber/die Dienstgeberin jetzt entscheidet, nicht gegeben.

Wir stellen daher den Antrag, der auch der Stellungnahme der Wiener Gleichbehandlungskommission zu diesem Entwurf folgt, wo wir übrigens bedauern, dass Sie diesem Vorschlag der Gleichbehandlungskommission, die Kriterien zu definieren, leider nicht nachgekommen sind. Mich würde auch interessieren, warum Sie diesem Vorschlag nicht nachgekommen sind. Wir finden in den Unterlagen nämlich leider keine Begründung. 

Wir stellen aber jetzt den Antrag gemäß den Vorschlägen der Gleichbehandlungskommission: 

"Der Landtag wolle beschließen: Die zuständige Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal möge bis spätestens Juni 2002" - möglichst rasch natürlich - "unter Beachtung der Judikatur des Europäischen und des Obersten Gerichtshofs einen Entwurf zur Änderung des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes vorlegen, mit dem gemäß § 40 Abs. 1 des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes mögliche in der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe explizit und einheitlich festgelegt werden."

Meine Damen und Herren! Wir müssen für Rechtssicherheit in dieser Causa sorgen, Rechtssicherheit für die betroffenen Frauen, Rechtssicherheit für die Dienstnehmerinnen, aber auch natürlich für den Dienstgeber, der wissen muss, wonach er eigentlich entscheiden darf und wonach er eigentlich entscheiden muss. Wir müssen deutlich machen, dass die erwähnten Gründe nach wie vor Frauen nicht nur nicht diskriminieren, sondern weiterhin bevorzugen dürfen, wenn sie Gegenstand einer objektiven Beurteilung sind. Diese objektive Beurteilung, was denn nun für die Eignung, Leistung und Befähigung für einen bestimmten Posten herangezogen werden darf, müssen wir möglichst schnell treffen, auch und vor allem weil sich Wien zum Ziel gesetzt hat, die frauenfreundlichste Stadt Europas zu werden und wir die Frau Städträtin in den Bemühungen dazu massiv unterstützen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abg Hundstorfer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Ich brauche hier nicht als Verteidiger des Herrn Magistratsdirektors aufzutreten, aber nachdem der Herr Magistratsdirektor Mitglied unserer Gewerkschaft ist - und ein gut zahlendes Mitglied unserer Gewerkschaft ist -, sei es mir gestattet, einiges klarzustellen.

Nach Ihrer Rechnung, Herr Kreißl, wäre der Monatsbezug des Wiener Magistratsdirektors, noch in Schilling ausgedrückt, 300 000. Ich darf Sie einladen, das Wiener Bezügegesetz zu lesen. Der Monatsbezug des Magistratsdirektors ist rund 180 000 S, ein bisschen etwas weniger. (Abg Gerhard Pfeiffer: Und wie viel plus?) Das Plus gibt es auch nicht! Lest alle das Bezügegesetz! Lest alle ein wenig darin! Und was von 180 000 2 Prozent ausmachen, könnt ihr euch alle ausrechnen! Das sind lockere 3 600 S. 

Herr Kreißl, ich darf Sie bitten, die Differenz von 3 600 S auf 6 000 S der Caritas Socialis zu überweisen! - Danke. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Harry Kopietz: Aber bitte monatlich!) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Dipl Ing Margulies zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zurück zur Besoldungsordnung. Ich muss in einem Punkt vorweg dem Kollegen Hundstorfer Recht geben. Diese Neidgenossenschaft, die immer kommt und versucht, mit ein paar Spitzengehältern Leute aufzuwiegeln, ist das Letzte! Wenn man wirklich will, dann soll man sich einmal eine Systemreform überlegen, soll sich grundsätzlich mit Gehältern auseinander setzen, soll auch vergleichen, was man in der Privatwirtschaft verdient. Das heißt nicht, dass ich jedes einzelne Gehalt verteidige, aber ich bin nicht für diesen blanken Zynismus, dass man auf der einen Seite den Leuten das Geld aus der Tasche zieht und auf der anderen Seite sich dann hinstellt, um gleichzeitig Leute aufzuhetzen. (Abg Michael Kreißl: Das ist dann Neokommunismus!) 
Wie das ist, hat Kollege Tschirf wortwörtlich richtig gesagt. Er hat nämlich für die Bundesebene gesagt, die Bediensteten erhalten am Jahresende ihren Anteil an der Inflationsrate. Kollege Tschirf, was kann ich mir um die Inflationsrate kaufen? - Wichtiger wäre ihnen, wenn sie eine adäquate Gehaltserhöhung erhalten würden. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das bekommen sie doch!) Das haben Sie nicht gemeint, davon bin ich überzeugt. (Abg Walter Strobl: Alle zwei Jahre!) Dafür traue ich mir jetzt die Hand ins Feuer zu legen, dass diese Bundesregierung niemals auf Bundesebene eine Lohnerhöhung auf Höhe der Inflationsrate am Ende dieses Jahres durchführen wird. Davon bin ich überzeugt.

Kommen wir zurück zu Wien: Der Kollege Hundstorfer hat in seiner Rede eindrucksvoll dargestellt, dass er, egal, ob er es formal ist oder nicht, der Chef der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten, auch der Chef der Personalvertreter und in Wirklichkeit auch der Chefverhandler seitens der Gemeinde Wien, seitens des Arbeitgebers, ist. Das ist das große Problem, wenn der Kollege Hundstorfer hinausgeht und sagt, 2 Prozent sind super. Kollege Hundstorfer, 2 Prozent sind unter der Inflationsrate! Das hat nichts mit Populismus zu tun, weil Personalvertretungswahlen sind, sondern Sie haben als Gewerkschafter zugestimmt. Sie haben wahrscheinlich auch gewusst, wo die Schmerzgrenze seitens des Arbeitgebers ist. (Abg Christian Oxonitsch: Das ist meistens so!) Sie vertreten beide. (Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wo ist das Problem?) 
Renate, das Problem erkläre ich dir gerne! Das große Problem ist immer, wenn Interessenvertreter, die gleichzeitig verhandeln, auch im beschlussgebenden Gremium sitzen. Das ist vollkommen klar. (Abg Christian Oxonitsch: Jetzt sind Sie ganz auf der ÖVP-Linie!) Da geht es nicht um eine formale Regelung, sondern da geht es darum, dass man in einen Interessenkonflikt kommt. Es würde mich als Gewerkschafter interessieren, wenn da ein Antrag stehen würde, dass alle 3 Prozent mehr bekommen, was der Kollege Hundstorfer machen würde. Würde er sagen: "Meine Gewerkschaft hat in zähen Verhandlungen die 2 Prozent ausverhandelt und wir wollen das nicht geschenkt, weil wir wollen unter der Inflationsrate abschließen?" Oder würde er herausgehen und sagen: "Super, weil es ist keine Abschaffung der Gewerkschaft, wenn im Landtag mehr beschlossen wird, als die Gewerkschaft fordert?"

Jetzt komme ich zurück auf die Anträge von ÖVP und FPÖ, nur damit das ganz klar ist. Wir lehnen diese beiden Anträge ab. (Abg Godwin Schuster: Verlangt man im Parlament, dass die Funktionäre von Interessenvertretern keine Mandatare sein dürfen?) - Das Schöne ist, Godwin, ich habe 20 Minuten und daher kann ich mir es leisten, auf Zwischenrufe einzugehen. (Abg Godwin Schuster: Wir haben keine Redezeitbeschränkung im Landtag!) Noch schöner, aber ich brauche nicht mehr! (Abg Michael Kreißl: Das stimmt doch nicht! Wir haben auch hier eine Redezeitbeschränkung! - Abg Godwin Schuster: Entschuldigung, ich habe mich geirrt!) Godwin, mehr als die 20 Minuten brauche ich nicht!

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Sind Sie mit Ihrem Beitrag jetzt am Ende oder fahren Sie noch fort, Herr Abgeordneter?

Abg Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Warum für uns diese Verhandlungen sehr wohl wichtig sind, ist mit der Grund, warum ich die Anträge von FPÖ und ÖVP jedenfalls ablehne. Es gibt ein Ergebnis der Verhandlungen und Teile dieser beiden Anträge würden dieses Ergebnis, das zwischen Gewerkschaft und Gemeinde Wien ausgemacht worden ist, zumindest für Teile der betroffenen Arbeiternehmer und Arbeitnehmerinnen verschlechtern. Dazu sage ich, das geht nicht, weil das ist dann die Ausschaltung der Personalvertretung und der Gewerkschaft. 

Der große Unterschied ist, wenn man sagt, als Mindestmaß nimmt man die Besoldungsordnung zur Kenntnis, aber drückt in Wirklichkeit aus, dass man als Landtag will, dass zumindest die kleineren und mittleren Einkommen nicht unter der Inflationsrate abschließen, dann kann man das heute zur Kenntnis nehmen und sagen, wir verhandeln zumindest bis zu den mittleren Einkommen noch einmal nach. Dass es in Wien nicht möglich ist, unter einer sozialdemokratischen Alleinregierung für die Bediensteten der Stadt Wien unter der Inflationsrate abzuschließen, würden wir uns wünschen. Dazu brauchen wir keinen Antrag, weil wenn Sie wollen, werden Sie das tun. Ich hoffe sehr, dass Sie das für die Bediensteten, die weniger verdienen, tun. Tun Sie es auch mit Sockelbeträgen in diesen Bereichen, dann haben wirklich alle etwas davon, weil die ÖVP - jetzt muss ich schauen, ob das der ÖVP-Antrag oder der FPÖ-Antrag ist, nein, das ist der ÖVP-Antrag mit den Sockelbeträgen - hat überhaupt noch nicht den Sinn der Sockelbeträge verstanden. (Abg Walter Strobl: Aber der Margulies!) - Ja, anscheinend schon! 

2,2 Prozent bis zu einem Bruttobezug von 2 000 EUR. Das heißt ,bei 1 000 EUR 22 EUR, bei 2 000 EUR 44 EUR Erhöhung. Das heißt, Sie wollen, dass die kleinen Einkommen nur ganz gering erhöht werden. (Abg Dr Matthias Tschirf: Nein, das stimmt nicht!) Dass die 2,2 Prozent unter der Inflationsrate liegen, wissen wir (Abg Dr Matthias Tschirf: Wer sagt das?), genauso wie sie unter der letztjährigen Inflationsrate sind. 2,7 Prozent hat das Zentralamt veröffentlich. Sie können natürlich die Daten anzweifeln, Sie können es aber auch nachlesen. Ich würde Ihnen einfach empfehlen, dass Sie das tun. (Abg Walter Strobl: 2,7 Prozent sind die Jahresinflation!) Das Gehalt wird auch nur einmal im Jahr ausgemacht und dann muss man damit leben, egal ob die Inflationsrate im Jänner oder im Dezember am höchsten ist. (Abg Walter Strobl: Genau!) Das heißt, Sie wollen jedenfalls Sockelbeträge für alle, die darüber sind, aber nicht für die Untersten, wo es gerade notwendig wäre, weil da macht die prozentuelle Lohnerhöhung, ob es 2 Prozent oder 2,2 Prozent sind, bei 1 000 EUR nicht wirklich einen riesigen Unterschied aus, während Sockelbeträge gerade dort den Unterschied ausmachen. Aber Sie haben das anscheinend nicht verstanden! (Abg Walter Strobl: Sie können ja mehr verlangen! Wir halten Sie nicht davon ab!)
In dem Sinne - als letzten Punkt - glaube ich, sollte der Kollege Hundstorfer nicht so billigen Populismus verwenden und sagen: "Sie haben damals nie etwas gesagt und Sie sind nicht in der Gewerkschaft." Sie wissen genau, dass es gerade innerhalb der Grünen immer so war, dass wir dieses Multifunktionärstum abgelehnt haben, dort in der Kammer und da als Gemeinderat beziehungsweise Landtagsabgeordneter oder auch als Nationalratsabgeordneter zu sitzen, weil dann ist man wahrscheinlich der Diener von drei oder vier Herren. 

Ich habe mich dafür entschieden, innerhalb der Grünen zunächst als Bezirksrat, innerhalb der Grünen als Geschäftsführer und jetzt als Gemeinderat zu agieren. (Abg Christian Oxonitsch: Da haben Sie wenigstens ein organisatorisches Prinzip gehabt!) Ich bin Gewerkschaftsmitglied und habe mich immer dafür interessiert, aber ich will selber nicht - das sage ich ganz ehrlich - in diese Doppelfunktion kommen, wo mir meine Gewerkschaft eigentlich etwas anderes sagt, als mir meine Partei sagen würde, wo ich im Nationalrat oder im Gemeinderat sitze. Darum geht es! (Abg Franz Ekkamp: Sie kommen eh nicht in die Verlegenheit! Sie kommen eh nicht in eine leitende Funktion!) Darüber, glaube ich, sollten Sie ein bisschen nachdenken, weil es doch einige Leute von Ihnen gibt, die viele dieser Funktionen innehaben. 

Vielleicht noch ein letzter Satz, weil gekommen ist, dass wir für das kommende Jahr, für die zu erwartende Inflationsrate, verhandeln. Ich habe zwar nicht immer alles verfolgt, aber die unterschiedlichen Lohnabschlüsse und vor allem die Argumentation der Arbeitgeber und wie dann die Arbeitnehmervertreter darauf reagiert haben, habe ich mir schon immer angeschaut. War die Jahresinflation des Vorjahres hoch, war die Argumentation der Arbeitgeber: "Das, was wir jetzt zu verhandeln haben, ist die zu erwartende Inflation." War die Inflationsrate des Vorjahres niedrig, haben die Arbeitgeber gesagt: "Die Inflationsrate war so niedrig, das heißt, wenn es darum geht, die Reallohnverluste abzugelten, dann nehmen wir die letztjährige Inflationsrate als Basis." Und jedes Mal hat sich die Gewerkschaft in den letzten Jahren dieser Argumentation angeschlossen. 

Es geht nicht an, dass man immer hin- und herspringt. Vor allem sind jetzt nicht nur die Bediensteten der Wiener Verkehrsbetriebe, sondern genauso die Lehrer betroffen. Schauen wir uns die Pflichtschullehrer an, die in Wirklichkeit in den letzten drei Jahren keine Reallohnerhöhung gehabt haben. Ich gebe zu, dass vieles, das auf Wien und vor allem auf die Beschäftigten in Wien zukommt, von dieser Bundesregierung verursacht worden ist, aber es war - um ein bisschen weiter zurückzuspringen - nicht die blau-schwarze Bundesregierung, die das erste Belastungspaket beschlossen hat, es war nicht die blau-schwarze Bundesregierung, die das zweite Belastungspaket beschlossen hat und es ist auch nicht die blau-schwarze Bundesregierung, die Wien dazu gezwungen hat, den Stabilitätspakt und damit in Wien einen Budgetüberschuss von 3 Prozent mitzutragen, sondern den Stabilitätspakt hat Wien selbst entschieden. Das hat die Sozialdemokratie entschieden, dass Wien das macht!

In diesem Sinne würde ich Sie abschließend ersuchen, heute die Besoldungsordnung zu beschließen, aber nachher zumindest für die niedrigen und mittleren Gehälter nachzuverhandeln, dass es zumindest auf dieser Ebene zu einer Abgeltung der Inflationsrate kommt. 

Noch ein letztes Wort zum formalen Vorgehen: Wir werden in erster Lesung einigen Teilen dieses Gesetzes, unter anderem der Besoldungsreform, zustimmen, andere ablehnen. In der zweiten Lesung bleibt uns nichts anderes übrig, als das ganze Gesetzespaket abzulehnen, weil es leider so ist, dass alle Vorschläge, obwohl sie unterschiedlichster Natur sind, in einem abgestimmt werden müssen. Ich denke, das sollten wir in Zukunft ändern, das Gleichbehandlungsgesetz, die Besoldungsreform und die Ärztedienstordnung zusammen in einen Vorschlag zu mischen. Ich ersuche Sie, das in Hinkunft zu unterlassen! In der ersten Lesung werden wir unsere Zustimmung zu den einzelnen Punkten signalisieren. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abg Dr Tschirf gemeldet. Ich erteile ihm das Wort - 3 Minuten.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Ich brauche die 3 Minuten nicht. 

Der Vorredner hat davon gesprochen, dass ich von irgendwelchen Anpassungen geredet hätte, die es nicht gibt. Ich lese vor: "Gehaltsabkommen vom 14.10.2000". Auf Bundesebene heißt es hier klar und deutlich, dass zum 1.1.2003 eine Überprüfung der tatsächlichen Jahresinflation für 2002 und eine sich daraus ergebende Anpassung erfolgt. 

Ich gebe Ihnen gerne dieses Exemplar, Herr Margulies, nehmen Sie es mit, damit Sie wissen, wie die Wahrheit lautet! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Pfeiffer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Volkspartei hat einen Antrag eingebracht, der vermutlich von Ihnen - einige haben es schon gesagt - abgelehnt werden wird. Es handelt sich um einen Antrag, der weder so wahlkampfstimmungsmäßig ist, dass ich nur mehr verlange, noch auf der anderen Seite so ist, dass die Mittel dieser Stadt, in Zeiten wo gespart werden muss, über Gebühr strapaziert werden. Es ist ein Antrag, der sowohl soziale Ausgewogenheit auf der einen Seite, als auch sparsame Verwendung der Mittel auf der anderen Seite verfolgt. 

Wir wissen sehr wohl, dass dazu noch Nachverhandlungen notwendig sind, will man diesen Kriterien Rechnung tragen. Aus diesem Grunde bringe ich den Antrag laut Geschäftsordnung, § 30c Abs. 8 und 9, ein, das Geschäftsstück, so wie es ist, zurückzustellen und an den Ausschuss zurückzuverweisen. (Abg Josefa Tomsik: Darüber werden aber die Bediensteten nicht begeistert sein, Herr Pfeiffer!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Sie erhöhen die Tarife, Sie erhöhen die Deckungsbeiträge für notwendige Institute der Daseinsvorsorge - wir haben heute am Vormittag darüber gesprochen - und treffen damit auf jeden Fall die schwachen Einkommen, das ist ganz klar, ob es der öffentliche Personennahverkehr ist, die Müllgebühren oder die Bäder und viele Dinge mehr sind, wie jetzt schon abzusehen ist. Das ist nichts, womit Sie den Generaldirektoren oder den Obersenatsräten schaden. Sie schaden mit diesen Tariferhöhungen und Deckungsbeitragsanhebungen überwiegend und vornehmlich den kleinen Einkommensbeziehern. Daher ist es gerechtfertigt und sinnvoll, diesmal eine etwas umverteilte Gehaltserhöhung zu bringen, und das war unser Antrag. 

Wir haben auf der anderen Seite die Verantwortung so weit getragen, dass wir sagen, wir können nicht einfach nur fordern, denn da wären wir nicht besser als Sie. Die letzten 30 Jahre in der Bundesregierung bestanden darin, zu fordern und dann den Nachkommen die Schulden zu überlassen. So sind wir nicht. Daher sind wir - das ist wichtig - für eine Deckelung. (Abg Josefa Tomsik: Wie viele Jahre war die ÖVP in der Bundesregierung dabei?) Mein Gott, irgendjemand findet sich immer wieder - wahrscheinlich waren Sie das letzte Mal draußen und nicht herinnen, liebe Frau Kollegin Tomsik -, der mir dieses Stichwort gibt. 

Natürlich waren wir eine Zeit lang dabei, aber schon im Jahr 1995 hat Schüssel dieses Budget nicht mehr unterschrieben. Wir haben deswegen sofort Neuwahlen gehabt und wäre damals nicht der Lügenbrief vom Herrn Vranitzky gewesen, dann hätten wir jetzt nicht so viele Schulden aufzuholen, als die weiteren vier Jahre, die wir mit Ihnen in der Koalition haben sein müssen! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Christian Oxonitsch: Warum haben wir dann jetzt 70 Milliarden Schulden? Warum steigt der Schuldenstand?) Hervorragend geben Sie mir dieses Stichwort immer wieder. 

Unser heutiger Bundeskanzler hat damals dieses Schuldenbudget, das Sie entworfen haben, nicht unterschrieben und es wurden Neuwahlen im Jahr 1996 ausgeschrieben. (Abg Christian Oxonitsch: Kollege Pfeiffer, warum steigt das Defizit?) Sie können uns nicht immer vorhalten, dass wir da nur zugehalten haben. Unsere Ressorts haben in dieser Zeit - das muss ich Ihnen klar und deutlich sagen - Einsparungen vorgenommen, während Ihre Ressorts damals über Gebühr Schulden gemacht haben! So schaut die Wahrheit aus! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Christian Oxonitsch: Warum haben wir nach zwei Jahren blau-schwarzer Regierung mehr Schulden als zuvor? 70 Milliarden Schulden!))
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie treffen durch die Tariferhöhungen nicht nur die Kleinen auf der einen Seite (Abg Christian Oxonitsch: Warum haben wir so viele Schulden?), sondern mit Ihrer berühmten sozialistischen Gießkanne schauen Sie auch noch darauf, dass die hohen Einkommen eine noch höhere absolute Einkommenssteigerung haben! (Abg Christian Oxonitsch: Warum haben wir jetzt einen höheren Schuldenstand?) Das, meine Damen und Herren, ist in Zeiten, wo wir sparen müssen, absolut nicht gerechtfertigt! (Abg Josefa Tomsik: So weit ist es gekommen!) Ich bin sehr dagegen, dass immer nur die kleinen Einkommen erhöht werden und die großen nicht. (Abg Josefa Tomsik: So wie beim Kindergeld!) - Frau Kollegin, kommen Sie heraus, sagen Sie es da, Sie müssen nicht ununterbrochen hineinreden! - Dafür, dass immer nur die großen Einkommen gut gesteigert werden, sind wir sicher nicht. Aber in Zeiten, wo gespart werden muss, wo die gesamte Bevölkerung spart, wo jeder etwas beizutragen hat, von den Pensionisten angefangen bis zu den Studenten, in diesen Zeiten, die höchsten Gehälter um 2 000, 3 000 oder 4 000 S im Monat zu erhöhen, ist ungerechtfertigt! Das sage ich Ihnen! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Kurt Wagner: Was ist mit den hohen Abfertigungen, die zu zahlen sind, weil Sie die Leute in Pension schicken?)
So einem Gesetz können wir nicht zustimmen! (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Kollege Pfeiffer!)
Herr Kollege Margulies, Sie kommen schon noch dran! Immer wenn Sie uns nicht verstehen, weiß ich, dass wir richtig liegen! Das ist in Ordnung! (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Ihrem Klubobmann Görg waren die 2 Prozent für die geringen Einkommen laut einer Presseaussendung schon zu viel!) Sie waren heute schon vier Mal heraußen. Konnten Sie in dieser Zeit nicht alles sagen, was Sie wollten? Jetzt müssen Sie dreinreden, das ist auch interessant! (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das stimmt doch! Ihr Klubobmann hat gesagt, 2 Prozent sind zu viel!) Sie können ja noch ein fünftes und ein sechstes Mal herauskommen. Irgendwann werden Sie endlich alles gesagt haben, was Sie sagen wollen. Oder dauert das noch länger? 

Ich sage Ihnen, einem solchen Gesetz werden wir nicht zustimmen, egal wie es auch immer ist, weil wir eine soziale Staffelung der Erhöhungen wollen - das ist die eine Seite - und weil wir sparsam mit dem Geld der Bürger umgehen wollen - das ist die andere Seite. (Abg Kurt Wagner: Das merken wir an den Abfertigungen!) Außerdem müssen wir auch feststellen - das sage ich Ihnen klipp und klar -, dass die Sozialdemokraten nicht wirtschaften können und damit die Grundlage unserer Demokratie gefährden und dass die Sozialdemokraten nicht mehr sozial agieren, weil sie nicht wirtschaften können, das ist die zweite Seite! (Abg Josefa Tomsik: Das können Sie aber wirklich nicht sagen!) Ich kann Ihnen nur empfehlen, ändern Sie Ihr Logo, weil Sie sind nunmehr weder sozial noch demokratisch! (Abg Kurt Wagner: Wir sind eine Grundlage der Demokratie!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Freiheitlichen kommen in der Person des sonst immer sehr sachlich agierenden Herrn Kreißl heraus und bringen einen Antrag mit einer bodenlosen Scheinheiligkeit ein! (Abg Dipl Ing Martin Margulies: So wie Sie!) Sie lassen diesen Antrag jetzt von der Mehrheit niederstimmen und stimmen dann dem Gesetz zu, zu dem Sie einen Gegenantrag machen! Wie das gehen soll, weiß ich nicht! Das ist derselbe Nestroy-Typ wie das auf der anderen Seite unser beliebter Gemeinderatsvorsitzender ist, der auch zwei Kapperln hat und nie genau weiß, wer jetzt Recht hat, er oder er, entweder als Eigentümervertreter oder als Gewerkschafter. Genauso scheinheilig agieren Sie und das ist verwunderlich! So kann man natürlich auch Politik machen! (Abg Kurt Wagner: Machen Sie sich das bitte in der Koalition aus!) Ich sage Ihnen, wer den Kampf der sachlichen Giganten Kreißl gegen Hundstorfer heute erlebt hat, der glaubt, dass die Demokratie in dieser Stadt nicht sehr gut funktionieren kann! Das sage ich Ihnen auch! (Beifall bei der ÖVP.)
Eines ist offensichtlich und das möchte ich noch einmal deponieren, indem ich gleichzeitig diesen Antrag übergebe. Es wäre sinnvoll und gescheit gewesen, noch etwas länger darüber zu verhandeln, damit jene, die es notwendiger brauchen, mehr bekommen und dass dennoch in dieser Stadt gespart wird. Dafür steht die Volkspartei! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Harry Kopietz: Haben Sie Herrn DDr Görg schon überzeugt?)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Es liegt mir keine weitere Wortmeldung mehr vor. 

Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich beginne bei einem sehr sachlich vorgetragenen Beitrag, nämlich den Sorgen, die Frau Dr Vana zu dem vorliegenden Veränderungsvorschlag zum Gleichbehandlungsgesetz geäußert hat. 

Ich glaube, dass wir mit diesem Vorschlag einen Weg gefunden haben, der Judikatur des Europäischen Gerichtshofs gerecht zu werden. Hier haben wir keine Auswahl, ohne eine Aushöhlung des Gleichbehandlungsgesetzes zu erreichen. Ich bin aber gerne bereit, darüber zu diskutieren. Deswegen bin ich auch dafür, dass wir den Antrag zuweisen. Vielleicht können wir uns noch zusammensetzen, damit wir alles daransetzen, was möglich ist, um jede Gefahr in diese Richtung abzuwenden. Ich persönlich glaube, dass eine zusätzliche Fesselung nicht dienlich ist, aber das muss man sich anschauen. Ich bin gerne bereit, darüber zu diskutieren. Das Ziel passt, darin sind wir uns einig. Wir wollen, dass unser Gleichbehandlungsgesetz so gut bleibt, wie wir es geschrieben und miteinander beschlossen haben. 

Punkt Nummer zwei, zum Kollegen Margulies, weil mir bei seinem letzten Beitrag ein bisschen etwas durcheinander geraten ist. Wie auch immer wir jetzt über die Inflationsrate in der Vergangenheit oder die Inflationsrate in der Zukunft diskutieren, Tatsache ist, Lohnabschlüsse gelten für die Zukunft. Darüber werden wir uns wohl hoffentlich einig sein.

Eine zweite Tatsache zu deiner Information: Wenn wir in der Stadt Wien über Bezugserhöhungen verhandeln, bin ich die Vertreterin der Arbeitgeberin (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Formal!), darf ich in dem Zusammenhang sagen, und verhandle ich mit der Personalvertretung und Gewerkschaft. Und da gibt es halt verschiedene Möglichkeiten, wie man verhandeln möchte. Man kann verhandeln, um sich nur zu profilieren. Man kann verhandeln, um Verhandlungen platzen zu lassen und dann zu sagen, wir kommen nicht zusammen, weil der andere der Böse ist, aber ich der Gute bin. Oder man kann in aller Härte, aber auch in aller Sachlichkeit, mit dem Ziel verhandeln, einen guten Kompromiss zu erreichen, und das, sehr geehrte Damen und Herren, haben wir getan!

Glücklicherweise wissen das zumindest jene grünen Kollegen und Kolleginnen, die in der Gewerkschaft engagiert sind. Denn die grünen Gewerkschafter haben, wie ich weiß, diesem Abschluss auch zugestimmt. Wenn du, Kollege Margulies, meinst, dass die Gewerkschafter in der Sozialdemokratischen Fraktion zu viel Einfluss haben, kann ich dir nicht zustimmen, das sehe ich nicht. Ich würde mir, ehrlich gesagt, wünschen, dass grüne Gewerkschafter mehr Einfluss in der grünen Fraktion haben. Vielleicht gibt es dann in dieser Frage eine vernünftigere Politik. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das ist arrogant und überheblich!)
Es gibt Menschen, die im Austeilen unglaublich stark sind, stark wie Elefanten, und im Einstecken sind sie wie Sensibelchen. Das ist in der Politik blöd. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Weil wir die Verhandlungen ...! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) - Dies zum Niveau der Debatte. 

In der Frage, die den Hauptpunkt der Diskussion gebildet hat, nämlich der Frage der Bezugserhöhungen, hat mein Kollege Hundstorfer schon zu sehr vielen Punkten Stellung genommen. Ich möchte mich darauf zurückziehen, hier einige Klarstellungen zu meiner inhaltlichen Positionierung als Personalstadträtin deutlich zu machen.

Zum einen bitte ich - wenn ich der amerikanische Präsident wäre, würde ich es so sagen -, "read my lips". Aber weder bin ich amerikanischer Präsident, noch gefällt mit der Inhalt, den derjenige vertreten hat, der das gesagt hat. Ich meine es jedoch sehr ernst und sehr deutlich. Es ist schon gesagt worden, es hat früher gemeinsame Verhandlungen mit den einzelnen Gewerkschaften aus den einzelnen Ländern und dem Bund gegeben. Es war die jetzige Frau Vizekanzlerin, die uns mehr oder weniger höflich ausgeladen hat - um nicht "hinausgeworfen" zu sagen.

Ich sage es hier in aller Deutlichkeit: Für mich kommt nicht in Frage - und zwar aus sehr grundsätzlicher Sicht -, dass es Verhandlungen und ein Ergebnis geben kann, bei dem wir nicht dabei sind, wo wir nicht mitverhandeln können, wo wir weder die Interessen der Stadt noch die Interessen der Kollegen und Kolleginnen im Besonderen vertreten können, wo wir nicht die Interessen Wiens vertreten können und dann gezwungen werden sollen, dieses Ergebnis zu akzeptieren. Das kommt für mich sicher nicht in Frage! (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun komme ich zur Frage der sozialpolitischen Anliegen und der sozialpolitischen Profilierung, die die ÖVP hier ein wenig hilflos, aber mit Engagement - das muss man zugeben - versucht hat. Meiner Ansicht nach ist es kein sozialpolitisches Anliegen, Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen unter der Inflationsrate zu entlohnen. Denn wir können lange über die vergangene oder über die zukünftige Inflationsrate diskutieren - 0,8 Prozent liegt jedenfalls darunter, und das hat mit meiner Vorstellung mit Sozialpolitik nichts zu tun.

Es hat auch mit meiner und unserer Vorstellung von Sozialpolitik nichts zu tun, wenn Sie - und im Besonderen Herr Dr Görg - hier gleich nach Bekanntwerden des Ergebnisses insgesamt festgestellt haben - denn so war es nämlich -, dass diese Lohnerhöhung zu hoch ist, und wenn Sie noch dazu etwas tun, was ich gar nicht in Ordnung finde, nämlich die Interessen unserer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen gegen angebliche, etwaige, prognostizierte - oder auch nicht - Tariferhöhungen auszuspielen. Hier verschiedene Interessen gegeneinander auszuspielen, hat in meinen Augen überhaupt nichts mit Sozialpolitik zu tun! (Beifall bei der SPÖ.) 

Herr Kollege Pfeiffer! Wenn Sie sagen ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Machen Sie keine demagogischen Ausführungen!) Ich nehme ganz konkret zu Ihrem Antrag Stellung. - Wenn Sie sagen, Sie sind dafür, dass dieser Antrag zurückverwiesen wird, dann können Sie jetzt viele schöne Worte machen und viele Blümchen in der Gegend verstreuen. Tatsache ist, wenn dieser Antrag heute und hier nicht beschlossen wird, gibt es keine Lohnerhöhung für unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen! Das ist das Ergebnis des Antrags der ÖVP. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Weil Sie sagen, es ist in der Vergangenheit eine Schuldenpolitik gemacht worden, möchte ich doch einmal meinen, dass Sie das Wort "Polemik" nicht so offensiv in den Mund nehmen sollten. Sonst könnten wir Ihnen nämlich nachweisen - und das können wir mit realen Zahlen tun -, dass die Schulden größer geworden sind, als die ÖVP in die Regierung eingetreten ist. Denn da haben sie sich erhöht! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn Sie etwas ... (Zwischenrufe bei der ÖVP. - Abg Franz Ekkamp hält eine statistische Darstellung in Richtung ÖVP in die Höhe.) Hier sind die Zahlen. Ich bin gerne bereit, sie Ihnen nachher zu übergeben.

Sie sagen hier, die ÖVP steht für Sozialpolitik, und gleichzeitig haben wir eine Bundesregierung mit einem ÖVP-Bundeskanzler und einer FPÖ-Vizekanzlerin, die das Nulldefizit gegenüber allem in den Vordergrund stellt und ihm alle sozialen Anliegen unterordnet. Sie haben es zum Beispiel geschafft, dass wir einen unglaublichen Anstieg an Arbeitslosigkeit haben, und Sie begegnen dem mit einer unglaublichen sozialen Kälte, indem Sie Geld, das zum Beispiel im Arbeitsmarktservice vorhanden wäre, nur dazu verwenden, Ihr Nulldefizit zu finanzieren. Sie verwenden es nicht für dringende arbeitsmarktpolitische Maßnahmen. Das ist nicht Sozialpolitik, sondern unglaubliche soziale Kälte und soziale Härte! (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie setzen keinerlei Investitionen in die Zukunft. Wir sehen, dass es zum Beispiel in der Baubranche große Probleme gibt, weil Sie keinerlei Investitionen tätigen. (Abg Dr Matthias Tschirf: In Wien!) Wenn das Einzige, was Ihnen einfällt, eine Renovierung des Naturhistorischen Museums ist - auch wenn ich das sehr gut finde, weil unser Bürgermeister dort zu arbeiten begonnen hat, und das ist eine schöne Anerkennung -, um die Bauarbeiterproblematik zu lösen, dann ist das keine Investition in die Zukunft, sondern ein Armutszeugnis. (Abg Johannes Prochaska: Was hat das mit der Besoldungsordnung zu tun?) Wenn Sie den wichtigsten Faktor, den wir für die Zukunft brauchen, nämlich Bildung benachteiligen, indem Sie Studiengebühren erhöhen, indem Sie soziale Benachteiligung durch die Erhöhung der Ambulanzgebühren bewirken und gleichzeitig Geld für Abfangjäger haben, dann hat das nichts mit Sozialpolitik zu tun. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Sehr geehrter Kollege Kreißl! Hier zum Abschluss noch eine klare Darstellung meiner Position als Personalstadträtin - denn diese liegt allen Verhandlungen, die ich geführt habe, zu Grunde. Ohne diese sozialpolitischen Grundsätze gäbe es dieses Ergebnis nicht und insofern hat das sehr viel mit dem zu tun, was wir jetzt beschließen sollen und beschließen werden.

Ich werde dem Vorschlag, den Sie gemacht haben - die Situation der Bundesbediensteten zum Vorbild zu nehmen -, sicherlich nicht folgen. Denn dieser Vorschlag würde bei uns einen Aufnahmestopp bedeuten und in der Stadt Wien gibt es keinen Aufnahmestopp. Dies würde einen Ausverkauf der öffentlichen Güter bedeuten, von den Naturparks bis hin zur Wasserversorgung, und das wird es in Wien mit Sicherheit nicht geben. Ihr Vorschlag würde - am Beispiel des Meldewesens haben Sie es konkret gesagt - zusätzliche Arbeit für die Leute in unserem Haus bedeuten, aber es gäbe keine zusätzlichen Leute und nebenbei keine Bezugserhöhungen. Dazu wird es mit uns - und mit mir als Personalstadträtin - sicher nicht kommen! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Michael Kreißl: Sind das ...? Eine Wahlkampfrede ist das, was Sie hier halten!) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Unserer Ansicht nach nützt es nichts, nur schöne Worte für unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen vor der Personalvertretungswahl und schöne Dankesworte hier im Gemeinderat zu finden. Wir verstehen Gewerkschaft und Personalvertretung als Partner und Partnerinnen, und zwar immer. Wir schätzen unsere Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, ihre Arbeit und ihr Engagement. Denn ohne diese Arbeit und ohne dieses Engagement wäre Wien nicht die wunderschöne, gut verwaltete und sichere Stadt, die es ist. Wir schätzen das nicht nur mit schönen Worten, sondern auch mit Taten. Deswegen bitte ich Sie, jetzt abzustimmen und zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Hohes Haus! Wir haben diskutiert und wir haben das Schlusswort gehört.

Wir kommen nun zu einigen Abstimmungen.

Es liegt ein Antrag der ÖVP-Abgeordneten Pfeiffer und Kollegen vor. Der Antrag lautet:

Gemäß § 30c Abs. 8 und 9 der Geschäftsordnung des Landtags für Wien ist das gegenständliche Geschäftsstück an den zuständigen Ausschuss zurückzustellen.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit. Dieser Antrag ist abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Es wurde eine getrennte Abstimmung verlangt.

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang, jedoch mit Ausnahme der Artikel I Zi 4 und 6, Artikel III Zi 1, 5a und 6, Artikel IV Zi 2 und 3, Artikel II Zi 15 und Artikel III Zi 7 zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist einstimmig beschlossen.

Nun bitte ich jene Mitglieder des Landtags, die Artikel I Zi 4 und 6, Artikel III Zi 1, 5a und 6 und Artikel IV Zi 2 und 3 ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu heben. - Das ist mit Mehrheit, gegen die Stimmen der GRÜNEN, beschlossen.

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die dem Artikel II Zi 15 und Artikel III Zi 7 ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrheitlich, gegen die ÖVP, beschlossen.

Damit haben wir diesen Teil abgeschlossen. Das Gesetz ist somit in erster Lesung angenommen.

Ich lasse nun über Beschlussanträge, die vorliegen, abstimmen.

Es gibt einen Beschluss- und Resolutionsantrag des ÖVP-Klubs. Ich wiederhole diesen Antrag, damit kein Irrtum besteht:

Der Landtag wolle beschließen: "Der Wiener Landtag spricht sich dafür aus, bei der anstehenden Gehälteranpassung eine Änderung dahingehend vorzunehmen, dass für das Jahr 2002 für die Wiener Gemeindebediensteten nicht, wie vorgesehen, eine durchgängige 2‑prozentige Erhöhung vorzusehen ist, sondern Bediensteten bis zu einem Brutto-Monatseinkommen von 2 000 EUR eine Erhöhung von 2,2 Prozent zu gewähren und Bediensteten mit darüber liegendem Einkommen eine Erhöhung in Form einer Fixzahlung von brutto 44 EUR pro Monat zu gewähren. 

In Zukunft soll eine Harmonisierung der Gehaltsabschlüsse mit dem Bund vorgenommen werden." 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an die Frau amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal beantragt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit, da nur FPÖ und ÖVP für diesen Antrag stimmen. Der Antrag ist somit abgelehnt.

Ich habe folgenden Beschlussantrag der FPÖ-Landtagsabgeordneten Michael Kreißl und Dr Helmut GÜNTHER vorliegen:

Der Wiener Landtag möge beschließen: "Die für die weiteren 1,2 Prozent Gehaltserhöhung anfallenden Kosten in der Höhe von rund 250 Millionen S nicht in Form einer prozentuellen Erhöhung vorzunehmen, sondern einen für alle Bediensteten gleich hohen absoluten Sockelbetrag zu beschließen." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags gefordert.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag hat nur die Unterstützung der Freiheitlichen Partei und somit nicht die Mehrheit. 

Ich komme zum nächsten Beschlussantrag, einem Beschlussantrag der Landtagsabgeordneten Dr Monika Vana, Freunde und Freundinnen:

Der Landtag wolle beschließen: "Die zuständige Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal möge bis spätestens Juni 2002, unter Beachtung der Judikatur des Europäischen und des Obersten Gerichtshofs, einen Entwurf zur Änderung des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes vorlegen, mit dem gemäß § 40 Abs. 1 des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes mögliche 'in der Person eines Mitbewerbers liegende Gründe' explizit und einheitlich festgelegt werden." 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal beantragt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist einstimmig beschlossen.

Meine Damen und Herren! Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ich sehe und höre keinen Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Mehrheit, mit Gegenstimmen der ÖVP und der GRÜNEN. Somit ist dieses Gesetz in zweiter Lesung mehrheitlich beschlossen. 

Meine Damen und Herren! Es gelangt nunmehr die Postnummer 2 (PrZ 848/01-MDBLTG) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Ersuchen des Landesgerichts St Pölten um Zustimmung zur Verfolgung des Abg Volkmar Harwanegg wegen des Verstoßes gegen § 111 StGB. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Abg Mag Wehsely, die Verhandlung einzuleiten. 

Die Damen und Herren des hohen Hauses inklusive der Zuhörerinnen und Zuhörer ersuche ich, der Berichterstatterin die notwendige Aufmerksamkeit zukommen zu lassen. - Bitte.

Berichterstatterin Abg Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es liegt vor uns das Ersuchen des Landesgerichts St Pölten um Zustimmung zur Verfolgung des Abg Harwanegg wegen des Verstoßes gegen § 111 Strafgesetzbuch. Konkret handelt es sich darum, dass der Privatankläger Helmut Elsner einen Strafantrag eingebracht hat, dem folgender Sachverhalt zu Grunde liegt. In der Ausgabe 43 der periodischen Druckschrift "Format" steht unter der Überschrift "Stehen am Rande des Zusammenbruchs" ein Artikel, in welchem der Beschuldigte Volkmar Harwanegg über den Privatankläger Helmut Elsner mit den Worten zitiert wird: "Mir hat BAWAG-Chef Helmut Elsner vorgeworfen, dass ich die Medien über Interna informiere. Es wird gelogen und manipuliert." Der Privatankläger Elsner sieht darin einen Verstoß gegen den § 111 Strafgesetzbuch.

Die Mitglieder des Immunitätskollegiums haben am 15.1.2002 getagt und einstimmig beschlossen, an den Landtag den Antrag zu stellen, dass Kollege Abg Harwanegg nicht auszuliefern ist. Dem liegt eine unverbindliche Vereinbarung zu Grunde, die wir in Parteiengesprächen am Anfang der Legislaturperiode für diese Periode festgelegt haben, wonach wir bei Meinungsdelikten grundsätzlich nicht ausliefern und eine Auslieferung nur dann in Betracht kommt, wenn auf Grund der Äußerung eines Politikers die beleidigte Person in ihrer Existenz bedroht wird oder durch diese Aussage die Immunität grundsätzlich in Gefahr gerät, weil die Öffentlichkeit einfach nicht verstehen würde, wieso bei einer entsprechenden Aussage der Politiker geschützt ist.

Das ist jetzt beides nicht der Fall. Zu diesem Entschluss ist das Immunitätskollegium einstimmig gekommen. Ich ersuche Sie um Debatte und im Anschluss daran um Zustimmung zu diesem Antrag. - Danke schön. 

Präsident Johann Hatzl: Ich danke der Frau Berichterstatterin. - Ich habe gesehen, dass es dazu Wortmeldungen gibt. Die Debatte ist somit eröffnet.

Als Erster spricht Herr Abg Ellensohn. Ich erteile ihm das Wort.

Abg David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Berichterstatterin hat den Sachverhalt erklärt. Eigentlich wäre es ganz einfach: Das Immunitätskollegium hat einstimmig beschlossen, dem Gesuch nicht nachzukommen, es wäre also eine einfache Sache zu sagen, machen wir überhaupt keine Wortmeldungen. Aber alle Fraktionen haben sich zu Wort gemeldet. Das ist kein Wunder, weil es zumindest für die drei Oppositionsparteien spannend ist, wenn sich SPÖ-Harwanegg und SPÖ-Elsner ein kleines Match liefern und wir es uns erste Reihe fußfrei anschauen können.

Was bei der Berichterstatterin nicht vorgekommen ist, ist, was Herr Harwanegg mit dem "Abräumen" gemeint hat und was das "Format" im weiteren Verlauf dieser Geschichte aufgedeckt hat. Herr Helmut Elsner - laut "Format" der "Genosse Golfer" - hat einen Pensionsanspruch erarbeitet und im Jahr 2000 ausbezahlt bekommen, angeblich - laut Zeitungsberichten - in Höhe von 3,6 Millionen. Das hört sich nach nichts an, das sind aber Euro, es geht also um 50 Millionen S. Es ist schade, dass die vielen Bediensteten der Wiener Linien und andere Beamte jetzt nicht mehr da sind. Da könnten wir nämlich schauen, wie mit dem Geld umgegangen wird. Das ist BAWAG-Geld, das sind 50 Millionen S gewesen. (Abg Johann Driemer: ... Pensionskassengeld!)
Auch wenn rechtlich alles korrekt abgewickelt wurde, muss man sich überlegen: Was sind das für Verträge, die in SPÖ-nahen Institutionen ausgegeben werden? - Es geht um 50 Millionen S. Alle Abgeordneten hier haben in den letzten Tagen das Statistische Jahrbuch der Stadt Wien bekommen. Ein durchschnittlicher Wiener mit einem durchschnittlichen Einkommen arbeitet 45 Jahre lang und erwirbt sich dann einen Pensionsanspruch. In diesen 45 Jahren hat er im Jahresschnitt 17 500 EUR netto verdient. Das besagen die Zahlen aus dem Jahrbuch.

Dann kommt er in Pension und da ist er noch weit hinter dem, was Herr Elsner als Einmalzahlung für die Pension bekommen hat. Da sind dessen vorangegangene Gehaltszahlungen noch nicht mit eingerechnet, da ist noch nicht mit eingerechnet, dass er ein paar Jahre später neuerlich annähernd 1 Million EUR als Abfertigung bekommen wird, sondern da geht es ausschließlich um diese 50 Millionen S oder 3,6 Millionen EUR.

Jetzt hat dieser durchschnittliche Wiener oder die durchschnittliche Wienerin bis zum 65. Lebensjahr gearbeitet. Das ist lange, aber das werden wahrscheinlich einige von uns tun müssen. Er oder sie kommt jetzt in Pension - wie lange muss diese Person in Pension sein, bis sie das herinnen hat? Jetzt wird sie 90, 95, 102 Jahre alt, kommt als älteste Wienerin oder ältester Wiener ins Büchlein hinein, und es reicht noch immer nicht. Nun rechne ich aber zurück, und zwar zu einem Arbeitseintritt als 20‑jährige Person. Da muss sie 192 Jahre alt werden, damit sie diesen Pensionsanspruch hereinbringt - das ist sozialdemokratische Politik in dieser Stadt! (Abg Dr Herbert Madejski: ... genieren!)
Die BAWAG ist noch immer zu 54 Prozent im Besitz des ÖGB. (Abg Mag Thomas Reindl: Die ist aber ein privatrechtliches Unternehmen, die BAWAG! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Herr Elsner ist noch immer jemand, der sagt, er ist ein Sozialdemokrat. Das finden Sie alles in Ordnung, jetzt hört man wieder die Zwischenrufe: Es ist alles okay, wenn einer von uns - in dem Fall einer von Ihnen, einer von der SPÖ - einen Pensionsanspruch kassiert, der 50 Millionen S wert ist. Da fällt Ihnen nichts Besseres ein, als zu sagen, das ist eh okay! Herr Elsner selbst sagt natürlich, das ist okay, das ist in der Privatwirtschaft auch so.

Ich weiß, dass in diesem Land die Politik von ÖVP-Millionär Bartenstein und FPÖ-Millionär Prinzhorn gemacht wird, das ist mir schon klar. Aber genau das missfällt den GRÜNEN! Was fällt der Sozialdemokratie bei den Zwischenrufen ein? - Das ist alles in Ordnung! Privatwirtschaftlich geführt! Das macht doch nichts, wenn einer von uns 3,6 Millionen EUR kassiert, in acht Jahren eine Abfertigung von vielleicht noch einmal 1 Million EUR bekommt und vorher jeden Monat einiges verdient hat - ich weiß es nicht, vielleicht 200 000 oder 300 000 S brutto, keine Ahnung. Sie sagen mir: Das ist in Ordnung! (Abg Michael Kreißl: Aber der Herr Margulies hat sich zuerst aufgeregt, dass wir uns über hohe Gehälter aufregen!) 

Ich bin in den Siebzigerjahren aufgewachsen. Als ich angefangen habe, politisch zu denken, waren es sehr viele Skandale, die die SPÖ umrankt haben, und es sind in den Siebziger- und Achtzigerjahren immer mehr geworden. Ich bin ein Jahrgang 1963. Da hat man das "profil" gelesen und im Wochentakt hat man gelesen, was irgendein SPÖ-Funktionär irgendwo "abcasht". Gelernt haben Sie herzlich wenig daraus, das muss ich schon sagen! Nicht, dass die ÖVP oder die FPÖ irgendetwas begriffen haben - und es ist auch eine Zumutung, dass sie nachher hergehen können, die Sozialdemokratie angreifen können und sich genüsslich über diesen Fall stürzen -, aber Tatsache bleibt, dass Sie in dem Bereich überhaupt nichts machen. Die SPÖ Wien - und auch die SPÖ im Bund - versagt in diesem Punkt, sagt gar nichts, stellt sich mit Mühe und Not und völlig zu Recht vor Herrn Harwanegg und sagt: Wir werden ihn nicht ausliefern, es geht nicht, dass ein Personalvertreter so attackiert wird.

Das geht auch wirklich nicht, aber das ist zu wenig. Eigentlich müssten Sie hergehen und etwas anderes tun, nicht wie Herr Sallmutter von der GPA nur sagen, dass das eigentlich ein Wahnsinn ist. Ich zitiere jetzt nicht, sondern ich übersetze, was er in einem Interview gesagt hat: Das ist eigentlich ein Wahnsinn, was sich Herr Elsner da gegönnt hat. - Gleichzeitig sitzt ein GPA-Kapitalvertreter in dem Aufsichtsrat und stimmt dieser Pensionsregelung zu!

Nach außen hin kommt jemand wie Herr Sallmutter und sagt völlig zu Recht, dass das nicht geht, aber nach innen hin macht die SPÖ - die Abgeordneten der SPÖ, die Gewerkschaften der SPÖ und ihre Vertreter und Vertreterinnen in diesem Gremium - nichts anderes als abnicken, wenn einer von Ihnen aufzeigt und sagt: Ich hätte gerne die Pension nicht irgendwann ausgezahlt, sondern gebt sie mir vor dem 31.12.2000! Das war damals der Stichtag. Gebt sie mir noch vor dem 31.12.2000 - und warum? - Dann spare ich mir 1 Million EUR - 12,5 Millionen S, ich habe gerundet - bei der Steuer! Das war nämlich der einzige Grund für die vorzeitige Auszahlung. 

Jetzt werden Sie mir wieder sagen, rechtlich ist alles gedeckt. Aber ob es eine moralische Verantwortung für die Sozialdemokratie gibt, ist dabei die Frage, und nicht, ob es rechtlich gedeckt ist! (Abg Johann Driemer: Die moralische Verpflichtung gilt für jeden!) Eine moralische Verpflichtung hätten Sie auch in dieser Frage. Kein einziger Gewerkschaftsvertreter in dem Aufsichtsrat - es wurde ja einstimmig beschlossen - hat irgendetwas dazu gesagt! Dort sitzen mehrere Leute mit SPÖ-Parteibüchern drinnen, aber niemand, der bei den GRÜNEN in einer Mitgliederliste auftaucht. Das ist Ihre Verantwortung, das ist Ihre Politik!

Es wird dies nicht der letzte Fall sein und das stimmt mich besonders traurig. Ich bin nämlich seit geraumer Zeit ebenfalls Gewerkschaftsmitglied und zahle den Höchstbeitrag, obwohl ich als Abgeordneter keinen mehr zahlen müsste. Es stimmt mich traurig, dass die Gewerkschaft in dem Land bei vielen Leuten einen so schlechten Ruf bekommen hat. Das hängt genau mit solchen Fällen zusammen.

Dafür kann Herr Harwanegg gar nichts, weil er genau das getan hat, was er dort hat tun müssen. Er hat aufgezeigt, dass die Zusammenführung von BAWAG und PSK nicht für alle Bediensteten ein Riesenvorteil ist, sondern leider Gottes manch einen der Angestellten und der Arbeiter dort Geld und Sozialleistungen kosten kann. Er hat seinen Job dort richtig gemacht. Sie werden sich natürlich auf das berufen, was Herr Harwanegg dort geleistet hat, und werden so tun, als ob Sie mit dem anderen nichts zu tun hätten.

Das sind 50 Millionen S, und es sind nicht die letzten 50 Millionen, über die wir lesen werden. Wir werden wieder irgendwo lesen über irgendeinen, der der Sozialdemokratie nahe steht oder als Parteimitglied dazugehört, der in seine Funktion unter anderem gekommen ist, weil er ein Parteibuch hatte. Es ist immerhin lange so gewesen, dass man alles zwischen Rot und Schwarz aufgeteilt hat. Jetzt teilen wir auch noch zwischen Blau und Schwarz auf. 

Was bleibt, ist, dass Sie hier eine ganze Menge Geld ausgegeben haben. Ein durchschnittlicher Wiener mit einem durchschnittlichen Einkommen muss 197 Jahre alt werden, bis er das verdient hat, was hier als einmaliger Pensionsbetrag ausbezahlt worden ist, noch dazu bei Umgehung der Steuer. Rechtlich einwandfrei, na sicher - ich habe auch einen Steuerberater! So etwas ist moralisch so verwerflich, dass ich meinem Steuerberater sagen würde, das ist nicht in Ordnung. Das hätte Herr Elsner sich leisten können, weil er dank der Sozialdemokratie und der Politik der Sozialdemokratie ja auch vorher ein bisschen Geld verdient hat.

Jetzt werden Sie herausgehen, jetzt werden Sie loben - auch der Redner der Sozialdemokratie -, wie stark sich Herr Harwanegg für die Bediensteten dort eingesetzt hat und dass man da unbedingt ... (Berichterstatterin Abg Mag Sonja Wehsely: ... hellseherische Fähigkeiten?) Ich höre Sie leider nicht, Frau Berichterstatterin. (Berichterstatterin Abg Mag Sonja Wehsely: Ich wollte nur wissen, haben Sie hellseherische Fähigkeiten?)
Bei der SPÖ brauche ich keine hellseherischen Fähigkeiten. Darauf kann ich schon eingehen: Was die SPÖ heraußen sagen wird, das wissen wir. Das ist erstens: wir sind super; der Zweitredner sagt - heute ist nur einer gemeldet -, das ist superer; dann sagt der Dritte: das ist am supersten. - Dazu brauche ich kein Hellseher zu sein, sondern dazu muss ich nur hier drinnen sitzen und Ihre Arbeit verfolgen. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das ist schon sehr einfach!) Es wäre eine Ausnahme, wenn es heute anders wäre. Es würde mich freuen, aber es würde mich auch überraschen.

Was bleibt, wird man draußen immer wieder hören, und das Schlimme ist noch dazu, dass ich in einer APA-Aussendung lesen muss, dass Herr Serles von der FPÖ mit breiter Brust sagen kann: Ich stelle mich vor Herrn Harwanegg, das geht nicht, Herr Elsner hat gesagt - nicht nur, dass er es kassiert hat, sondern das ist dann noch die nächste Frechheit -, ein Match innerhalb von Genossen! - Das muss man sich einmal vorstellen, dieser Tagesordnungspunkt wäre gar nicht auf der Tagesordnung, wenn Herr Kollege Harwanegg das getan hätte, was man ihm angeboten hat, nämlich zu schweigen und nichts zu sagen: Wenn er unterschreibt, dass er mit keinem Journalisten, keiner Journalistin über diese Causa redet, dann wird die Klage zurückgezogen.

In dem Fall ist das nicht passiert. Aber wie oft passiert das bei einem Match Sozialdemokratie gegen Sozialdemokratie, dass irgendjemand zum Unterschreiben gezwungen wird: Okay, ich sage nichts! 1 Million ist für Herrn Elsner, wenn er es nimmt, gar nichts. Er hat ja schon 50 Millionen und er bekommt noch mehr, für ihn ist das nichts. Für Herrn Harwanegg sind es bei einem Landtagsabgeordnetengehalt fast zwei Jahresgehälter netto - na, das ist immerhin eine Summe. Wie oft kommt es vor - und das steht leider nicht in der Zeitung -, dass irgendein Sozialdemokrat dem anderen das Messer ansetzt und sagt: Schweigepflicht! Das ist fast mafiös, muss ich ehrlich sagen, das finde ich einen Skandal innerhalb der Sozialdemokratie! (Abg Norbert Scheed: Man darf nicht alles glauben ...!)
Das ist einer der Skandale, die bewirkt haben, dass ich nie in die Nähe der SPÖ gekommen bin. Das habe ich gelesen, als ich 15 Jahre alt war, als 17 Jahre alt war, als ich 20 Jahre alt war, wie bei Ihnen mit Leuten umgegangen wird. Das hat mich von Ihnen weit weg getragen. Da muss man sich heute anhören, wie Sie sich für die Arbeiter und die Angestellten und die Armen und alles Mögliche einsetzen, und gleichzeitig haben wir solche Fälle, einen nach dem anderen! Dieser Fall ist nicht der letzte und beim nächsten Mal werden wir wieder herauskommen und zu Ihnen sagen: Richten Sie das einmal, reparieren Sie das! Wollen Sie sich wirklich von der FPÖ solche Sachen wie zum Beispiel heute sagen lassen müssen?

Nächstes Jahr wieder der nächste Fall - ich weiß nicht, wie lange ich hier Abgeordneter sein werde, aber ich bin sicher, dass es jedes Jahr einen solchen Fall gibt. Hellseherische Fähigkeiten oder nicht, wir können ja dann die Probe aufs Exempel machen, wie oft das vorkommt! Denn das, was man in dieser Causa von der SPÖ Wien nicht gehört hat, ist: Wir werden uns bemühen, nicht nur, dass Herrn Harwanegg nichts passiert, sondern auch darum, dass wir all diese Fälle aufdecken, in denen es unglaubliche Summen gibt, in denen es unglaubliche Vereinbarungen gibt!

Ob diese rechtlich gedeckt sind oder nicht, interessiert mich nicht. Wenn ich das meiner Großmutter als Mindestpensionistin vorrechne, wird ihr bei der Zahl schlecht. Ihr würde es bereits genügen, wenn ich den Betrag in Euro hernehme und sage, dass es sich um einen Schillingbetrag handelt. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) In dieser Stadt gibt es viele Leute - lesen Sie das Jahrbuch durch -, die von sehr wenig Geld leben müssen. Gleichzeitig gönnen sich einige von Ihnen, einige Ihnen nahe stehende Personen mit Ihrer Unterstützung, mit der Unterstützung der Gewerkschaften, Gehälter, die einfach astronomisch sind. Das ärgert mich irrsinnig! Unter anderem deswegen arbeite ich bei den GRÜNEN. Denn einen solchen Skandalfall müsst ihr erst einmal suchen - den haben wir nicht! Den haben wir heute nicht, den haben wir gestern nicht gehabt und den werden wir morgen nicht haben. Bei Ihnen aber hört die Liste nicht auf!

Die ÖVP und die FPÖ haben überhaupt keinen Grund, hier herauszugehen und zu sagen: Ich habe Recht gehabt. Denn ich könnte die Liste auch da aufzählen, das ist mir schon klar. Hier drinnen sitzen drei Fraktionen, die sich in diesem Punkt nur sehr wenig voneinander unterscheiden. (Abg Kurth-Bodo Blind: ... die Liste übergeben! Bringen Sie uns einmal die Liste!)

Ich würde mich freuen, wenn Sie sich in dem Punkt von den GRÜNEN etwas anschauen, und ich würde mich freuen, wenn Sie aus diesem Punkt lernen und sagen würden: Okay, jetzt bemühen wir uns einmal, wir durchforsten das alles, wir schauen überall nach - in der Nähe der SPÖ, dort, wo wir Einfluss haben, dort, wo wir bei den Verhandlungen sitzen, dort, wo unsere Gewerkschaftsvertreter sitzen - und achten darauf, dass solche Verträge nicht zu Stande kommen und dass nicht GPA-Vertreter drinsitzen und mit dem Kopf nicken, wenn ein solcher Pensionsvertrag vorliegt. Dabei muss doch irgendjemand etwas auffallen! Es ist wirklich unglaublich, ich greife mir an den Kopf! (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Tschirf.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte hier zwei Punkte anführen. 

Erstens halte ich es für wichtig, dass wir hinsichtlich der Auslieferungspraxis jetzt eine einheitliche Regelung gefunden haben und diese tatsächlich durchziehen werden. Ich gehe deshalb davon aus, dass wir in dieser Legislaturperiode hier nach neuen Prinzipien einheitlich vorgehen werden.

Das Zweite ist der Punkt, der diesen Fall betrifft. Es ist für mich unglaublich, was sich hier abspielt; das sage ich als einer, der fast zwei Jahrzehnte lang Mitglied des Österreichischen Gewerkschaftsbunds ist. Da ist ein engagierter Betriebsratsvorsitzender, der die Interessen seiner Mitarbeiter wahrnimmt, und dieser wird wirtschaftlich bedroht, auch mit den Mitteln des Strafrechts. Da ist es völlig richtig, dass wir die einzige Entscheidung getroffen haben, die hier angemessen ist, nämlich nicht auszuliefern.

Gleichzeitig ist hier der Appell an diejenigen zu richten, die im Aufsichtsrat der BAWAG sitzen - immerhin handelt es sich um die Gewerkschaftsbank und auch um die Gelder von uns Gewerkschaftsmitgliedern; es ist beispielsweise der Vorsitzende der Gemeindebediensteten-Gewerkschaft Weninger Vorsitzender des Aufsichtsrats -, dass man Einfluss darauf ausübt, dass ein solches Handeln durch den Vorstandsvorsitzenden der Gewerkschaftsbank einfach nicht erfolgen kann. Darum geht es, und diesen Appell möchte ich auch in dieser Runde aussprechen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr GÜNTHER.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist an sich interessant, dass sich jetzt unter der neuen Vorsitzenden des Immunitätsausschusses die Praxis der Auslieferung geändert hat und dass wir eine klare Linie gefunden haben. In der letzten Periode war das nicht der Fall. Viele von Ihnen können sich vielleicht noch an die Diskussion um Abg Westenthaler erinnern, als die SPÖ klar und deutlich gesagt hat: Wenn ein Politiker einen anderen beleidigt, der nicht Politiker ist, ist er auszuliefern. Es ging damals um das Mitglied des Europäischen Gerichtshofs Fuhrmann, einen ehemaligen SPÖ-Nationalratsabgeordneten. Wir haben damals gegen diese Auslieferung gestimmt.

Jetzt sind wir sehr glücklich darüber, dass es unter Abg Wehsely hier zu einer klaren Linie kommt. Selbstverständlich ist Kollege Harwanegg zu schützen. Denn was sich Herr Elsner ihm gegenüber erlaubt, schreit zum Himmel.

Eines hat sich heute schon sehr deutlich gezeigt: Die hohen Funktionäre der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten haben viel Verständnis für Leute mit viel Geld. Denn Herr Kollege Hundstorfer hat hier zuerst die Gehaltsverhandlungen für die gut Verdienenden mit aller Kraft und Vehemenz verteidigt. Der Aufsichtsratsvorsitzende der BAWAG ist immerhin der Chef der Gemeindebediensteten-Gewerkschaft Weninger und dieser hat überhaupt nichts dabei gefunden, dass Herr Elsner dort 50 Millionen S kassiert, und zwar steuerschonend gerade noch vor dem 1.1.2001. Das ist abzulehnen, und hier hat dies Herr Kollege Ellensohn schon sehr deutlich und sehr ausgiebig begründet.

Wir stehen hier voll und ganz hinter dem Kollegen Harwanegg, der als Personalvertreter seiner Aufgabe nachgekommen ist. Man muss dazu auch sagen, dass er seine Mitarbeiter nur informiert hat. Herr Elsner sagt gegenüber dem "Format", er hat die Mitarbeiter der BAWAG den aufrechten Gang gelehrt und hat nichts dagegen, wenn man ihn kritisiert. Dafür aber, dass er dann gegen den Personalvertreter der PSK mit Klagen in Millionenhöhe vorgeht, habe ich überhaupt kein Verständnis. Da ist Kollege Harwanegg selbstverständlich zu unterstützen und daher ist die Zustimmung der FPÖ zur Nichtauslieferung selbstverständlich gegeben. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Scheed.

Abg Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe mir beim Herausgehen zum Rednerpult schon nasse Füße geholt, weil ich durch die Krokodilstränen des Kollegen Ellensohn gewatet bin, der hier ständig BAWAG, SPÖ und ÖGB in einer Reihe nennt. Ich glaube, ich kann es mir ersparen, darauf hinzuweisen, dass der ÖGB überparteilich ist, die SPÖ eine Partei ist und die BAWAG ein Unternehmen ist, das zum Beispiel auch eine nicht unwesentliche deutsche Beteiligung hat. (Heiterkeit bei der FPÖ, bei der ÖVP und bei den GRÜNEN. - Abg Michael Kreißl: Und der "Konsum" war überhaupt nicht ...!)
Worum geht es hier im Grunde genommen? - Das sage ich als Gewerkschafter, der der GPA angehört - um das auch gleich zu sagen - und der das in der Tat für eine nicht sehr schöne Situation hält. Es ist aber eine betriebliche Auseinandersetzung, die so zu verstehen ist, dass dort ein Betriebsrat in Ausübung seines Mandats, das er vom Personal bekommen hat, die Interessen der Beschäftigten vertritt, und das in einer momentan konfliktorientierten Situation mit seiner Unternehmerseite.

Jetzt sage ich ganz offen, über Ziele, Strategie, Stil der Unternehmensführung - vielleicht auch des Betriebsrats - kann man immer diskutieren. Das ist eine Sache, die unternehmensbezogen ist. Faktum ist, dass das einzig Relevante in dieser Auseinandersetzung das Arbeitsverfassungsgesetz regelt. Dort steht klipp und klar drin, dass der Betriebsrat bei seiner Tätigkeit nur einem Souverän rechenschaftspflichtig ist: Das ist die Betriebsversammlung, das sind die Menschen, die ihn gewählt haben. Sofern er von diesen ein Mandat bekommt, ist er in seiner Strategie und in seiner Politik legitimiert.

Ich weiß in Kenntnis der Judikatur ähnlich gelagerter Fälle auch, dass das, worum hier diskutiert wird, in vielen Fällen als durchaus in der Betriebsratsausübung, sozusagen im Rahmen dessen, was zulässig ist, von der Judikatur bewertet worden ist, und wir uns heute mit dieser Frage in Wirklichkeit nur deswegen hier beschäftigen, weil durch die Tatsache, dass Kollege Harwanegg Landtagsabgeordneter ist, ein politisches Interesse besteht und die Gelegenheit bestanden hat, für andere Sachverhalte, über die man gesondert diskutieren kann, wo immer man will - legitimerweise nicht hier, weil es keine Angelegenheiten des Landtags sind -, hier eine Bühne zu finden, um sie hier zum Ausdruck zu bringen.

Das ist verständlich, und es ist sowieso nicht sonderlich engagiert und aggressiv vorgetragen worden. Das sage ich nur nebenbei, ohne damit irgendetwas von den bestehenden Geschichten zu rechtfertigen. Hans Sallmutter hat eine klare Aussage gemacht, die für sich steht und der ich nichts hinzufügen möchte. Aber in dem jährlich im "News" veröffentlichten Ranking der bestbezahlten Manager findet man viele Sympathisanten und Parteifreunde dieser Seite der Parteien, die hier im Landtag vertreten sind. (Der Redner deutet in Richtung der Sitzreihen von FPÖ und ÖVP.) Da kommen die ersten Sozialdemokraten weit hinten. Es wäre interessant, die Verträge, die Sie in diesen Bereichen abschließen und zulassen, in der öffentlichen Debatte vergleichsweise gegenüberzustellen, um zu sehen, wie sie dann zu bewer

ten wären.

In diesem Sinn ist es, glaube ich, die richtige Haltung, hier keine Auslieferung vorzunehmen und festzuhalten, dass es sich bei dieser Auseinandersetzung um eine betriebliche Angelegenheit handelt, die auch dort zu regeln ist. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dem Antrag des Immunitätskollegiums zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke, das ist einstimmig so beschlossen.

Das Ergebnis lautet somit: Kollege Harwanegg wird nicht ausgeliefert.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt.

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 15.39 Uhr.)

